Geſetz⸗Sammlung 
5 für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 4814.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Oktober 1857., betreffend die Beſtaͤtigung des 
\ „Reglements der Pommerſchen Landſchaft von 1784., revidirt von den 
in den Jahren 1847., 1850. und 1857. gehaltenen Generallandtagen.“ 


Au Ihren Bericht vom 30. September d. J. habe Ich dem Mir vorgeleg⸗ 

ten Entwurf zum „Reglement der Pommerſchen Landſchaft von 1781., revi⸗ 

dirt von den in den Jahren 1847., 1850. und 1857. gehaltenen Generalland⸗ 

tagen“ durch Vollziehung der demſelben angehaͤngten Urkunde Meine Beſtaͤti⸗ 
gung ertheilt und ſende Ihnen denſelben zur Veröffentlichung durch die Geſetz⸗ 
Sammlung beigehend zuruͤck. ET EEE 


Berlin, den 26. Oktober 1857. 
| Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Prinz von Preußen. 
| Simons. v. Weſtphalen. 
An die Miniſter der Juſtiz und des Innern. 


* 


Jahrgang 1857. (r, 4811.) 8 BE * Regle⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 31, Dezember 1857. 
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Reglement 
der Pommerſchen Landſchaft von 1781., revidirt von den in den 
Jahren 1847., 1850. und 1857. gehaltenen Generallandtagen. 


Die Pommerſche Landſchaft, ein durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom 
13. März 1781. beftätigtes und mit Korporationsrechten ausgeſtattetes Kredit⸗ 
Inſtitut, hat den Zweck: 


den Beſitzern ſaͤmmtlicher bepfandbriefungsfaͤhiger Guͤter Alt-Vor⸗ und 
Hinterpommerns durch Bewilligung von Pfandbriefen einen dauernden 
und beſonders garantirten Realkredit zu gewaͤhren. 


Kapitel I. E 
Von den Pfandbriefen im Allgemeinen. 
Se 


i Pommerſche Pfandbriefe ſind Verſchreibungen, welche von der Pommer⸗ 
ſchen Landſchaft durch die zu ihrer Vertretung und zur Realiſirung des Schuld⸗ 


verhaͤltniſſes konſtituirten Kollegien gegen Hypothekenbeſtellung Pommerſcher 


bepfandbriefungsfaͤhiger Guͤter ausgefertigt werden. ST 

Sie find auf den Inhaber geſtellt, von dieſem nicht kuͤndbar, von der 
Landſchaft nur unter den H. 260. seg. beſtimmten Maaßgaben zu kuͤndigen 
und ſowohl in Anſehung der Sicherheit des Kapitals als der richtigen Ver⸗ 
zinſung nach den Beſtimmungen dieſes Reglements garantirt. 


H. >: \ 


Sie lauten auf Kurant nach dem geſetzlichen Muͤnzfuß und gewähren. 


dem Inhaber bei einem Betrage von Einhundert Thalern und Darüber drei und 
ein halb Prozent und unter Einhundert Thaler drei und ein Drittel Prozent 
Zinſen pro Anno in halbjaͤhrigen Raten, wogegen der Beſitzer des bepfand⸗ 
brieften Gutes ſolche der Landſchaft gegenüber mit vier Prozent verzinſen und 
erforderlichen Falls Ccfr. H. 303. letzter Abſatz) zur Deckung der Verwaltungs⸗ 
koſten den ſogenannten Quittungsgroſchen mit ein ſechſtel Prozent zu erlegen hat. 


Die Landſchaft iſt jedoch fortan ermaͤchtigt, auf Antrag des Kredit ſuchen⸗ 


den Gutsbeſitzers auch vier Prozent Zinſen tragende Pfandbriefe auszufertigen, 
welche der Schuldner mit vier und einem halben Prozent jährlich neben dem 
erforderlichen Falls noch zu zahlenden Quittungsgroſchen zu verzinſen hat. 
F. 3. | 
Diem Pfandbriefsinhaber zahlt die Landſchaft unbedingt und 5 
Se . er Kapk⸗ 


— — — nn en 


Tilgung ankommt, fuͤr die Landſchaft keine eu Kraft. 


U 


-_ 
Kapital und Zinſen nach Maaßgabe dieſes Reglements, ohne daß derſelbe mit 


dem Gutsbeſitzer in ein perſoͤnliches Schuldverhaͤltniß tritt. 


Fuͤr die Pfandbriefe haften, außet dem in dem Pfandbriefe etwa be⸗ 
nannten, zur erſten Stelle ſpeziell verpfaͤndeten Gute, alle Güter innerhalb des 
Kreditvereins, ſaͤmmtliche Forderungsrechte der Landſchaft gegen ihre eigenen 


Schuldner (J. 162.) und das ſonſtige Vermoͤgen der Landſchaft. 


Alle Pfandbriefe haben gleiche Vorrechte. 


$. 4. 5 
Die Geſammtſumme der auf ein Gut zu bewilligenden Pfandbriefe darf 
niemals zwei Drittel des nach den Grundſaͤtzen der landſchaftlichen Beleihungs⸗ 
taxe ermittelten Gutswerthes, bei Lehnguͤtern auch nicht zwei Drittel des Lehns⸗ 


das ’ N 7 1 x 


Taxwerthes uͤberſchreiten. 
5 H. 5. 


Andere Hypothekenkapitalien koͤnnen den Pfandbriefen im Hppotheken⸗ 
buche nicht vorſtehen, eben ſo wenig Eintragungen uͤber Lebtagsrechte, Kau⸗ 


tionen, Proteſtationen oder andere Verpflichtungen, welche die freie Verfügung 


über die Subſtanz oder die Einkuͤnfte der Güter beſchraͤnken. 

Bei urſpruͤnglich zu Erbpacht oder Erbzins ausgegebenen Grundſtuͤcken 
wird der etwa prioritaͤtiſch eingetragene Kanon, mit drei und ein halb Prozent 
kapitaliſirt, von dem Gutswerthe in Abzug gebracht. 

Auf die Rentenbank uͤbernommene Praͤſtationen werden den ubrigen 


Gutsabgaben zugerechnet. ER 


6. ag | 

Wer Pfandbriefe aufnehmen will, muß daher die Ablöfung der In⸗ 
groſſate oder die Bewilligung des Glaͤubigers zur Umſchreibung der dazu geeig- 
neten Hypotheken in eine Pfandbriefsſchuld beibringen, oder die Poſtlokation 
aller auf dem Gute haftenden erwahnten Eintragungen bewirken, ehe Pfand⸗ 
briefe fuͤr ihn ausgefertigt werden koͤnnen. 8 3 

91 7 
Die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften über die Außer- und Wieder⸗ 


Inkursſetzung von Lettres au porteur find auch für Pfandbriefe maaßgebend; 


jede landſchaftliche Behoͤrde iſt befugt, den von einem Organe des Inſtituts 
und den von Privaten außer Kurs geſetzten Pfandbriefen durch einen darauf 
geſetzten, den geſetzlichen Erforderniſſen entſprechenden Vermerk wieder freie 
Cirkulation zu gewähren; bei einer Wiederinkursſetzung der von Privaten dem 
Verkehr entzogenen Pfandbriefe hat ſie die Berechtigung der Perſon, welche 
die Wiederinkursſetzung beantragt, ſorgfaͤltig zu pruͤfen und, Falls dieſelbe von 


derjenigen, welche den Pfandbrief außer Kurs geſetzt, verſchieden iſt, den Grund 


dieſer Berechtigung in den Vermerk mit aufzunehmen. 9 190 
Privatvermerke ohne Unterſchrift heben die Kursfaͤhigkeit des Pfandbrie⸗ 
ſes nicht auf, und jeder Privatvermerk hat da, wo es auf reglementsmaͤßige 


Gr 4811, Ka⸗ 
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Kapitel II. 


Von den Perſonen und Gütern, welche zur Aufnahme von 
Pfandbriefen geeignet ſind. 


H. 8. 


Nur auf Güter, welche zu Alt⸗-Vor⸗ oder Hinterpommern gehören, oder 
bis zum Jahre 1816. gehört haben, und welche nach den, vor dem Erſcheinen 
des Geſetzes vom 2. Januar 1849. gültig geweſenen Geſetzen unter der Real⸗ 
Jurisdiktion eines Obergerichts geſtanden haben oder ſtehen wuͤrden, koͤnnen, 
Falls ſie nicht etwa dem landſchaftlichen Kreditverbande einer anderen Provinz 
noch aſſoziirt find, Pommerſche Pfandbriefe ausgefertigt werden. 

Ueber die bepfandbriefungsfaͤhigen Guͤter wird in jedem Departement 
fortlaufend eine Matrikel gefuͤhrt. 

Entſteht bei Aufnahme neuer Guͤter eine Meinungsdifferenz zwiſchen dem 
Departementskollegium und der Generaldirektion, ſo entſcheidet der Engere 
Ausſchuß reſp. Generallandtag. \ 


H. D. ode Hie 

Nur diejenigen Beſitzer, welche den Geſetzen nach gültige Darlehnsver⸗ 
traͤge zu ſchließen befugt ſind, koͤnnen Pfandbriefe auf ihre Guͤter nehmen. 

Von der Bepfandbriefung ſind alle Guͤter ausgeſchloſſen, bei denen eine 
Verpfaͤndung rechtsguͤltig unterſagt iſt. 

Ergiebt der Hypothekenſchein, daß das zu bepfandbriefende Gut ein Fi⸗ 
deikommiß, Majorat oder Lehn iſt, ſo iſt bei Pruͤfung der Bedingungen der 
Zuläffigkeit einer Bepfandbriefung Alles maaßgebend, was die Stiftungsurkunde, 
die provinziellen Lehnsgeſetze und die allgemeinen Landesgeſetze zu einer rechts⸗ 
gültigen Verpfaͤndung ſolcher Güter vorſchreiben. 

Guͤter, welche pfandweiſe beſeſſen werden, koͤnnen, inſoweit dadurch nicht 
die zuläffige Beleihungsquote nach der landſchaftlichen Taxe uͤberſtiegen wird, 
bis zu drei Viertel des Pfandveraͤußerungspreiſes auf den Antrag des Pfand⸗ 
Inhabers beliehen werden, jedoch nur mit Konſens des Pfandgebers oder 
deffen legitimirter Erben oder Rechtsnachfolger, und bei Lehnguͤtern reſp. der 
Agnaten. 


gehören, ift die Einwilligung derjenigen Behörden und Perſonen nothwendig, 
ohne deren Zuſtimmung dieſelben nicht rechtsguͤltig verpfaͤndet werden duͤrfen. 


$. 10. 


Die Gebäude auf bepfandbrieften Guͤtern muͤſſen gegen Feuer angemeſſen 


bei der betreffenden ſtaͤndiſchen Feuerſozietaͤt verſichert fein; die Landraͤthe haben 
von jedem Feuerſchaden auf denſelben, ſowie von dem Austritt eines Gutes 
aus der Feuerſozietaͤt, der betreffenden Departementsdirektion Nachricht zu geben. 


| Ka⸗ 


Zu der Bepfandbriefung derjenigen Guͤter, welche moraliſchen Perſonen 
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Kapitel III. 


Vom Koͤniglichen Kommiffarius und den landſchaftlichen 
Behörden. 


H. 11. 

Alles, was zur Aufrechthaltung des landſchaftlichen Kreditſyſtems und 
der in dem gegenwärtigen Reglement feſtgeſtellten Grundſaͤtze gehört, ſteht unter 
der Oberaufſicht des Miniſters des Innern und der beſonderen Aufſicht eines 
Königlichen Kommiſſarius, deſſen Ernennung Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt Aller⸗ 
hoͤchſtſelbſt vorbehalten bleibt. 


§. 12. Br 
Der Königliche Kommiſſarius iſt den ſaͤmmtlichen landſchaftlichen Be⸗ 
hoͤrden vorgeſetzt und hat daruͤber zu wachen, daß uͤberall nach dem Reglement 
und den Grundſaͤtzen des Kreditſyſtems verfahren werde. 


H. 13. a 


Auf dem Generallandtage und dem alljaͤhrlich ſtattfindenden Engeren 
Ausſchuſſe fuͤhrt er den Vorſitz, ohne jedoch in dieſen Verſammlungen eine 
Stimme zu haben. In Behinderungsfaͤllen wird er durch den Generalland⸗ 
ſchafts⸗Direktor vertreten. a 


§. 14. 
Er iſt befugt, jederzeit Bericht zu erfordern, und uͤberall, wo er es 
noͤthig findet, Kaſſenviſitationen und Rechnungsreviſionen anzuordnen, und dabei 
gegenwaͤrtig zu ſein. f 


$. 15. 


Unter dem Königlichen Kommiſſarius werden die Geſchaͤfte des Inſtituts 
beſorgt: 
1) von den vier Departementsdirektionen und den Departementskollegien; 
2) von der Generallandſchafts-Direktion; 
3) vom Engeren Ausſchuſſe; 
4) von dem Generallandtage. 
Dieſe ſaͤmmtlichen Behörden bilden öffentliche Kollegien mit den im All⸗ 
gemeinen Landrechte HH. 114. seg. Th. II. Tit. 10. angegebenen Rechten. 
Die innerhalb ihres Reſſorts von ihnen ausgeſtellten Urkunden haben die 
Eigenſchaft und Guͤltigkeit öffentlicher Dokumente. 
Gegen die innerhalb ihrer verfaſſungsmaͤßigen Befugniſſe ergangenen 
Entſcheidungen derſelben findet Berufung auf rechtliches Gehör nicht ſtatk. 
Der Rekurs von der Entſcheidung der Departementsdirektionen und der 
Departementskollegien geht an die Generaldirektion, gegen deren Entſcheidung 
wiederum Berufung an den Engeren Ausſchuß reſp. Generallandtag, ſofern ein 
ſolcher vor dem Engeren Ausſchuß zuſammentritt, offen ſteht. 
Cr. 4811) N Ka⸗ 


* 


Kapitel IV. 
Von den Departementsdirektionen und den Departements⸗ 
N Kollegien. 
H. 16. 


Die Provinz Alt⸗Vor⸗ und Hinterpommern zerfaͤllt in landſchaftlich⸗ 
adminiſtrativer Beziehung in vier Departements und werden ſelbige aus nach⸗ 
ſtehenden Kreiſen gebildet, wobei die im Jahre 1781 beſtandene Kreiseintheilung 
maaßgebend iſt: s 


a) das Anklamer oder Vorpommerſche Departement aus den Kreiſen Ran⸗ 


dow, Demmin, Anklam und Uſedom-Wollin; 


b) das Stargarder Departement aus den Kreiſen Greifenhagen, Pyritz, 


dem kombinirten Saatzig⸗Wedell, dem kombinirten Naugard⸗Dewitz und 
dem Borken⸗Kreiſe; } 
c) das Treptowſche Departement aus den Kreiſen Oſten, Greifenberg, 
Flemming, Fuͤrſtenthum, Belgard und Neuſtettin; 
d) das Stolper Departement aus den Kreiſen Stolp, Rummelsburg, 
Schlawe und Lauenburg⸗Buͤtobw. dan 
Vorſtehende Reihefolge begründet übrigens keinen Vorzug der Departe⸗ 
ments unter einander, indem dieſelben voͤllig gleiche Berechtigungen und Ver⸗ 
pflichtungen haben. g 155 


§. 17. 


Die aus jedem der vorbemerkten zu einem Departement konſtituirten Kreiſe 
gewählten Deputirten repraͤſentiren das Departement und bilden mit der De⸗ 


partementsdirektion das Departementskollegium. 


$ 18. 


Die Departementsdirektion beſteht aus einem Direktor und zwei Land⸗ 
ſchaftsraͤthen und iſt mit einem Syndikus als Rechtskonſulenten und mit dem 
nöthigen Subalternperſonale verſehen. 


A. Von der Wahl und dem Amte des Departementsdirektors. 
5 F. 19, 
Der Direktor des Departements wird in den zum Departement gehörigen 


Kreiſen von den Beſitzern ſaͤmmtlicher bepfandbriefungsfaͤhiger Guter durch 
Mehrheit der Stimmen gewählt und Seiner Majeftät zur Allerhoͤchſten Beftä- 


tigung vorgeſtellt. 
3 H. 20. 


Dier Gewaͤhlte iſt verbunden der Wahl zu folgen, wenn ihm nicht ein 
gültiger Entſchuldigungsgrund zur Seite ſteht. 5 * 


F. 21. 


89.104, und folgende hier Anwendung. 
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H. 8 24 * 


Als guͤltige Entſchuldigungsgruͤnde werden nur ſolche angeſehen, welche 

nach allgemeinen Landesgeſetzen von der Uebernahme einer Vormundſchaft ent⸗ 

. no daß der Erwählte bereits ſechs Jahre als landſchaftlicher Beamter 
ungirt hat. 


H. 22. 


j Wenn die Stelle eines Direktors erledigt iſt, ſo werden die Kreisdepu⸗ 
tirten zur Veranſtaltung einer neuen Wahl durch die Direktion aufgefordert. 
Die Deputirten erlaſſen ſofort die darauf bezuͤglichen Cirkulare an ſaͤmmtliche 
Wahlberechtigte, worin ſie dieſelben auffordern, ihre Vota unterſchrieben und 
verſiegelt ihnen oder der Direktion bis zur betreffenden Departementsverſamm⸗ 
lung einzuſenden, mit beigefuͤgter Kommination, daß ſie andernfalls ſich dem 
Votum der Mehrzahl zu unterwerfen haben. 
Die Inſinuation dieſer Eirkulare geſchieht auf dem Gute des Aſſozüirten, 
ohne Ruͤckſicht, ob derſelbe daſelbſt wohnt und anweſend iſt. Reer 
Sie kann durch einen, wenn auch nicht vereideten, nach der Ueberzeugung 
des Deputirten jedoch zuverläffigen Boten geſchehen und wird als dokumentirt 
angenommen, wenn ſie von dem Boten beſcheinigt wird; auch können alle land⸗ 
ſchaftlichen Mittheilungen durch die als amtliche Organe von der landraͤthlichen 
Kreisbehoͤrde benutzten Blaͤtter rechtsguͤltig bewirkt werden. 
Ueber die Gültigkeit: der Inſinuatlon entſcheidet die Departementsver⸗ 
ſammlung endguͤltig. | 


H. 23. 8 
In Betreff der Berechtigung zur Abgabe von Stimmen finden die 


H. 24. ö 
Die eingegangenen VBota werden in der Departementsverſammlung ge⸗ 5 
oͤffnet und wird dadurch zuvörderſt ermittelt, wer in jedem Kreiſe durch Mehr⸗ 
heit der Stimmen erwaͤhlt iſt. Die Mehrheit der Stimmen der Kreiſe felbft - 
aber entſcheidet die Wahl. Im Stolper Departement zaͤhlt hierbei die Stimme 
des Lauenburg⸗Buͤtower Kreiſes fuͤr zwei Stimmen. 


F. 25. 


Hat ſich auf dieſem Wege nicht eine Majoritaͤt der Kreiſe herausgeſtellt, 
ſo entſcheidet ſodann nach Zuſammenzaͤhlung ſaͤmmtlicher auf jeden Einzelnen 
gefallenen Stimmen aus allen Kreiſen die Mehrheit derſelben, und wenn auch 


8 dieſes Mittel zuletzt erfolglos bleiben ſollte, der Engere Ausſchuß. 


H. 26. 


Nur derjenige Wahlberechtigte iſt waͤhlbar, welcher zur Zeit der Wahl 
Mitglied eines landſchaftlichen Kollegi der Provinz iſt, oder fruͤher ein ſolches 


Amt verwaltet hat. 


(Ax. 4811.) z j A H. 27. 
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H N. 
Zwei landſchaftliche Aemter laſſen ſich mit einander nicht verbinden; die 


angenommene Wahl zu einem zweiten ſchließt die Nothwendigkeit in ſich, das 


erſte aufzugeben. 
§. 28. 

Der Direktor muß ſich, ſo oft es noͤthig iſt, in der landſchaftlichen De⸗ 
partementsſtadt aufhalten und es der General⸗Landſchaftsdirektion anzeigen, 
wenn er uͤber die Grenze ſeines Departements reiſen will. In dieſem Falle, 
und wenn er ſonſt behindert iſt, wird er durch den aͤlteſten Landſchaftsrath ver⸗ 
treten, und dieſer zieht erforderlichenfalls einen Deputirten zur Vertretung einer 
Rathsſtelle zu. 

2 H. 29. 

Das Amt des Direktors nimmt von dem Tage ſeiner Einfuͤhrung und 
Verpflichtung den Anfang und waͤhrt ſechs Jahre, nach deren Ablauf er je⸗ 
doch wieder waͤhlbar iſt. = 115 8 

f §. 30. 0 

Der Direktor fuͤhrt bei der Landſchaftsdirektion, ſowie in dem verſam⸗ 
melten Kollegium des Departements den Vorſitz, leitet alle Berathungen und 
Geſchaͤfte beider Kollegien und wohnt der jährlichen Verſammlung des Engeren 
Ausſchuſſes bei (cfr. F. 113.). irn 

2 F. 31. 

Er iſt verpflichtet, alle Auftraͤge der General⸗Landſchaftsdirektion aus⸗ 
zuführen und berechtigt, auf ſolche Gegenſtaͤnde, die keinen Verzug leiden, das 
Erforderliche vorläufig zu verfügen. Sind es fehr wichtige Angelegenheiten, ſo 
muß er, um einen Beſchluß zu faſſen, die beiden Landſchaftsraͤthe zuziehen. 
Von allen vorläufig getroffenen Verfügungen muß er das Departementskolle⸗ 

n gium bei der naͤchſten Verſammlung in Kenntniß ſetzen. * 


§. 32. Fi 


Er erbricht alle eingehenden Briefe und hat das Recht, die Aufnahm 


von Taxen zu verfuͤgen und die Arbeiten zu vertheilen. 
0 H. 33. ü 
g Die Kaſſe ſeines Departements iſt feiner beſonderen Aufficht unterworfen. 
Er iſt ſchuldig, außer den nach H. 67. durch die Deputirten ſtattfindenden feſt⸗ 


ſtehenden ordentlichen Kaſſenreviſionen alljaͤhrlich mindeſtens zweimal außer⸗ 


ordentliche Kaſſenreviſionen zu halten und die Kaſſenverwaltung, ſowie die gute 
Ordnung in der Regiſtratur und Kanzlei immer im Auge zu behalten. 


| $. 34. | 117 et 
Beim Antritt feines Amtes wird er von dem Königlichen Rommiſſane. 
e oder 


8 = 


oder einem von demſelben ernannten Stellvertreter nach Maaßgabe der in der 
e abgedruckten Eidesnorm verpflichtet. 5 


§. 35. 
| Er erhält für Amtsgeſchaͤfte außerhalb der Departementsſtadt und feines 
| 


— 


Wohnortes außer feinem Gehalte an Didten taͤglich drei Thaler und an Fuhr⸗ 
koſten Einen Thaler fuͤr jede Meile, mit der Maaßgabe, daß auf ſechs Meilen 
Ein Reiſetag gerechnet wird. 


$. 36. 


Kommt der Direktor ſoweit in ſeinen Vermoͤgensverhaͤltniſſen zuruͤck, daß 
gegen ihn wegen ruͤckſtaͤndiger Zinſen exekutiviſche Verfuͤgungen ergehen muͤſſen, 
jo iſt er genöthigt auszuſcheiden. Es iſt dann eine andere Wahl zu treffen. 


B. Von den Landſchaftsräthen. 
g N 
Die fuͤr jedes Departement zu beſtellenden zwei Landſchaftsraͤthe Fonfli- 
tuiren mit dem Direktor die Deparkementsdirektion und haben ſich den beſon⸗ 


deren Angelegenheiten und dem Intereſſe des Departements nach dem jedes⸗ 
maligen Auftrage des Departementsdirektors zu unterziehen. 


H. 38. 
Die Landſchaftsraͤthe werden in eben der Art gewaͤhlt, wie dies in den 
SS. 19. bis 27. bei der Wahl des Departementsdixektors vorgeſchrieben iſt, 
mit der Maaßgabe, daß es deren Allerhoͤchſter Beſtaͤtigung nicht bedarf. 
H. 39. 


Die Beſtimmungen der Hf. 29. und 36. finden auch auf die Landſchafts⸗ 
raͤthe Anwendung. 


F. 40. 


Die Landſchaftsraͤthe fungiren als Glieder der Departementsdirektion 
und des Departementskollegiums in den beſtimmten Verſammlungen als be— 
ſtändige Abgeordnete, um Taxen aufzunehmen, Sequeſtrationen einzuleiten und 
ſelbſt zu fuͤhren, ſowie als Kaſſenkuratoren, und haben ſonſtige Aufträge des 
Direktors auszufuͤhren. 


ga. 
| 
| 


Der Vorrang unter den beiden Landſchaftsraͤthen wird durch das Alter 
, Sitzes in der Departementsdirektion beſtimmt. 
| §. 42. . 


Die Landſchaftsraͤthe find von dem Departementsdirektor nach dem bei⸗ 
gedruckten Eidesformulare zu verpflichten. 
Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) 128 H. 43. 


—_ 0 


8 §. 43. i e 
Fuͤr Geſchaͤfte außerhalb der Departementsſtadt und ihrer Wohnorte 
beziehen die Landſchaftsraͤthe außer ihrem Gehalte die im H. 35. feſtgeſtellten 
Diäten und, wenn ihnen keine freien Fuhren geſtellt werden, die daſelbſt be⸗ 
zeichneten Fuhrkoſten. 


C. Von den Seſchäften der Departementsdirektion. 


H. 44. 


a Die Departementsdirektion verſammelt ſich, ſo oft es nach dem pflicht⸗ 
maͤßigen Ermeſſen des Direktors oder der uͤbereinſtimmenden Anſicht der Raͤthe 
noͤthig erſcheint. 


ER $..45. 
Sie faßt ihre Konkluſa nach der Mehrheit der Stimmen ab. 


H. 46. ist 121 1 DE 
Die Landſchaftsdirektion iſt in allen zu ihrem Reſſort gehoͤrigen Angele⸗ 
genheiten und Geſchaͤften des landſchaftlichen Inſtituts, welche nicht durch be⸗ 
fondere Beſtimmungen des Landſchaftsreglements ihrer Leitung und Beſtimmung 
entzogen ſind, die das Inſtitut nach Außen hin vertretende Behoͤrde, welcher 
auch die Verwaltung des ſpeziellen Korporationsvermoͤgens des betreffenden 
Departements, es beſtehe ſolches in Grundſtuͤcken, Rechten, Kapitalien und an⸗ 
deren Gegenſtaͤnden, obliegt. Sie hat unter Beirath ihres Syndikus vorzuͤglich 
die Sicherheit zu unterſuchen, welche von den zu bepfandbriefenden Guͤtern zu 
leiſten iſt und mit ſorgfaͤltiger Beachtung der geſetzlichen Erforderniſſe das ganze 
Bepfandbriefungsgeſchaͤft zu leiten, auch die bewilligten Pfandbriefe auszuhaͤn⸗ 
digen. Sie hat ferner ſowohl ihre eigenen Beſchluͤſſe, als auch die Beſchluͤſſe 
des Departementskollegiums, unter Auffiht und Kontrolle der Generalland⸗ 
ſchafts-Direktion, ſowie endlich auch die Beſchluͤſſe des Engeren Ausſchuſſes und 
des Generallandtages in Ausfuͤhrung zu bringen, ohne daß ſie gegen Dritte 
zu ihrer Legitimation eines beſonderen Ausweiſes daruͤber bedarf, daß da, wo 
in Bezug auf das Innere des Inſtituts die Zuſtimmung des Departements⸗ 
Kollegiums, der Generallandſchafts⸗Direktion, des Engeren Ausſchuſſes oder 
des Generallandtages erforderlich iſt, ſolche wirklich ertheilt ſei. De 
Die Landſchaftsdirektion führt insbeſondere die Prozeſſe für die Land⸗ 

ſchaft, ſei es als Klägerin oder als Verklagte, ſelbſtſtaͤndig. 
b Bei den von ihr unmittelbar ausgehenden Beſchluͤſſen, Verfuͤgungen und 
Maaßnahmen von einiger Wichtigkeit, welche nicht ſchon durch den gewoͤhnli⸗ 
chen Verlauf der Geſchaͤfte und klare und beſtimmte Vorſchriften der Geſetze 
und insbeſondere des Landſchaftsreglements geboten werden, hat die Land⸗ 
ſchaftsdirektion vor deren Ausführung, die Anſicht und Zuſtimmung des ganzen 
Departementskollegiums, in dringenden Faͤllen aber, welche keinen We 
2 E Mr} : £ ei en, 


= 5 = 


leiden, deſſen nachträgliche Ratihabition, unter Rechtfertigung ihres Verfah⸗ 
rens, einzuholen, und macht ſich, wenn ſie dies unterlaͤßt, wegen des dem In⸗ 
ſtitute dadurch entſtehenden Schadens verantwortlich. 

Die Unterſchrift des Direktors oder eventuell deſſen Stellvertreters mit 
beigedrucktem Siegel der Direktion genügt zur Beglaubigung. 5 

Bei den ruͤckſichtlich des Pfandbriefsintereſſes auszuſtellenden Abſchrei⸗ 
bungs⸗, Liberations-, Permutations- und Loͤſchungskonſenſen, ſowie den Un⸗ 
ſchaͤdlichkeitsatteſten, bei der Feſtſetzung von Taxen und Pfandbriefsbewilligungen 
und den daruͤber zu ertheilenden Atteſten genuͤgt die Unterſchrift der Departe⸗ 
mentsdirektion allein, wenn zugleich atteſtirt wird, daß dieſe Atteſte und Kon⸗ 
ſenſe auf einem vorſchriftsmaͤßig gefaßten Beſchluſſe des Departementskolle⸗ 
giums beruhen. f 


H. 47. 


Die Landſchaftsdirektion muß die Wirthſchaftsfuͤhrung auf den bepfand⸗ 
brieften Guͤtern beobachten und bei entdeckten, die wirthſchaftliche Sicherheit 
beeintraͤchtigenden Wirthſchaftsveraͤnderungen oder Unordnungen einſchreiten. 


H. 48. 


Das zur Bewirthſchaftung eines Gutes nothwendige Inventarium an 
Vieh, Ackergeraͤth u. ſ. w. iſt nach H. 48. Tit. 2. Th. I. des Allgemeinen 
Landrechts ein Pertinenzſtuͤck des Hauptgutes und bleibt als ſolches auch ſelbſt 
dann, wenn es von der Bepfandbriefungstaxe in Abzug gebracht waͤre, deſſen⸗ 
ungeachtet von der Verhaftung fuͤr die bewilligte Pfandbriefsanleihe nicht aus⸗ 
geſchloſſen; der verbundenen Landſchaft bleiben vielmehr auch dann in Beziehung 
auf daſſelbe ganz dieſelben Rechte vorbehalten, welche die HH. 441. und fol⸗ 
gende des Allgemeinen Landrechts Th. I. Tit. 20. dem Hypothekenglaͤubiger 
einraͤumen, jedoch mit der Maaßgabe, daß die betreffende landſchaftliche Depar⸗ 
tementsdirektion berechtigt iſt, die ihr drohende Gefahr durch die ihr regle⸗ 
mentsmaͤßig zuſtehenden Mittel, ſei es durch Arreſtſchlag, ſei es durch Seque⸗ 
ſtration ꝛe. ohne Requiſition des Gerichts nach ihrem eigenen ſelbſtſtaͤndigen 
Ermeſſen abzuwenden. 4 f e ats 


H. 49. 


Jeder Affozüirte, beſonders aber der betreffende Kreisdeputirte, iſt ver⸗ 
pflichtet, wenn er bei einem bepfandbrieften Gute unordentliche Bewirthſchaf⸗ 
tung, weſentliche Veraͤnderungen im Wirthſchaftsſyſtem oder erhebliche Sub⸗ 
ſtanzverringerungen wahrnimmt, der Landſchaftsdirektion davon Anzeige zu 
machen. Doch ift hierbei auf namenloſe und unbeſtimmte Anzeigen keine Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. f 205 43 55 ing 

| H. 50. | 


Vorzuͤglich muß die Bewirthſchaftung der dem Kreditſyſtem verpfaͤndeten 
Wälder genau beobachtet werden. Iſt der Wald mit zur Taxe gezogen, ſo 
muß die Direktion daruͤber wachen, daß derſelbe nach den von ihr feftgeftellten 

(Nr. 48110 128* Grund⸗ 


— 956 — 


Grundſaͤtzen bewirthſchaftet und nicht mehr, als danach beſtimmt iſt, geholzt 
und verkauft werde. 


H. 51. 


Sie iſt zu dieſem Zwecke berechtigt und verbunden, den Wald, ſo oft ſie 
es noͤthig findet, beſichtigen und Foͤrſter und Jaͤger eidlich verhoͤren zu laſſen, 
um ſich zu uͤberzeugen, daß die Forſtwirthſchaft nach den beſtehenden Grund⸗ 
ſaͤtzen gefuͤhrt wird. : 

H. 32, 

Iſt der Wald durch Raupenfraß, Windbruch oder Brand ganz oder 
theilweiſe verwuͤſtet, ſo ſoll das beſchaͤdigte Holz von der Landſchaft in Beſchlag 
genommen, mit Zuſtimmung des Gutsbeſitzers verkauft, und vom Erloͤſe, ſoweit 


er zureicht, muͤſſen die auf den Wald bewilligten Pfandbriefe abgelöfet werden, 
oder es ſoll im Verhaͤltniß des Schadens eine Reihe von Jahren beſtimmt 


werden, in welchen der Beſitzer den zum Ertrage berechneten Theil der Forſt 


nicht abholzen darf, um den Wald wieder in ein forſtmaͤßiges Verhaͤltniß zu 
bringen. In beiden Faͤllen aber ſoll es von dem Gutsbeſitzer abhaͤngen, ob 
er ſich dieſen Beſtimmungen unterwerfen, oder die auf den Wald gegebenen 
Pfandbriefe ſofort abloͤſen will. a 


F. 53. 
Wenn der Beſitzer mehr, als grundſaͤtzlich feſtgeſtellt iſt, Holz verkauft, 


wenn er nicht in der vorgeſchriebenen Ordnung abholzt, oder wenn er die ab⸗ 
geholzten Flaͤchen nicht vorſchriftsmaͤßig in Kultur bringt, ſo iſt dies ein zu⸗ 


reichender Grund, die Forſt oder das Gut zu ſequeſtriren oder Pfandbriefe zu 


kuͤndigen, um den Kreditverein ſicher zu ſtellen. 


H. 34. 


Auf die Anzeige einer Forſtverwuͤſtung oder der uͤblen Bewirthſchaftung 
eines Gutes muß die Direktion entweder die Verantwortung des Gutsbeſitzers 
erfordern, oder ohne Aufſehen naͤhere Erkundigung uͤber die Richtigkeit der An⸗ 
zeige einziehen. 

H. 35. 


Iſt ſie von der Wahrheit der Anzeige uͤberzeugt, ſo iſt ſie befugt und 


verbunden, aus den Mitgliedern des Kollegiums eine Kommiſſion abzuordnen, 


welche die angezeigten Unordnungen an Ort und Stelle zu unterſuchen, die zur 
Sicherung noͤthigen Maaßregeln ſofort zu treffen oder den Gutsbeſitzer anzu⸗ 
weiſen 1 in welcher Art und welcher Zeit den geruͤgten Maͤngeln abgeholfen 
ſein muß. 8 

Die Koſten an Diaͤten und Meilengeldern muͤſſen, wenn dem Gutsbeſitzer 
nichts zur Laſt faͤllt, aus dem Koſtenfonds des Departements getragen werden; 
im entgegengeſetzten Falle traͤgt fie der Beſitzer. 5 


H. 56. 


ge 


H. 56. 


Genuͤgt der Gutsbeſitzer den Anweiſungen der Direktion oder Kommiſ—⸗ 
ſion in den feſtgeſtellten Friſten nicht, ſo iſt 9 weitere Ruͤckfrage die Seque⸗ 
ſtration einzuleiten, die ſo lange fortgeſetzt wird, bis die Wirthſchaft wieder in 
den Stand kommt, und der Beſitzer hinlaͤngliche Sicherheit fuͤr eine beſſere 
Wirthſchaftsfuͤhrung leiſtet. ; 


§. 57. 


Der Rekurs von dergleichen Verfuͤgungen der Departementsdirektlon ſteht 
dem Beſchuldigten an die Generallandſchafts⸗Direktion offen, welche uͤber die 
Beſchwerde auf einen von der Departementsdirektion mit den Akten erforderten 
Bericht entſcheidet, auch nach Umſtaͤnden auf Gefahr und Koſten des Beſchwerde⸗ 
fuͤhrers eine nochmalige Unterſuchung durch andere Abgeordnete verfuͤgen kann. 

Die Entſcheidung der Generaldirektion wird vollzogen, dem Reklamanten 
aber der Rekurs an den Engeren Ausſchuß geſtattet. f 


D. Pon den Landſchaftsdeputirten. 
$. 58, 


Ein jeder Kreis wählt aus den in demſelben vorhandenen perſoͤnlich 
ſtimmberechtigten Beſitzern bepfandbriefungsfaͤhiger Guͤter einen Deputirten und 
für denſelben einen Huͤlfsdeputirten als Stellvertreter. 

Jeder Affoziirte iſt verpflichtet, dieſe Stelle zu uͤbernehmen, ſofern ihm 
nicht einer der im H. 21. bezeichneten Entſchuldigungsgruͤnde zur Seite ſteht. 

Findet ſich in einem Kreiſe kein Kreisſtand, der dieſes Amt uͤbernehmen 
wal ſo muß der Kreis einen Deputirten aus einem benachbarten Kreiſe er⸗ 
waͤhlen. 

Die Departementsdirektion fordert für den Fall, daß eine Wahl noth⸗ 
wendig geworden, die Aſſozürten des betreffenden Kreiſes mit der Bedeutung 
dazu auf, ihre Vota nach Anleitung der $$. 22. und 23. entweder dem Depu⸗ 
tirten oder der Direktion binnen einer zu bezeichnenden Friſt einzuſenden. 

Die Eroͤffnung der Vota und Feſtſtellung der Wahl erfolgt im verſam⸗ 
melten Departementskollegium; ſind keine Vota eingegangen, ſo waͤhlt das De⸗ 
partementskollegium. f 5 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos, und ſind die Beſtimmungen 
der H§. 20. 26. 27. und 36. auch hier maaßgebend. f N 

Dem Stolper Departement iſt nachgegeben, daß die Wahlen auf den 
landſchaftlichen Kreistagen mit Zulaſſung ſchriftlicher Vota vorgenommen wer— 
den duͤrfen. N 

f i H. 39. 

Die Funktionen der Deputirten ſind doppelter Art. 

Sie fungiren 10-8 

a) als Glieder des Departementskollegiums in den beſtimmten Verſamm⸗ 

f lungen in Betreff der denſelben obliegenden Geſchaͤfte, i 
Gr. 4811.) f b) als 
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p) als Abgeordnete zur allgemeinen Kontrolle der Wirthſchaftsfuͤhrung 
der Aſſoziirten ($. 49.), zur Aufnahme von Taxen, Fuͤhrung von Se⸗ 
queſtrationen, Stellvertretung der Landſchaftsraͤthe und im Allgemei⸗ 
nen zur Erledigung der ihnen in Bezug auf das landſchaftliche In⸗ 
tereſſe von der Departementsdirektion ertheilten Auftraͤge. 


§. 60. 


Die zu dem Departement vereinigten Deputirten erwaͤhlen jaͤhrlich aus 
ihrer Mitte einen Deputirten und fuͤr den Fall ſeiner Behinderung einen Stell⸗ 
vertreter, der das Departement bei dem Engeren Ausſchuſſe vertritt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Departementskollegium. 

Ebenſo waͤhlen die Deputirten jedes Departements die Mitglieder der 
Generallandſchafts⸗Direktion nach vorgaͤngiger Kommunikation unter einander 
(efr. H. 85.). 8 


§. 61. 5 f 
Dem Lauenburg⸗Buͤtower Kreiſe ſteht die Berechtigung zu, Behufs ſeiner 
Vertretung im Departementskollegium Stolper Departements zwei Deputirte 
zu waͤhlen, welche jedoch nur bei vorkommenden Wahlen jeder Eine Stimme 
haben. Beide erhalten Diaͤten. 
5 $. 62. un 
Das Amt der Deputirten und Stellvertreter waͤhrt drei Jahre; ſie find 
alsdann jedoch wieder waͤhlbar. f 
| H. 63. 
Die Dauer des Amtes entſcheidet uͤber den Rang der Deputirten unter ſich. 


$. 64. 


Die Landſchaftsdeputirten und Huͤlfsdeputirten haben bei Antretung ihres 
Elle den am Schluſſe formulirten Eid zu den Handen des Direktors zu 
eiſten. 1222 


$. 65. 


Die Deputirten erhalten für Anweſenheit in den beiden, der Regel nach 
jaͤhrlich ſtattfindenden Departementsverſammlungen neben den Fuhrkoſten der 
Zu⸗ und Ruͤckreiſe ein Averſionalquantum von funfzig Thalern. Die Fuhrkoſten 
und Diäten der Deputirten werden uͤbrigens nach H. 35. geregelt. 


E. Don den Seſchäften der Departementskollegien. 


F. 66. 


Die aus den Departementsdirektionen und den Deputirten, letzteren als 
eigentlichen Vertretern der Aſſozürten, gebildeten Departementskollegien ver⸗ 
ſammeln ſich in der Regel, und zwar alljährlich zweimal, nach dem vollſtaͤndi⸗ 
gen 


u 


gen Abſchluſſe der halbjährlichen Zinseinzahlungs= und Auszahlungstermine, 
und 9 die Mitglieder hierzu durch befondere Aufforderungen der Direktion 
eingeladen. 

Erfordern dringende Angelegenheiten einen ſonſtigen Zuſammentritt des 
Kollegiums, ſo iſt die Direktion zur Berufung deſſelben nicht allein berechtigt, 
ſondern auch verpflichtet. 


$. 67. 
Die Geſchaͤfte der Departementskollegien betreffen vorzugsweiſe Reviſion 


und Feſtſtellung der Taxen, Bewilligungen von Pfandbriefsanleihen, jaͤhrlich 


zweimalige Reviſion der Departementskaſſe und Ertheilung der Decharge, Er⸗ 
theilung von Abſchreibungs- und Liberationskonſenſen, Unſchaͤdlichkeitsatteſten, 
Reviſion der Sequeſtrationen, Abnahme und Dechargirung der Sequeſtrations⸗ 
rechnungen, Eroͤffnung der Vota und Feſiſtellung der Wahlen der Mitglieder 
des, Departementskollegiums und der Generallandſchafts⸗Direktion, die Anſtel⸗ 
lung und Penſionirung des Departementsſyndikus und der uͤbrigen Beamten, 
Aufſtellung von Proponendis zum Engeren Ausſchuſſe, endlich alle ſonſtigen 
eg e welche von der Departementsdirektion zur Beſchlußnahme vorge⸗ 
egt werden. 


§. 68. 


Abaͤnderungen in der Einrichtung des Departementskollegiums oder der 
Direktion, Beſtellung eines Stellvertreters oder Huͤlfsarbeiters auf laͤnger als 
Jahresdauer, Gehaltszulagen, Gratifikationen und Ausgaben, welche die Etats 
uͤberſchreiten, An- und Verkauf von Grundſtuͤcken, Belaſtung derſelben mit Hy⸗ 
pothekenſchulden, Servituten und Reallaſten muͤſſen, bevor daruͤber Beſchluß 
gefaßt werden kann, den Aſſozürten auf den Kreistagen mitgetheilt ſein und, 
bevor ſie ausgefuͤhrt werden, die Zuſtimmung des Engeren Ausſchuſſes und des 
Miniſteriums des Innern erlangt haben. 


$. 69. 


Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet die Stimme des Direktors. 


F. Dom Departementsſyndikus. 


: F. 70. 
Der Departementsſyndikus wird von dem Departementskollegium nach 
Mehrheit der Stimmen erwaͤhlt. 5 
N §. 71. 
Er muß das Examen zum Gerichtsaſſeſſor beſtanden haben. 
H. 72. 
Der Syndikus hat inſonderheit in rechtlicher Beziehung Alles zu pruͤfen, 
r. 4811.) was 
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was auf die Sicherheit der Pfandbriefe Bezug hat, vorzuͤglich die Hypotheken⸗ 
ſcheine und die Dispoſitionsfaͤhigkeit der Beſitzer. 

Seine uͤber dieſe Gegenſtaͤnde gemachten Erinnerungen muͤſſen durch Be⸗ 
ſchluͤſſe der Direktion oder des Departementskollegiums erledigt werden. In 
gleichem Maaße iſt es auch ſeine beſondere Obliegenheit, zu beurtheilen, ob bei den 
eingetragenen Schuldpoſten und deren Abloͤſung noch Bedenken obwalten, und 
auf deren Erledigung zu halten. 


H. 73; 


Außerdem führt er das Protokoll bei den landſchaftlichen Sufammen: 
kuͤnften und muß den Vortrag und die Bearbeitung aller landſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten nach Anordnung des Direktors uͤbernehmen. 


§. 74. 


Der Regel nach muß er bei der Aufnahme der Taxen gegenwaͤrtig ſein, 
auch andere Auftraͤge, die ihm von der Direktion und dem Departementskolle⸗ 
gium in Landſchaftsſachen gemacht werden, uͤbernehmen. : 

$. 758. Lats 

Außer feiner firirten Beſoldung bezieht er bei Geſchaͤften außerhalb der 
Departementsſtadt zwei Thaler Diaͤten, und wenn ihm keine Fuhre geſtellt wird, 
Fuhrkoſten nach F. 35. Fuͤr die Beiwohnung der Engeren Ausſchuß⸗ und 
Generallandtags⸗Verſammlungen erhaͤlt derſelbe drei Thaler Diaͤten. 
> Seine Vereidigung im Departementskollegium erfolgt nach der am Ende 
beigefügten Eidesformel zu Händen des Direktors. 

Seine Anſtellung iſt lebenslaͤnglich; unfreiwillig kann er ſeines Amtes 
nur unter den Bedingungen und Formen des Geſetzes vom 21. Juli 1852, — 
Geſetz⸗Sammlung Seite 465. — enthoben werden. 

Seine Penſionsanſpruͤche beſtimmt ein beſonderes Regulativ. 


G. Von dem Rendanten und den übrigen Beamten. 


$. 76. 


Der Rendant muß alle Gelder nach der ihm von der Departements⸗ 
Direktion zu ertheilenden Anweiſung annehmen, auszahlen, buchen und belegen. 

Er beſorgt die Einnahme und Ausgabe der Zinſen, nimmt auf Anwei⸗ 
fung der Direktion alle abzulöfenden Pfandbriefe oder andere Dokumente in 
Empfang und verfaͤhrt damit, wie bei der Einnahme und der Ausgabe mit 
dem baaren Gelde. i 

Ueber Einnahme und Ausgabe muß er ein richtiges Journal fuͤhren, 
feine Kaſſenbuͤcher, Kaſſenregiſtratur und Rechnungen jederzeit in gehoͤriger 
Ordnung halten und ſich in Allem nach der ihm von der Direktion zu erthei⸗ 
lenden Anweiſung richten. . 

Er muß eine von dem Departementskollegium zu beſtimmende Kaution 
in bagrem Gelde oder in Pfandbriefen beſtellen. g m 


| 


30 


8 §. . | 5% 
„Die Bureaugeſchaͤfte beſorgt der Landſchaftsſekretair mit Hülfe des 
Kanzliſten, ſofern ein ſolcher vorhanden, unter Aufſicht des Syndikus. 
H. 78, 

Jeder von dieſen Beamten bearbeitet zwar beſonders das ihm ange⸗ 
wieſene Fach, iſt aber auch zur Uebernahme anderer landſchaftlicher Geſchaͤfte 
verpflichtet, welche er mit Ordnung, Fleiß und Treue auszufuͤhren hat. 

| F. 79. | 


Rendant und Sekretaire erhalten außer ihrem etatsmaͤßigen Gehalte fuͤr 
Geſchaͤfte außerhalb ihres Wohnortes und fuͤr außerordentliche Geſchaͤfte an 
Diaͤten zwei Thaler und Fuhrgeld nach H. 35. 


H. 80. i 
Der ebenfalls angeſtellte Kanzleidiener, welcher zugleich Kaſtellan des 


Landſchaftshauſes iſt, beſorgt die Reinigung und Heizung der Zimmer und die 
7 f a 


Aufwartung bei den Sitzungen. 

Er holt und traͤgt Briefe, Packete, Gelder von der Poſt und auf die⸗ 
ſelbe, beſorgt die Inſinuation landſchaftlicher Verfuͤgungen in der Stadt, in 
welcher das Departementskollegium ſeinen Sitz hat, atteftirt auf den Konzepten 
die Abgabe oder Inſinuation und verrichtet überhaupt die ihm in landſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten von den Mitgliedern des Kollegiums und dem Syndikus 
und Rendanten ertheilten Aufträge. iger 7 


$. 81. 
Alle vorſtehend (SS. 76— 80.) gedachte Beamte werden lebenslaͤnglich 

angeſtellt und von der Direktion in Vorſchlag gebracht, durch die Mehrheit 
der Stimmen im Departementskollegium gewählt und durch den Direktor nach 
den beigefuͤgten Eidesformeln verpflichtet, wobei es maaßgebend iſt, daß, wenn 
ein Beamter bereits als ſolcher vereidet iſt, ſeine Verpflichtung unter Hin⸗ 
weiſung auf den bereits geleiſteten Eid genügt. 

H. 82. 


In Betreff der Dauer der Anſtellung dieſer Beamten, ihrer Entlaſſung 
und Penſionirung gilt, was im $. 75, vom Departementsſyndikus beſtimmt iſt. 


H. Von der Xegiſtratur. 


$. 83. 


Jedes Departement fuͤhrt ein Verzeichniß der durch daſſelbe ausgefer⸗ 
Jahrgang 1857. (Nr 4811.) 22 5 tigten 


9 


tigten Pfandbriefe (Landſchaftsregiſter). Die Ordnung der Regiſtratur bleibt 
der Inſtruktion vorbehalten. = 


Kapitel v. 
Von der Generallandſchafts-Direktion. 


F. 84. 


An der Spitze der Verwaltungsgeſchaͤfte ſteht die Generallandſchafts— 
Direktion, ein Kollegium, welches aus dem Generallandſchafts-Direktor und 
zweien Generallandſchafts-Raͤthen beſteht; demſelben ſind der Generallandfchafts- 
Syndikus als Rechtskonſulent und die nöthigen Subalternbeamten zugeordnet, 
deren Perſonale ohne beſondere Genehmigung des Engeren Ausſchuſſes nicht 
vermehrt werden darf. s Saite 


H. 85. 


Der Direktor und die Raͤthe werden unter Vorbehalt der Genehmigung 
Seiner Majeſtaͤt von den Deputirten der vier Departements nach Mehrheit 
der Stimmen in jedem Departement gewählt.‘ e a 

Bei einer Stimmengleichheit unter den Deputirten eines Departements 
giebt über die Stimme dieſes Departements das Departementskollegium den 
ee Bei Stimmengleichheit unter den vier Departements entſcheidet 

as Loos. f 

Von den beiden Generallandſchafts-Raͤthen iſt jederzeit der eine aus 

Vorpommern, der andere aber aus Hinterpommern zu wählen (efr. H. 60.). 


- 


§. 86. | 


Zu dieſen Aemtern koͤnnen nur Beſitzer bepfandbriefungsfaͤhiger Pom⸗ 
merſcher Güter gewählt werden, welche Mitglieder eines landſchaftlichen Kollegii 
der Provinz fruͤher geweſen, oder es noch ſind. 

Was im H. 36. von dem Departementsdirektor geſagt iſt, gilt auch von 
den Mitgliedern der Generaldirektion. Ihr Amt waͤhrt ſechs Jahre, nach 
deren Ablauf ſie aber wieder waͤhlbar ſind. Im Falle der Behinderung eines 
Mitgliedes ſteht der Generallandſchafts⸗Direktion die Berechtigung zu, aus der 
Zahl der Deputirten den Stellvertreter mit Vorwiſſen des betreffenden Depar⸗ 
tementsdirektors zu ernennen. 
H. 87. 

Das Kollegium hat ſeinen beſtaͤndigen Sitz in Stettin und regelt die 
Zeit und Dauer ſeines Zuſammenſeins nach den vorliegenden Geſchaͤften. 


H. 88. 


Den Generallandſchafts⸗Syndikus, welcher das Examen zum e 
8 Alſſeſſo 


$$. 15. und 119.). 


Aſſeſſor beſtanden haben muß, waͤhlt die Generallandſchafts⸗Direktion, nachdem 
dieſelbe zuvor die vier Departementskollegien von ihrem Vorhaben in Kenntniß 
geſetzt hat; etwa begruͤndete Erinnerungen derſelben gegen die beabſichtigte 
Wahl iſt fie zu beruͤckſichtigen verpflichtet. In Betreff der Dauer feiner An⸗ 
ſtellung, ſeiner Entlaſſung und Penſionirung gilt, was im H. 75. vom Departe⸗ 
mentsſyndikus beſtimmt iſt. Er fuͤhrt auf dem Generallandtage und dem 
Engeren Ausſchuſſe das Protokoll. Seine Stellung zur Generallandfchaftg- 
n iſt dieſelbe, wie diejenige der Departements ſyndiei zur Departements⸗ 
Direktion. 


9. 89. 
Die Beſtellung des Rendanten und der uͤbrigen Subalternbeamten wird 


der Generallandſchafts⸗Direktion uͤberlaſſen, welche allein fuͤr ihre Befaͤhi⸗ 
gung haftet. 5 


Der Rendant muß eine angemeſſene Kaution beſtellen. In Betreff der 
Dauer der Anſtellung dieſer Beamten, ihrer Entlaſſung und Penfionirung gilt, 
was im H. 75. vom Departementsſyndikus beſtimmt iſt. 

f H. 90. 

„Die Generallandſchafts⸗Direktion iſt verpflichtet, die Grundſatze des 
Kreditſyſtems aufrecht zu erhalten, ſie puͤnktlich ausfuͤhren zu laſſen, das all⸗ 
gemeine Beſte deſſelben überall zu befördern und jeden Nachtheil zu beſeitigen 
und zu verhindern. = Fr 
| H. 91. 

Die Departementsdirektionen muͤſſen daher den auf das Reglement be⸗ 
gruͤndeten Verfuͤgungen der Generaldirektion Folge leiſten. 

ine hie §. 92. 
Die Generaldirektion unterſucht und entſcheidet alle Beſchwerden und 


Anzeigen gegen die landſchaftlichen Departementsbehoͤrden oder gegen ihre ein⸗ 


zelnen Mitglieder, infofern fie das Kreditſyſtem betreffen. Wer ſich bei dieſer 
Entſcheidung nicht beruhigen will, wendet ſich an den Engeren Ausſchuß (efr. 


H. 93. 
Alle Vorſchlaͤge und Bemerkungen, die auf Verbeſſerung des Kredit⸗ 


Syſtems abzwecken, muͤſſen an die Generallandſchafts-Dirktion eingereicht 
werden. 


f „ * H. 94. 5 

Alle zweifelhaften Faͤlle, wo die Vorſchriften dieſes Reglements nicht 
ausreichen, werden von den Departementsdirektionen der Generaldirektion zur 
Ur, 4811.) 129 * Ent⸗ 
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Entſcheidung vorgelegt, welche jedoch bei Gegenſtaͤnden, die das Ganze des 
Kreditſyſtems betreffen, nur eine interimiſtiſche iſt, und definitiv nur von dem 
Engeren Ausſchuſſe und reſp. dem Generallandtage getroffen werden kann. 


H. 95. 


Die Generallandſchafts-Direktion hat die Oberaufſicht uͤber ſaͤmmtliche 
zum Kreditſyſtem gehoͤrige Kaſſen. Sie hat ſaͤmmtliche dahin gehoͤrige, von 
den Departementsdirektionen einzuſendende Rechnungen zu revidiren und feſtzu⸗ 
ſetzen, die Generalrechnung zuſammenzuſtellen und dem Engeren Ausſchuſſe 
zur Dechargeleiſtung vorzulegen Cefr. $. 118.). 

In ſchleunigen Fällen: iſt die Generaldirektion vermittelſt des eigenthuͤm⸗ 
lichen Fonds oder des Kredits der Landſchaft, ohne andere, als die allgemeine 
geſetzliche Verantwortlichkeit, jedoch unter Zuziehung der vier Departements⸗ 
Direktoren oder der von denſelben zu ernennenden Subſtituten, zum Beſten des 
landſchaftlichen Syſtems zu operiren ermaͤchtigt. g 


H. 96. 


8 Sie empfaͤngt die Beſtaͤnde der bei den Departementsdirektionen nicht 
erhobenen kurrenten Zinſen zur weiteren Auszahlung an die ſich bei ihr mel⸗ 
denden Glaͤubiger. 


H. 97. 


Sie iſt berechtigt, ſo oft ſie es fuͤr gut befindet, Kaſſenviſitationen an⸗ 
zuſtellen, Rechnungen zu fordern, zu unterſuchen und aus den Departements⸗ 
Direktionen Abgeordnete zu dieſem Geſchaͤfte zu ernennen. 


H. 98. 


Der Generaldirektion liegt die Superreviſion ſaͤmmtlicher Anleihetaen 
und deren Finalfeſtſetzung 5 Ertheilung des Superreviſionsatteſtes, ſowie 
die Genehmigung der Pfandbriefsanleihen und der Abſchreibungs⸗ und Libera⸗ 
tionskonſenſe ob (ekr. Hö. 154. 158.). 1 

Auch iſt ſie befugt, ſowohl die Sequeſtrationsakten, als auch die Se⸗ 
queſtrationen in loco ſelbſt revidiren zu laſſen, wobei ſie, wenn Gegenvor— 
ſtellungen gegen einen ernannten Kommiſſarius gemacht werden, veranlaßt iſt, 
die Gruͤnde zu pruͤfen, und nach Bewandtniß der Umſtaͤnde einen anderen Kom⸗ 
miſſarius zu ernennen. f 


§. 99. 

Sie fuͤhrt den Schriftwechſel mit allen Behoͤrden in allen Angelegen⸗ 
heiten, die das Ganze des Kreditſyſtems und das allgemeine Intereſſe der ver⸗ 
bundenen Gutsbeſitzer betreffen, wobei diejenige Korreſpondenz, welche zwiſchen 
den Koͤniglichen Miniſterien und dem Koͤniglichen Kommiſſarius mit der General⸗ 


Direktion, mit den Departementsdirektionen et vice versa in e An⸗ 
gelegen⸗ 
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gelegenheiten des Kreditſyſtems zu fuͤhren ſein wird, wenn ſolche mit einem 
öffentlichen Siegel und der Rubrik 5 

„Generallandſchafts⸗Sachen“ 
bezeichnet iſt, die Portofreiheit genießt. 1 


$. 100, 


Endlich ſteht ihr die Berechtigung zu, ausnahmsweiſe (elr. $. 120.) und 
in ſchleunigen Faͤllen unter Approbation des Koͤniglichen Kommiſſarius einen 
Generallandtag auszuſchreiben. 1 f 


§. 101. 


Die Beamten der Generallandſchafts-Direktion beziehen in den geſetzlich 
dazu geeigneten Faͤllen (olr. $$. 35. und 43.) außer ihrem etatsmaͤßigen Ge⸗ 
halte an Diaͤten und Fuhrkoſten dieſelbe Entſchaͤdigung, wie die Beamten der 
Departementskollegien gleicher Kategorie. f 


F. 102. 


Der Direktor, die Raͤthe, der Syndikus und die Subalternen werden 
nach den am Ende dieſes Reglements befindlichen Formularen, und zwar erſterer 
durch den Koͤniglichen Kommiſſarius, die uͤbrigen durch den Generallandſchafts⸗ 
Abend wobei die Beſtimmung des $. 81. in fine ebenfalls maaß⸗ 
gebend iſt. - 


Kapitel VI. | 
Von den Kreisverfammlungen. 


= F. 103, 


Jeder Kreisdeputirte ruft, fo oft es erforderlich, wenigſtens jaͤhrlich ein⸗ 
mal nach vorheriger Anzeige bei der Departementsdirektion an den bisher üblich 
geweſenen Orten kurz vor der jedesmaligen Herbſtverſammlung des Departe⸗ 
mentskollegiums die hierzu berechtigten Gutsbeſitzer des Kreiſes zuſammen, 
eröffnet ihnen unter Vorlegung der halbjaͤhrigen Kaſſenrechnungen und der 
Engeren Ausſchußbeſchluͤſſe, was im Innern des Inſtituts ſeit dem letzten 
Kreistage Wichtiges ſich zugetragen, macht denſelben von den im Departement 
ſtattgefundenen Taxaufnahmen, Pfandbriefsbewilligungen und Abloͤſungen Mit⸗ 
theilung und erfordert und vermittelt ihre Bemerkungen, Anträge oder etwanigen 
Proponenda, ſowie ihre nach Stimmenmehrheit zu faſſende Beſchlußnahme uͤber 
alle diejenigen Gegenſtaͤnde, welche einer Berathung der Affoziirten beduͤrfen, 
um fie demnaͤchſt im Departements kollegium zum Vortrage zu bringen (cfr. H. 68.). 


$. 104. 


Zur perſönlichen Theilnahme an den Kreisverſammlungen und zur Aus⸗ 
(Nr. 4811.) übung 


Bee 


uͤbung des Stimmrechts, ſowie zur aktiven und paſſiven ee iſt 
erforderlich: 

1) Dispoſitionsfaͤhigkeit uͤberhaupt; 

2) Beſitz eines in die landſchaftliche Matrikel eingetragenen Gutes; 

3) die Gemeinſchaft mit einer chriſtlichen Kirche; 

4) unbeſcholtener Ru 

Ehefrauen werden durch ihre Maͤnner, unmuͤndige und minorenne Beſitzer 
durch ihre Vormuͤnder vertreten, inſofern Ehemaͤnner und Vormuͤnder fuͤr ihre 
Perſon ſtimm⸗ und wahlberechtigt find. Iſt dies nicht der Fall, fo kann der 
Ehemann oder Vormund einen perſönlich qualifizirten Gutsbeſitzer bevoll⸗ 
maͤchtigen. 

Dies letztere Recht haben au alle unverheiratheten weiblichen dispo— 
ſitionsfaͤhigen Beſitzer und diejenigen perſonlich qualifizirten Gutsbeſitzer, welche 
zu N behindert find. 

Beſitzer, denen eins der oben zu 3. und 4, bezeichneten Erforderniſſe mans 
gelt, duͤrfen auch nicht bevollmaͤchtigen. 

Stadtgemeinden uͤben ihr Stimmrecht durch den Buͤrgermeiſter oder Syn⸗ 
dikus und andere moraliſche Perſonen durch ihre geſetzlichen Vertreter aus. 

Ueber die Unbeſcholtenheit entſcheidet, wenn ſolche beſtritten wird, die 
Kreisverſammlung, und in letzter Inſtanz auf vorgaͤngige gutachtliche Aeußerung. 
des betreffenden Departementskollegii der Engere Ausſchuß. 5 


§. 105. 


Die Nichterſcheinenden oder durch einen zulaͤnglich Bevollmächtigten nicht 
Vertretenen werden als einwilligend in den Beſchluß der Mehrheit angeſehen. 

Erſcheint in den Kreisverſammlungen Niemand außer dem Deputirten, 
fo gilt deſſen Stimme als diejenige des Kreiſes. 


$. 106. 


In der Einladungskurrende zur Kreisverſammlung muͤſſen die e 
genſtaͤnde der Berathung angefuͤhrt werden. 


$. 107. 


Den Vorfiß in den Kreisverſammlungen führt der Deputirte, in feiner 
Abweſenheit deſſen Stellvertreter. 


§. 108. 


Die Stimmen werden nach der Anzahl der ſtimmenden Beſitzer bepfand⸗ 
a Güter gezählt. 
Wahlen hat jeder Aſſozürte ohne Ruͤckſicht darauf, ob er ein oder 
ichen Güter in demſelben Kreiſe beſitzt, nur Eine Stimme. 
Bei allen anderen Abſtimmungen dagegen iſt ein Beſitzer von vier bis 
ſieben ſelbſtſtaͤndigen bepfandbriefungsfaͤhigen Guͤtern zu zwei, und ein Beſitzer 
von acht und mehr ſolcher Guͤter zu drei Stimmen berechtigt. . 109 
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$. 109. 


In denjenigen Gütern des Lauenburg-Buͤtowſchen Kreiſes, welche aus 
mehreren Antheilen beſtehen, haben die Beſitzer ſaͤmmtlicher Antheile eines Gu⸗ 
tes (wenn dieſe Grundſtuͤcke in der landſchaftlichen Kreismatrikel unter einem 
gemeinſchaftlichen Namen aufgefuͤhrt ſind) ſowohl bei Wahlen als in anderen 
Angelegenheiten nur eine gemeinſchaftliche Stimme. Die Stimmgenoſſen er⸗ 
mitteln dieſe Geſammtſtimme unter ſich durch Stimmenmehrheit und bei etwani⸗ 
ger Stimmengleichheit durch das Loos. 


$. 110, 


Perſonen, welche ein Gut gemeinſchaftlich ungetheilt beſitzen, koͤnnen in 
allen Faͤllen das Stimmrecht ruͤckſichtlich des ganzen Gutes, reſp. des Guts- 
antheils, nur in ihrer Geſammtheit einfach ausüben. Erſcheint aber auch nur 
Einer der Miteigenthuͤmer auf dem Kreistage, ſo iſt er auch ohne Vollmacht 
der übrigen legitimirt, die Geſammtſtimme für ſich und die uͤbrigen Miteigen⸗ 
15 abzugeben. Der Nachweis des Miteigenthums iſt dem Deputirten zu 
uͤhren. 2 50 0 


H. 111. 


Von den in den Kreisverſammlungen aufgenommenen Protokollen erhaͤlt 
die Landſchaftsdirektion das unterſchriebene Original, und erſtattet aus ſaͤmmt⸗ 
lichen Kreistagsberichten, nachdem das Kollegium daruͤber gehoͤrt, einen Haupt⸗ 
bericht an die Generallandſchafts⸗Direktion. N 728755 


$. 112. 


Aſſoziirte, welche Armenunterſtuͤtzungen aus öffentlichen Mitteln erhalten, 
ſind nicht berechtigt, in den Kreisverſammlungen zu erſcheinen oder ein Stimm⸗ 
recht auszuüben, Auch ruht dies Recht, fo lange ſich ein Aſſozürter im Kon⸗ 
kurſe befindet. 5 | 


Kapitel VII. 
Vom Engeren Ausſchuß. 


H. 113. 


Der Engere Ausſchuß tritt alljaͤhrlich regelmaͤßig einmal in Stettin zu⸗ 
ſammen, ſofern nicht die Berufung eines Generallandtages (ekr. HH. 125. ff.) 
erforderlich erachtet wird. Die Generallandſchafts⸗Direklion beſtimmt nach vor⸗ 
heriger Kommunikation mit dem Koͤniglichen Kommiſſarius die Zeit des Zuſam⸗ 
mentritts. f 
Jedes Departement ſendet hierzu einen aus ſeiner Mitte gewaͤhlten De⸗ 
putirten, dem bei der Wahl fuͤr den Fall der Behinderung ein Subſtitut bei⸗ 

tur. 4811) geordnet 
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geordnet wird, und ſeinen Direktor, ſowie alternirend ein Departement ſeinen 
Syndikus. 


$. 144. 


Die Deputirten find zwar ſchuldig, auf die ihnen ertheilten Inſtruktionen, 
als auf berathende Meinungen Ruͤckſicht zu nehmen, ſie ſind aber an dieſe In⸗ 
ſtruktionen nicht gebunden, noch verantwortlich, wenn fie von denſelben abwei⸗ 
chen. Sie ſind vielmehr in ihrem Urtheil und Votum unbeſchraͤnkt und nur 
ihre Einſicht und Ueberzeugung von dem Wohle des Inſtituts duͤrfen ihr Be⸗ 
weggrund bei der Abgabe ihrer Stimme ſein. Als Regel gilt, daß nur uͤber 
ſolche Gegenſtaͤnde ein definitiver Beſchluß des Engeren, Ausſchuſſes erfolgen 
kann, über welche in Kreistagsverſammlungen die Aſſoziirten gehört werden und 
welche demnaͤchſt in den Departementskollegien berathen worden ſind. 


Wo es ſich indeß nur um laufende Geſchaͤfte des Inſtituts, Anwen⸗ 


dung des Reglements auf einzelne Faͤlle, ferner um Erledigung von Angelegen⸗ 
heiten, die keinen Verzug erleiden, handelt, kann der Engere Ausſchuß, auch 
ohne daß die Kreistage vorher gehört, endgültig beſchließen. 

Die Beſchluͤſſe werden nach Mehrheit der Stimmen der Deputirten gefaßt. 


Den Mitgliedern der Generallandſchafts-Direktion und den Departements⸗ 


Direktoren ſteht in der Verſammlung des Engeren Ausſchuſſes kein Stimm⸗ 
recht, ſondern nur ein Votum consultativum zu. 


§. 115. 


Der Engere Ausſchuß iſt die kontrolirende Behoͤrde der General⸗ und 
ſaͤmmtlicher Departements landſchafts-Direktionen und hat alle Rechnungen zu 
S und die an ihn gelangten Beſchwerden in letzter Inſtanz zu ent⸗ 

eiden. 5 
Abweichungen von dieſem Reglement oder Abaͤnderungen deſſelben und 
der General-Taxprinzipien, ſowie Auflegung neuer Verbindlichkeiten der Aſſo⸗ 
zirten iſt aber auch der Engere Ausſchuß zu beſchließen oder zu genehmigen 
nicht ermaͤchtigt, ſondern dergleichen Gegenſtaͤnde gehoͤren vor den Generalland⸗ 
tag (efr. §. 125.) : 


en H. 116. 


Der Königliche Kommiſſarius führt in dem Engeren Ausſchuſſe den Vorſtitz 
und giebt bei Stimmengleichheit den Ausſchlag; im Behinderungsfalle tritt 
der Generallandſchafts⸗Direktor und bei deſſen Behinderung der aͤlteſte Gene⸗ 
rallandſchafts⸗Rath an ſeine Stelle; in Faͤllen aber, wo es auf eine Kontrolle 
der Geſchaͤftsfuͤhrung der Generallandſchafts-Direktion ankommt, fungirt dann 
der, der Amtsdauer nach, aͤlteſte Departementsdirektor als Vorſitzender. 


F. 117. . 
Der Vortrag der zu erledigenden Gegenſtaͤnde liegt der Generalland⸗ 


ſchafts⸗Direktion ob, welcher zu dieſem Behufe und zu ihrer Behn chung die 
: e 
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Proponenda der Departementskollegien vier Wochen vor der Verſammlung des 
Engeren Ausſchuſſes mitgetheilt werden muͤſſen. 

Gleichzeitig haben auch die Departementskollegien ſich ihre Proponenda 
gegenſeitig zur Kenntnißnahme zuzuſenden. 8 

Die Generallandſchafts-⸗Direktion iſt ſchuldig, dem Engeren Ausſchuſſe 
über Alles, was er zu wiffen verlangt, Auskunft zu geben und die erforderli⸗ 
chen Akten und Schriften vorzulegen. | 


§. 118. 


Alle Rechnungen, die dem Engeren Ausſchuſſe vorgelegt werden, muͤſſen 
von den Departementsdirektionen halbjaͤhrig gehörig abgeſchloſſen, belegt, von 
100 Generallandſchafts⸗Direktion revidirt, auch alle Erinnerungen moͤglichſt er⸗ 
edigt ſein. 

Zu dieſem Zwecke werden die Rechnungen jedes Departements vierzehn 
Tage vor der Verſammlung des Engeren Ausſchuſſes an die Generalland⸗ 
ſchafts⸗Direktion eingeſendet, damit ſie ſolche mit den Etats eines jeden Depar⸗ 
tements gruͤndlich vergleichen und moniren, die Monita aber dem zuſammen⸗ 
tretenden Engeren Ausſchuſſe ſodann vorlegen konne. a 

Außerdem iſt alljährlich der Etat der Generallandſchafts-Direktion und 
jedes an dem Engeren Ausſchuſſe zur Genehmigung und Vollziehung 
vorzulegen. 

Die Rechnungen der Generallandſchafts⸗Direktion find mit dem letzten 
Tage des Auguſt abzuſchließen, mit dem 1. September ſogleich wieder neu an⸗ 
zufangen und fortzuführen. Die abgeſchloſſenen Rechnungen, ſowie ein bis zum 
Tage des Zuſammentritts der Engeren Ausſchußverſammlung reichender Extrakt 


aus den neu angelegten Rechnungen, find der Verſammlung vorzulegen. Die 


Abſchlußtermine der Rechnungen der Departementskollegien werden auf den letz⸗ 
ten Tag des Februar und Auguſt feſtgeſetzt. s 


§. 119. 


Wenn in dem H. 92. gedachten Falle, oder bei nachgeſuchten Entſchei⸗ 
dungen uͤber Zweifel und Auslegung des Reglements Jemand bei dieſer Ent⸗ 
ſcheidung der Generaldirektion ſich nicht beruhigen will, ſo ſteht ihm der Rekurs 
an den Engeren Ausſchuß frei, welcher gemeinfchaftlich mit der Generaldirek— 
tion die Sache nochmals reiflich in Erwaͤgung zieht und ſchließlich entſcheidet, 
jedoch mit der Maaßgabe, daß den Verfuͤgungen der Generaldirektion inter⸗ 
imiſtiſch und unter Vorbehalt ſeines Rechtes von dem Beſchwerdefuͤhrer Folge 
geleiſtet werden muß. 9 420 


Das Recht, die Berufung eines Generallandtages zu beſchließen, ſteht in 
der Regel (efr. H. 100.) dem Engeren Ausſchuſſe zu. 
f $. 121. 


Die von den Departementskollegien fuͤr den Engeren Ausſchuß aufzuſtel⸗ 
Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) 130 enden 
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lenden Proponenda ſind der Regel nach zuvor den Kreistagen zur Berathung 


vorzulegen, und die auf den Kreistagen ſelbſt in Anregung gekommenen, oder 
von einzelnen Affoziirten aufgeſtellten Proponenda dort zuvoͤrderſt zu berathen. 
Findet das Deparkementskollegium eine von einem Kreiſe beſchloſſene Vorlage 
ungeeignet, ſo iſt der davon in Kenntniß zu ſetzende Deputirte verbunden, ſeinen 
Kommittenten davon ſofort Nachricht zu geben, und ſteht dann Berufung an 
die Generallandſchafts-Direktion frei. f 

Wird ein Antrag eines einzelnen Aſſoziirten von der Kreisverſammlung 
dagegen nicht geeignet befunden, ſo ſteht demſelben Berufung an das Depar⸗ 
tementskollegium, und von dieſem wiederum an die Generaldirektion, eventuell 
aber auch das Recht zu, ſeine Antraͤge dann unmittelbar beim Engeren Aus⸗ 
ſchuſſe zur weiteren Veranlaſſung anzubringen. 


H. 122. : 


Um ſich von den vorliegenden Proponendis gehörig unterrichten zu koͤn⸗ 
nen, werden den Mitgliedern des Engeren Ausſchuſſes Seitens der General- 
Direktion die vorliegenden Proponenda entweder ſchon vorher mitgetheilt, oder 
e in der dem Engeren Ausſchuſſe vorangehenden Vorverſammlung zu⸗ 
geſtellt. 


H. 1 23 


Der Generallandſchafts⸗Syndikus fuͤhrt das Protokoll bei den Verſamm⸗ 


lungen des Engeren Ausſchuſſes, deſſen Beſchluͤſſe dem vorgeſetzten Miniſterio 
zur Beſtaͤtigung vorzulegen find; die Verhandlungen und Beſchluͤſſe werden nach 


erfolgtem Beſcheide des Miniſterii von der Generallandſchafts-Direktion den De⸗ 


partementsdirektionen demnaͤchſt in Abſchrift mit der Anweiſung zugefertigt, 
ſolche in weiterer Abſchrift an die Kreisdeputirten gelangen zu laſſen, damit 
dieſelben in den Stand geſetzt werden, davon den Aſſozürten auf geeignete Weiſe 
die noͤthige Mittheilung zu machen. Was aus den Protokollen des Engeren 
Ausſchuſſes der Oeffentlichkeit zu uͤbergeben iſt, daruͤber hat der jedesmalige 
Engere Ausſchuß zu beſchließen. 5 


H. 124. 


Die Deputirten zum Engeren Ausſchuſſe, die Direktoren, ſowie der be— 
treffende Syndikus erhalten inkl. der Reiſetage die reglementsmaͤßigen Diaͤten 
und Fuhrkoſten vom Wohnorte an gerechnet aus dem Fonds der Totalitaͤt. 


Kapitel VIII. 
Von dem Generallandtage. 
$. 125. 


Nur zur Berathung wichtiger Angelegenheiten erfolgt die e 
ung 


—— 


fung des Generallandtages unter Genehmigung des Koͤniglichen Kommiſſarius 
durch die Generaldirektion nach Stettin. 

. Er hat die Funktionen des Engeren Ausſchuſſes; Abweichungen von 
dieſem Reglement oder Aenderungen deſſelben und der Generaltax-Prinzipien, 
ſowie Auferlegung neuer Verbindlichkeiten der Aſſozürten zu beſchließen oder zu 
genehmigen, iſt er jedoch nur allein ermächtigt; fuͤr beſtimmte Zwecke kann er 
indeſſen mit Allerhoͤchſter Genehmigung (F. 132.) auch dem Engeren Ausſchuſſe 
dieſe ihm allein zuſtehenden Befugniffe uͤbertragen. 

Die Generallandſchafts-Direktion hat die Vorlagen fuͤr den General⸗ 
Landtag vorbereitend zuſammen zu ſtellen und mit ihrem Gutachten zu begleiten. 


$. 126. 


Es erſcheinen auf demſelben ſaͤmmtliche Departementsdirektoren mit den 
Deputirten und dem Syndikus ihrer Departements. 
Wird ein Deputirter und deſſen Stellvertreter verhindert, auf dem Ge— 


nerallandtage zu erſcheinen, und erfolgt dieſe Verhinderung ſo ſpaͤt, daß der 


Kreis ſelbſt nicht eine andere Wahl veranlaſſen kann, fo iſt das Departements 
Kollegium befugt, einen Subſtituten zu beſtellen. Auch die Landſchaftsraͤthe 
haben den Verſammlungen des Generallandtages mit einem Votum consul- 
tatiyum beizuwohnen. 


1275 
In Betreff des Vorſitzes auf dem Generallandtage find die Beſtim— 
mungen des H. 116. maagßgebend. 
H. 128. 


Der Generallandſchafts-Syndikus fuͤhrt das Protokoll der allgemeinen 
Berathung, ein zu ernennender Departementsſyndikus die Verhandlungen in 
Betreff der Abnahme der Rechnungen. 


$. 129, 


Von der Generallandſchafts⸗Direktion wird dem Generallandtage ein 
ausführlicher Bericht über Alles erſtattet, was das Ganze des Kreditſyſtems 
und das allgemeine Intereſſe aller verbundenen Gutsbeſitzer betrifft. 


§. 130. 


Alle über die verwalteten Fonds geführten und von dem Engeren Aus⸗ 
ſchuſſe revidirten Rechnungen werden dem Generallandtage noch einmal zur 
Einſicht vorgelegt, der eine nochmalige Reviſion veranlaſſen kann, wenn er es 
noͤthig findet. 


H. 131. 


In allen Faͤllen, wo es auf eine Unterſuchung der Geſchaͤftsfuͤhrung der 
(Nr. 4811.) 130 Gene⸗ 
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Generaldirektion und des Engeren Ausſchuſſes ankommt, wird ein beſonderer 
Ausſchuß aus dem Generallandtage ſelbſt ernannt, welcher einen Rechtsgelehr⸗ 
ten, mit Ausſchluß des Generallandſchafts-Syndikus, zuzuziehen hat. 


$. 132. 


Der Generallandtag hat alle von dem Engeren Ausſchuſſe, ſowie von 
der Generaldirektion ihm vorgelegten, das Kreditſyſtem und deſſen Beförderung 
betreffenden Entwuͤrfe und Vorſchlaͤge, welche jedoch niemals auf Verletzung 
ſchon erworbener Privatrechte und Aufhebung der Grundverfaſſung des Kre⸗ 
ditvereins hinauslaufen duͤrfen, zu pruͤfen und daruͤber zu beſchließen. 


Die Beſchluͤſſe des Generallandtages beduͤrfen, ſoweit ſie die demſelben 


allein vorbehaltenen Gegenſtaͤnde betreffen, der Allerhoͤchſten Sanktion, im Uebri⸗ 
5 i des Engeren Ausſchuſſes, der Beſtaͤtigung des vorgeſetzten 
inifterit, 


$. 133, 


Die dem Generallandtage zur Berathung und Entſcheidung vorzulegen⸗ 
den Proponenda koͤnnen ſowohl von dem Engeren Ausſchuſſe und der Gene⸗ 
rallandſchafts⸗Direktion, als auch von den Departementskollegien oder von ein⸗ 
zelnen Kreiſen ausgehen. 
Bevor dieſe jedoch dem Generallandtage zur Beſchlußnahme vorgelegt 
werden koͤnnen, muͤſſen dieſelben den ſaͤmmtlichen Kreiſen zur Erklaͤrung vor⸗ 
gelegen haben. Sollten die Proponenda eines Kreiſes, welche auf vorſtehende 


Weiſe zur Kenntniß der Totalitaͤt durch die Departementskollegien gekommen 


find, deren Zuſtimmung nicht erhalten haben, fo iſt das betreffende Kollegium 
dennoch verpflichtet, dieſelben durch die Generaldirektion dem Generallandtage 
vorlegen zu laſſen. 


$. 134. 


Alle Vorlagen für den Generallandtag muͤſſen dem Königlichen Kom⸗ 
miſſarius vier Wochen vor dem Zuſammentritt deſſelben mitgetheilt, die Pro⸗ 
ponenda der Departementskollegien daher auch mindeſtens acht Wochen vorher 
der Generaldirektion eingeſendet werden. 


F. 135. 


Der Generallandtag faßt feine Beſchluͤſſe nach der Mehrheit der Des 


partements, welche zuvor ihre Abſtimmung in ſich feſtſtellen muͤſſen; bei Stim⸗ 
mengleichheit in einem Departement entſcheidet die Stimme des betreffenden 
Departementsdirektors, und bei Stimmengleichheit der Departements der Vor⸗ 
ſitzende. Die Koſten des Generallandtages traͤgt der Totalitaͤtsfonds. 


$. 136. 


Die demnaͤchſtige Kommunikation dieſer Verhandlungen an die ee 
i mente 
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ments und die Aſſozürten erfolgt in derſelben Art, wie bei dem Engeren Aus⸗ 
ſchuſſe (efr. H. 123.) 


Kapitel IX. 
Von Vollſtreckung der landſchaftlichen Verfügungen. 


§. 137. 


Jedes Mitglied des Inſtituts iſt verbunden, ſich den Verfuͤgungen der 
landſchaftlichen Kollegien, welche die Aufrechthaltung und Ausfuͤhrung der Be⸗ 
ſtimmungen des Kreditſyſtems betreffen, zu unterwerfen. v 


§. 138. 


Die landſchaftlichen Behörden find befugt, die Befolgung ihrer Verfuͤ⸗ 
gungen durch Verhaͤngung von Geldſtrafen oder ſonſtige nach dieſem Regle⸗ 
ment zulaͤſſige Exekutionsmittel zu erzwingen. 

f Saͤmmtliche Gerichte ſind verpflichtet, der Landſchaft auf ihr Anſuchen 
in dieſen Faͤllen ſchleunige und unweigerliche Huͤlfe zu leiſten. 
Naa 6. 139. 

Sollten dieſe Mittel die Betheiligten zur Erfuͤllung ihrer Pflicht nicht 
veranlaſſen, fo iſt die Departementsdirektion berechtigt, nach eingeholter Geneh⸗ 
migung der Generaldirektion die Abloͤſung der Pfandbriefe zu fordern und zu 
dieſem Zweck nach erfolgter fruchtloſer Androhung aͤußerſten Falls die Sub⸗ 
haſtation des verpfaͤndeten Gutes zu beantragen. Solche hat das betreffende 
Gericht einzuleiten. 


\ 


$. 140, 


Glaubt der Angeſchuldigte fich bei dem desfallſigen Beſchluſſe nicht be⸗ 
ruhigen zu koͤnnen, ſo ſteht ihm dagegen der Rekurs an den Engeren Aus⸗ 
ſchuß oder Generallandtag (wenn ein ſolcher gerade fruͤher als der naͤchſte En⸗ 
gere Ausſchuß abgehalten werden ſollte) offen, bei deren Entſcheidung es ſein 
Bewenden behaͤlt. 


§. 141. i 


Alle Mitglieder und Beamten der landſchaftlichen Kollegien ſind ver⸗ 
pflichtet, den Anordnungen ihrer vorgeſetzten Behoͤrden bei Vermeidung von 
Ordnungsſtrafen Folge zu leiſten. N 


§. 142. 


Auch die verbundenen Gutsbeſitzer ganzer Kreiſe in ihrer Geſammtheit 
bei den Kreisverſammlungen ſind verpflichtet, den Vorſchriften des e 
(Nr, 4811.) un 
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und den auf Grund derſelben ergangenen Befchlüffen und Verfuͤgungen der 
ihnen vorgeſetzten landſchaftlichen Behörden in allen Stuͤcken Folge zu leiſten. 


Kapitel X. 


Von dem Verfahren bei Aufnahme der Taxen und Ausſtellung 
von Konſenſen. 


H. 143. 


Die Bepfandbriefung eines Gutes kann nur auf Grund einer nach den 
Prinzipien der landſchaftlichen Beleihungstaxe bewirkten Abſchaͤtzung erfolgen. 

Iſt eine ſolche Taxe bereits vorhanden, ſo genuͤgt dieſelbe, wenn das 
landſchaftliche Kollegium noͤthigenfalls durch Lokalrecherche oder Taxreviſion 
ſich uͤberzeugt hat, daß der wirthſchaftliche Zuſtand des Gutes ſeit der Tax⸗ 
Aufnahme ſich nicht verſchlechtert hat. 


$. 144. 


Jeder Gutsbeſitzer, welcher die Aufnahme einer neuen Taxe, oder die 
Reviſion einer fruͤheren nachſucht, hat mit dieſem ſeinem bei der Departements— 
Direktion zu uͤbergebenden Antrage zugleich den neueſten Hypothekenſchein nebſt 
Karte und Vermeſſungsregiſter, den etwanigen Regulirungs- und Separations⸗ 
Rezeß und das Feuerkataſter zu uͤberreichen. a 


§. 145, 


Findet der Landſchaftsdirektor oder die etwa bei Eingang des Antrages 
verſammelte Landſchaftsdirektion dagegen nichts zu erinnern, ſo wird, nachdem 
der muthmaaßliche Koſtenbetrag durch einen eingezahlten Vorſchuß ſichergeſtellt 
iſt, ein Landſchaftsrath oder bei deſſen Behinderung ein Landſchaftsdeputirter 
und der Deputirte des betreffenden Kreiſes, eventuell deſſen Stellvertreter, mit 
der Aufnahme der Taxe beauftragt. 

Dieſe haben ſich wegen des anzuſetzenden Termins zu vereinigen, der ſo⸗ 
fort dem antragenden Gutsbeſitzer mit der Aufforderung bekannt zu machen 
iſt, alles Erforderliche einzuleiten und Fuhren an die beſtimmten Orte zu ſchicken, 
um die Kommiſſarien abzuholen, widrigenfalls er die Reiſekoſten reglements— 
maͤßig zu verguͤtigen habe. 

Die Taxkommiſſarien koͤnnen von dem Gutsbeſitzer die Hergabe des er— 
forderlichen Lokals verlangen, wobei es ihnen uͤberlaſſen bleibt, die Zuſammen⸗ 
ftellung des Taxinſtruments auch außerhalb des zu taxirenden Gutes gegen 
Diaͤten anzufertigen. 


$. 146. 


Bei der Beſtimmung der Kommiſſarien iſt mit beſonderer Sorgfalt da⸗ 
hin zu ſehen, daß fie weder unter ſich, noch mit dem Beſitzer des e 
en 
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den Gutes in ſo nahen Familien⸗ oder ſonſtigen Verbindungen ſtehen, welche 
nach den Geſetzen ihre Glaubwuͤrdigkeit als Zeugen ſchwaͤchen wuͤrden. 


H. 147. 


Fuͤr jeden Kreis ſind von der Departementsdirektion auf Vorſchlag des 
Deputirten drei Boniteure zu erwählen, welche, inſofern fie zu den Aſſozlirten 
der Landſchaft gehören, zur Annahme der auf ſie gefallenen Wahlen auf drei 
Jahre verpflichtet ſind. Als Ablehnungsgruͤnde ſind nur ſolche guͤltig, welche 
595 den geſetzlichen Beſtimmungen von der Uebernahme von Vormundſchaften 

ispenſiren. ’ 

. Hinſichtlich des Lauenburg⸗Buͤtower Kreiſes ſind bei jedem dieſer beiden 
vereinten Kreiſe drei beſondere Boniteure zu erwaͤhlen.  Kondufteure, Boniteure 
und Forſtbeamte erhalten bei landſchaftlichen Geſchaͤften als Verguͤtigung drei 
a Diäten, und wenn ihnen keine Fuhren geſtellt werden, Fuhrkoſten nach 


35. 
$. 148. 


Die Abſchaͤtzungskommiſſarien muͤſſen uͤberall mit Zuziehung des Syn⸗ 
dikus und, ſofern ſolcher verhindert iſt, eines richterlichen Beamten verhandeln. 


H. 149. 


Es ſteht dem Extrahenten der Taxe frei, auf Ausſchließung einzelner 
Gutszubehoͤrungen von der Taxe anzutragen. 

Die zur Ausmittelung der Wirthſchaftsrubriken und geſammten Guts⸗ 
verhaͤltniſſe aufzunehmenden Verhandlungen, nicht aber die technifchen Gut⸗ 
achten und Bonitirungsregiſter, muͤſſen vor Anfertigung des Taxinſtrumentes 
dem Beſitzer zur Anerkennung und Vorbringung feiner etwanigen Erinnerungen 
vorgelegt, auch muß demnaͤchſt dem Beſitzer auf ſein Verlangen eine Abſchrift 
des Taxinſtrumentes gegeben werden. 


§. 150. 


Die Kommiſſarien uͤberſenden ſofort die von ihnen aufgenommene und 
unterſchriebene Taxe an den betreffenden Direktor und berichten zugleich uͤber 
die etwa vorgefundenen beſonderen Verhaͤltniſſe. 


$. 151, 

Alle aufgenommenen Taxen muͤſſen, ſobald ſie bei dem Direktor eingehen, 
durch zwei Mitglieder des Kollegiums, welche bei der Aufnahme der Taxe nicht 
mitgewirkt haben und von dem Direktor zu ernennen ſind, von jedem beſonders 
revidirt werden. a 


$. 158. 


„Dieſe Reviſoren, bei welchen darauf zu fehen iſt, daß fie wo möglich in 
der Nachbarſchaft des betreffenden Gutes wohnen und daſſelbe naͤher kennen, 
(Nr. 4811.) auch 
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auch mit dem Extrahenten in keiner Verwandtſchaft oder anderen nahen Ver⸗ 
bindung ſtehen, muͤſſen alle Umſtaͤnde des Gutes in genaue Erwaͤgung ziehen 
und vorzugsweiſe die Taxen mit den betreffenden Prinzipien und der ihnen von 
dem Gute beiwohnenden Kenntniß vergleichen, hierauf dem verſammelten De⸗ 
partementskollegium einen ſchriftlichen Vortrag halten, welches ſodann durch 
Votiren konkludirt und die Taxe mit einer beſtimmten Summe feſtſetzt. 


§. 153. 


Die Taxkommiſſarien, Reviſoren und Kollegien find der Landſchaft für 
jeden aus einer Taxe entſtehenden Schaden nach den Grundſaͤtzen des Allge⸗ 
meinen Landrechts verantwortlich, jedoch ſo, daß die Taxkommiſſarien prin⸗ 
19 29 5 ſodann die Reviſoren, und hiernaͤchſt erſt das Kollegium ſubſidiariſch 

aften. 

Um aber einer kuͤnftigen Mitvertretung auszuweichen, kann jedes Mit⸗ 
glied des Kollegiums fein diſſentirendes Votum mit Anfuͤhrung der Gründe zu 
den Akten geben. 


§. 154. 


Die von dem Departementskollegium emanirte Taxe wird hierauf der 
Generallandſchafts-Direktion zur Superreviſion übergeben, welche die von ihr 
aufgeſtellten Monita der betreffenden Departementsdirektion zur Erledigung mit⸗ 
theilt, die ſolche, wenn ſie nach ihrem Ermeſſen dazu angethan ſind, entweder 
ſelbſt ſofort erledigt, oder in dem verſammelten Departementskollegium noch⸗ 
mals zum Vortrage bringt und erledigen laͤßt, wonaͤchſt der Taxwerth durch 
das zu ertheilende Superreviſions-Atteſt der Generallandſchafts-Direktion de⸗ 
finitiv feſtgeſtellt wird. 

Kann ſich das betreffende Departement von der Richtigkeit der Erinne⸗ 
rungen der Generallandſchafts⸗Direktion nicht uͤberzeugen, fo ſteht demſelben 
der Rekurs an den Engeren Ausſchuß zu. 


H. 155. 


Glaubt der Gutsbeſitzer ſich durch die Feſtſetzung der Taxe ſeines Gutes 
verletzt, ſo kann auch er dieſerhalb an den Engeren Ausſchuß den Rekurs er⸗ 
greifen, wenn er beſtimmte Ausſtellungen entweder gegen das Verfahren der 
Taxkommiſſarien, oder gegen die faktiſche Grundlage der Taxe, oder endlich 
gegen die zur Anwendung gebrachten Abſchaͤtzungsnormen zu erheben hat, und 
die thatſaͤchlichen Anfuͤhrungen gehörig beſcheinigt. 

Der Engere Ausſchuß hat hierbei die Berechtigung, unter billiger Er⸗ 
BED aller obwaltenden Umſtaͤnde gerechten Beſchwerden Mbhülfe zu ges 
waͤhren. 

Die Beſchwerde muß moͤglichſt zeitig vor der Verſammlung des Engeren 
Ausſchuſſes der Generallandſchafts-Direktion eingeſendet fein, damit ſelbige vor 
dem Vortrage im Engeren Ausſchuſſe zweien anderen Departements zur Re⸗ 
und Korrelation zugefertigt werden kann. 

Auch muß den Berichten der Departements in allen Punkten, wo 5 

au 


1 
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auf einen Rechtspunkt ankommt, das Gutachten des Departements ſyndikus kei: 
gefuͤgt werden. 
H. 156. 

Außer der Aufnahme der Bepfandbriefungstaxen liegt den Landſchafts⸗ 
Departementskollegien nach dem Geſetze vom 1. Juli 1834. auch die Aufnahme 
der Subhaſtationstaxen aller zur Bepfandbriefung geeigneten Guͤter ihres De: 
partements ob. nich 

Die ernannte Taxkommiſſion macht dem betreffenden Kreisgericht durch 
Vermittelung der Departementsdirektion von dem Zeitpunkte der Aufnahme 
ſolcher Taxen Anzeige, worauf das Kreisgericht den Subhaſtations⸗Intereſſenten 
110 Mittheilung macht und ihnen anheimſtellt, dabei ihr Intereſſe wahrzu⸗ 
nehmen. i 


$. 157. 


Die zum Zwecke der Subhaſtation aufgenommenen Taxen unterliegen 
keiner Superreviſion der Generallandſchafts⸗Direktion. g 


§. 158. 


Wird von dem Beſitzer eines bepfandbrieften Gutes bei der Landſchafts⸗ 
Direktion auf Ertheilung eines Abſchreibungs⸗ und Liberationskonſenſes in Be⸗ 
treff einzelner Gutszubehoͤrungen, oder auf Ertheilung eines Unſchaͤdlichkeits⸗ 
Atteſtes, oder endlich eines Permutationskonſenſes nach dem Geſetze vom 
13. April 1844. angetragen, fo hat die betreffende Departementsdirektion unter 
Zugrundelegung der vorhandenen Taxe und, ſoweit dieſe vollſtaͤndigen Anhalt 
nicht gewaͤhrt, durch eine von einem Mitgliede des Kollegiums aufzunehmende 
Lokalrecherche feſtzuſtellen und in Zahlen auszusprechen, welchen Einfluß der 
Abgang des Trennſtuckes auf den Taxwerth des Gutes hat, und danach die 
Zulaſſigkeit des Antrages zu pruͤfen. Soweit das landſchaflliche Intereſſe durch 
dieſelbe berührt wird, und ſofern das Trennſtuͤck über zwanzig Morgen Flachen⸗ 
Inhalt hat, bedarf die desfallſige Urkunde der mittelſt mollvirenden Berichtes 
nachzuſuchenden Beſtaͤtigung der Generaldirektion. . 

Iſt das Trennſtuͤck in der Taxe gar nicht angeſprochen, fo beſchließt das 
Departementskollegium, auch wenn es ſich um Abſchreibung einer größeren 
Flaͤche handelt, ſelbſiſtaͤndig. 


Kapitel XI. 
Von der Ausfertigung der Pfandbriefe und deren Kupons. 


§. 159. 


Nachdem die endliche Feſtſetzung der Bepfandbriefungstaxe in der regle⸗ 
mentsmaßig vorgeſchriebenen Weiſe erfolgt und deren Reſultat dem betreffenden 
Gutsbeſitzer mitgetheilt worden, hat der letztere, wenn er eine Pfandbriefsan⸗ 
leihe zu erhalten wuͤnſcht, feinen bezuͤglichen ng vollſtaͤndig ſubſtantürt ein⸗ 

131 


| Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) zureichen 
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zureichen und nachzuweiſen, wie er der Pfandbriefsanleihe die prioritaͤtiſche Ein— 
tragung ſichern koͤnne und wolle. 1156 


H. 160, 


Bei neuen Pfandbriefsbewilligungen muß der Gutsbeſitzer da, wo die 
Reſultate der Regulirung und Dienſtabloͤſung noch nicht ohne Vorbehalt im 
Hypothekenbuche vermerkt worden, auf die geſetzliche Befugniß, die Abfindungse 
landungen und Renten zur Deckung der Retabliſſementskoſten zu veraͤußern oder 
prioritaͤtiſch zu verpfaͤnden, ausdruͤcklich Verzicht leiſten und dieſen Verzicht 
Ruhr. II. ins Hypothekenbuch eintragen laſſen. 


H. 161. 


Findet die betreffende Departementsdirektion die Bewilligung der Pfand⸗ 
briefe nach den beſtehenden Grundſaͤtzen nicht zulaͤſſig, ſo ſetzt ſie den Anſu— 
chenden ſofort davon in Kenntniß. Unterliegt aber die Bewilligung keinem 
Bedenken, fo wird das Geſuch der naͤchſten Verſammlung des Departements- 
Kollegiums vorgelegt und der betreffende Gutsbeſitzer vorläufig davon be- 
nachrichtigt. b 

Das Departementskollegium feßt demnaͤchſt auf den Grund eines ſchrift⸗ 
lichen Gutachtens des Departementsſyndikus durch Mehrheit der Stimmen 
unter Vorbehalt der Genehmigung der Generallandſchafts-Direktion die zu be⸗ 
willigende Pfandbriefsanleihe feſt. 

Kann der Gutsbeſitzer die vorſchriftsmaͤßige Priorität nur für eine von 
ihm mit vier Prozent zu verzinſende Pfandbriefsanleihe beſchaffen, beantragt er 
aber gleichwohl Ausfertigung vier Prozent Zinſen tragender, alſo von ihm mit 
vier und ein halb Prozent zu verzinſender Pfandbriefe, ſo iſt das Departements⸗ 
Kollegium zur Ausfertigung derſelben, wenn nicht ſonſtige Bedenken entgegen⸗ 
ſtehen, befugt. Alsdann wird das uͤberſchießende ein halb Prozent zur naͤch⸗ 
ſten freien Stelle beſonders in das Hypothekenbuch eingetragen. 

Die Zulaͤſſigkeit dieſer Eintragung außerhalb der reglementsmaͤßig feſt⸗ 
geſtellten zwei Drittel des Taxwerthes wird jedoch bis dahin, wo der eigen⸗ 
thuͤmliche Fonds das durch die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11. Mai 1848. 
feſtgeſtellte Normalquantum noch nicht erreicht hat, und in dem Falle, daß ſol⸗ 
ches ſich vermindern ſollte, und bis dahin, daß es wiederum erfuͤllt iſt, 
ſuspendirt. 

Auch darf die Landſchaft ſich den Privat-Hypothekglaͤubigern und Real⸗ 
berechtigten gegenuͤber, welche dieſem ein halb Prozent Zinsen vorſtehen, im 
Exekutions⸗, Sequeſtrations-, Subhaſtations- und Konkursverfahren nur der 
allgemeinen, jedem Privat⸗Hypothekglaͤubiger zuſtehenden Rechte, nicht ihrer be⸗ 
ſonderen Privilegien bedienen. N 5 

Hinſichtlich der in Folge deſſen entſtehenden Zinsausfaͤlle finden die 
Beſtimmungen der $$. 214. 287. Anwendung. 


H. 162. 
Die Ausgabe und Eintragung von Pfandbriefen, welche auf ein Be 
; be 
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tes Gut lauten, das ihnen ſpeziell verhypothezirt iſt, wie ſolches in dem am 
9 55 5 1781. Allerhoͤchſt konfirmirten Reglement vorgeſchrieben, findet nicht 
mehr ſtatt. 

Die Pfandbriefe werden vielmehr fortan nur unter bei jedem Departe⸗ 
ment fortlaufenden Nummern ohne Be eichnung eines beſtimmten Gutes und 
ohne Eintragung auf daſſelbe von der Landſchaft ausgefertigt. 

Zur Sicherheit fuͤr die Pfandbriefsſchuld hat der Gutsbeſitzer eine ge⸗ 
richtliche oder notarielle Urkunde auszuſtellen, in welcher er ſich der Landſchaft 
gegenuͤber als Pfandbriefsſchuldner auf Höhe der beanſpruchten Anleihe bekennt, 
die Verzinſung mit vier reſp. vier und ein halb Prozent und Zahlung des noͤ⸗ 
thigenfalls (F. 303.) wieder zu erhebenden Quittungsgroſchens mit ein Sechſtel 
Prozent uͤbernimmt, und hinſichts der Tilgung ſeiner Schuld ſich den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Reglements und allen danach der Landſchaft zuſtehenden beſon⸗ 
deren Rechten unterwirft, das betreffende Gut aber dafuͤr zum Pfande beſtellt. 

Soll eine Privathypothek in eine Pfandbriefsſchuld umgeſchrieben werden, 
ſo muß der Gutsbeſitzer mit dem eedirten Hypothekendokumente eine, ſeine Ver⸗ 
pflichtungen gegen die Landſchaft ausſprechende Urkunde gleichzeitig einreichen, 
Dabei iſt die Ertheilung eines neuen Dokuments ſtatt des zu kaſſirenden bis⸗ 
herigen geſtattet. 


H. 163. 
Auf den Grund dieſer Urkunde und des Bewilligungsbeſchluſſes erfolgt 


Seitens der Departementsdirektjonen die Ausfertigung der Pfandbriefe, zu der 


les keines Stempels bedarf, nach dem beiliegenden Schema auf Pergament. 


Nur auf ſolche, ohne Ruͤckſicht auf ihren Kurs, hat der den Kredit in 
Anſpruch nehmende Gutsbeſitzer ein Recht. ’ = 


F. 164. 


5 Die Pfandbriefe werden von dem Departementsdirektor und den beiden 
Raͤthen vollzogen und mit dem Landſchaftsſiegel verſehen; ſie werden nach der 
Beſtimmung des Kreditnehmers in Summen von mehreren Hundert Thalern, 
von Eintauſend Thalern bis Einhundert Thaler in vollen Hunderten ausge⸗ 
ſtellt, koͤnnen aber auch bis zum zehnten Theile der ganzen Anleiheſumme zu 
Betraͤgen von fuͤnfundſiebenzig Thalern, funfzig Thalern und fuͤnfundzwanzig 
Thalern ausgefertigt werden. g io ug 


H. 165. 


Jedem Pfandbriefe werden Zinskupons fuͤr einen fuͤnfjaͤhrigen Zeitraum, 
welche den halbjaͤhrlichen Zinsbetrag des Kapitals ausdrucken, nach dem hier 
gleichfalls annektirten Schema beigegeben. Bor 

Werden neue Pfandbriefe ausgereicht, ſo werden dieſen nur diejenigen 
Kupons, welche vom Zeitpunkte der Extradition der Pfandbriefe ab faͤllig wer⸗ 
den, beigegeben. LE, 

Tina} g Rang! ; H. 166. 19 
Jede neue Pfandbriefsanleihe iſt von der Generaldirektion zu genehmi⸗ 
(Nr. 4811.) 131* gen. 
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gen. Der Departementsdirektion bleibt es zwar uͤberlaſſen, auf beſonderen An- 
trag des Gutsbeſitzers die Ausfertigung der Pfandbriefe und die weitere Hypo: 
thekenoperation zu veranlaſſen; bevor jedoch die Generaldirektion die Anleihe 
genehmigt hat, oder, bevor, wenn dieſe verſagt und der Rekurs an den Engeren 
Ausſchuß ergriffen wird, die Zuſtimmung des letzteren ertheilt iſt, darf die Aus⸗ 
haͤndigung der Pfandbriefe nicht erfolgen. 


H. 167. 


Die Intabulation der ausgeſtellten Obligation reſp. die Umſchreibung des 
der Landſchaft cedirten Dokuments wird, nachdem noͤthigenfalls mit dem be— 
treffenden Kreisgerichte oder den von demſelben ernannten Intabulationskommiſ— 
ſarien eine vorherige Kommunikation ſtattgefunden, in einem zu dem Ende am 
Sitze des Hypothekengerichts anzuberaumenden Termine in Gegenwart der ge— 
richtlichen Intabulatioͤnskommiſſarien und des von der Departementsdirektion 
zu dieſem Zwecke abgeordneten Mitgliedes oder des dazu kommittirten Syn⸗ 
dikus vollzogen. = ar a i 

Auf das Dokument wird ſodann die Ingroſſationsnote und ein Vermerk 
dahin geſetzt: i : 
daß auf Hoͤhe des verſchriebenen Darlehns Neue Pfandbriefe ausgefer⸗ 

tigt ſeien und demzufolge der Landſchaft eine Dispoſition uͤber das Dar⸗ 
lehnskapital zwar zum Zweck der Befriedigung von Pfandbriefsinhabern 

und der Einloͤſung von Pfandbriefen, außerdem aber nur ſoweit zuſtehe, 

als vorher ein entſprechender Betrag von Pfandbriefen aus dem Verkehr 
zuruͤckgezogen und kaſſirt, oder durch richterliches Erkenntniß amortiſirt, 

oder endlich nach Kuͤndigung und Aufgebot hinſichtlich des Pfandbriefs⸗ 

rechts praͤkludirt iſt. . n i 

Die gerichtlichen Intabulationskommiſſarien haben ſich durch Vergleichung 


der Geſammtſumme der vorgelegten Pfandbriefe und des Zinsfußes derſelben 


mit dem Hypothekendokumente zu uͤberzeugen, daß der Pfandbriefsbetrag durch 
die Hypothekbeſtellung gedeckt wird; zur Beglaubigung und auf Grund der 
ihnen dieſerhalb zuſtehenden Kontrolle vollziehen ſie ſodann die Pfandbriefe, 
welche den landſchaftlichen Kommiſſarien mit dem Hypothekendokumente ausge⸗ 
liefert werden. l 0 2200 12 

Ueber dieſen Akt wird ein doppeltes Protokoll aufgenommen, von welchem 
das Gericht und die Landſchaft je ein Exemplar erhält. = 

Fuͤr den Randowſchen Kreis der Vorpommerſchen Departementsdirektion 
treten der Generallandſchafts-Direktor und der Generallandſchafts-Syndikus 
als landſchaftliche Intabulationskommiſſarien ein- für allemal ein. 

In Fallen, wo nach dem Ermeſſen der betreffenden Landſchaftsdirektion 
durch dieſes Verfahren unverhaͤltnißmaͤßige Koſten entſtehen, kann die Intabu⸗ 
lation auch auf Grund bloßer, in forma: probante ergehender Requiſttion der 
Landſchaftsdirektion an das betreffende Gericht erfolgen. | 


$. 168, aan | 
Die fo ausgefertigten Pfandbriefe werden in das Landſchaftsregiſter ein⸗ 
TE Rare 180 nas disinnätsirddnnt!g sus 50 getragen 
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getragen und mit einem besfalffigen Vermerk auf der Ruͤckſeite und mit der 
Nummer des Regiſters verſehen. 
Die Obligation wird in das landſchaftliche Depoſitorium genommen. 


$. 169, 


Eine jede Departementsdirektion, bei welcher Behufs der Bepfandbriefung 
Ingroſſationsdokumente zur Umſchreibung oder Poſtlokation eingehen, iſt ver: 
bunden, mit Beruͤckſichtigung der Umſtaͤnde jedes einzelnen Falles fuͤr die Be⸗ 
richtigung des Legitimationspunktes auf dem kuͤrzeſten Wege zu ſorgen. 

Wenn ſie durch unmittelbare Korreſpondenz mit dem Hypothekenrichter 
ſich die Ueberzeugung nicht verſchaffen kann, daß in Anſehung der Legitimation 
des Extrahenten der beabſichtigten Operation Bedenken nicht entgegenſtehen, ſo 
muß es dem Extrahenten uͤberlaſſen bleiben, die vorbereitenden Eintragungen 
und Röfchungen bei dem Hypothekenrichter auszuwirken und den Nachweis 
hieruͤber der Landſchaftsdirektion zu fuͤhren. 1 10 

Der Grundſatz, daß einer landſchaftlichen Anleihe keine Hypothek vor⸗ 
ſtehen darf (F. 5.), erleidet nur alsdann eine Ausnahme, wenn die Landſchaft 
ſich uͤberzeugt, daß der Gutsbeſitzer ohne ſeine Schuld verhindert iſt, das Do⸗ 
kument über eine zu loͤſchende, oder der Pfandbriefsanleihe durch Einraͤumung 
der Prioritaͤt zu poſtponirende, oder in eine Pfandbriefsanleihe umzuſchrei⸗ 
bende Privat⸗Hypothek ſofort herbeizuſchaffen. 6: 50 f 

Die Landſchaft iſt ſodann, inſofern die reglementsmaͤßige Sicherheit, ins⸗ 
beſondere die Beleihungsquote (F. J.), im Uebrigen nicht uͤberſchritten wird, und 
nach ihrem Ermeſſen ſonſtige Bedenken nicht obwalten, ermaͤchtigt, ſich mit 
Eintragung der Pfandbriefsanleihe reſp. eines Theils derſelben hinter der einft- 
weilen ſtehen bleibenden Privat⸗Hypothek vorläufig zu begnuͤgen. 

Es muß aber von den ausgefertigten Pfandbriefen eine ſo hohe Summe 
nebſt Kupons und Talons bis zur Löſchung reſp. Poſtlokation oder Umſchrei⸗ 
bung der Privat⸗Hypothek deponirt bleiben, daß letztere nebſt Zinſen dadurch 
vollſtaͤndig gedeckt wird, ö 

Auch kann dem Gutsbeſitzer — was demſelben zu eroͤffnen iſt — die 
ganze Pfandbriefsanleihe wieder gekuͤndigt werden, wenn er ſich nicht angelegen 
fein läßt, dieſen Ausnahmezuſtand zu beſeitigen, und es hängt dieſe Kündigung 
lediglich von dem Ermeſſen der Landſchaft ab. nice nd N 


H. 170. 


Jedem zu einem Pommerſchen Pfandbriefe gehörigen Zinskuponsbogen 
der laufenden Serie wird unten ein Talon nach dem dieſem Reglement beige⸗ 
legten Schema beigedruckt. Fe a ee er ie 5 

Die Ausreichung der neuen Kupons⸗Serie erfolgt zunachſt, und zwar ſchon 
vor dem Zinstermine, in welchem der letzte Kupon der ablaufenden Serie faͤllig 
wird, bei der Generallandſchafts⸗Direktion in dem dazu von ihr beſtimmten und 
vorher öffentlich bekannt zu machenden Zeitraume, demnaͤchſt aber in dem vor⸗ 
gedachten Zinstermine oder ſpaͤter bei der Departementsdirektion, zu deren 
Reſſort das betreffende Gut gehört,” a 
Neo 20 eig ck fn dan 15 ndnd) sich. 171. 
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$. 171. 


Wenn der Inhaber des Pfandbriefes vor Ausreichung der neuen Ku— 
pons der Verabfolgung derſelben an den Praͤſentanten des Talons bei der 
Landſchaft widerſpricht, der Praͤſentant ſie jedoch fordert, ſo hat die Landſchaft 
die Intereſſenten zur Entſcheidung uͤber den unter ihnen ſtreitigen Anſpruch an 
das Gericht, zu deſſen Realjurisdiktion das bepfandbriefte Gut gehört, bei 
neuen Pfandbriefen an den kompetenten perſoͤnlichen Richter zu verweiſen, 
und die neue Serie der Kupons zum landſchaftlichen Depoſitorium, oder auf 
den Antrag Eines der Intereſſenten oder auf Requiſition des Gerichts zum 
gerichtlichen Depoſitorium zu bringen. 

Dem Inhaber des Pfandbriefes ſteht dabei die rechtliche Vermuthung 
zur Seite, daß er zur Erhebung der neuen Kupons berechtigt ſei; dem Inhaber 
des Talons aber liegt der Beweis des von ihm behaupteten vorzuͤglicheren 
Rechts ob. 

Hat der Inhaber des Talons ſolchen eingereicht, ohne die neuen Kupons 
zu fordern, ſo iſt die Landſchaft berechtigt, die neuen Kupons ohne Weiteres 
dem Praͤſentanten des Pfandbriefes zu behaͤndigen. i 

Wenn der Talon weder in dem Zinstermine, in welchem die neuen Ku⸗ 
pons ausgehaͤndigt werden, noch in dem naͤchſtfolgenden bei der Landſchaft 
praͤſentirt wird, fo find die Kupons der neuen Serie dem Inhaber des Pfand» 
briefes beim Eintritt des zweiten Termins dieſer Serie auszuantworten. 


Kapitel XII. 


Von Einzahlung der Zinſen von den landſchaftlichen 
: Pfandbriefen. 


A. Von der Einzahlung ſelbſt. 


§. 172. 


Die Zinſen der Pfandbriefe mit Einſchluß des etwa erforderlichen Quit⸗ 
tungsgroſchens mit ein Sechſtel Prozent werden in halbjaͤhrlichen Friſten 
vom 16. bis zum 24. Juni und vom 16. bis zum 24. Dezember von den 
Schuldnern baar in Kurant nach dem geſetzlichen Muͤnzfuß an die betreffende 
Landſchaftsdirektion eingezahlt. Nur bereits fallige Kupons Pommerſcher Pfand⸗ 
briefe werden als baar angenommen. Auch iſt die Zahlung bei der General⸗ 
landſchafts-Direktion zuläffig, bei der Agentur in Berlin aber nur unter vorher 
nachgeſuchter und ertheilter Genehmigung der betreffenden Departementsdirektion, 
jedoch unter der ausdruͤcklichen Bedingung, daß deren Quittung vor Ablauf des 
Zinstermins der betreffenden Departementsdirektion eingeſendet wird. 


$. 173. 


Die Einnahme der Pfandbriefszinſen ſteht unter ſpezieller . der 
2 epar⸗ 
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Departementsdirektion, die die noͤthige Ueberwachung ihrer Kaſſenbeamten unter 
eigener Verantwortlichkeit anzuordnen hat. 


§. 174. 


Die Zinſen koͤnnen auch durch die Poſt franco an die Direktion uͤber⸗ 
ſendet werden. Es geſchieht dies jedoch lediglich auf Gefahr des Abſenders 
bis zur foͤrmlichen Quittungsleiſtung. 


§. 175. 


Vor Beginn der Zinſeneinzahlung uͤbergiebt die Departementsdirektion 
dem Rendanten ein alphabetiſches Verzeichniß aller bepfandbrieften Guͤter des 
Departements. 

Dies Verzeichniß, aus welchem nicht allein der halbjaͤhrliche Zinſenbe⸗ 
frag eines jeden einzelnen Gutes, fondern eventuell, wenn derſelbe wieder in 
Anſpruch genommen werden muͤßte, auch der davon zu entrichtende Quittungs⸗ 
groſchen hervorgehen muß, dient fuͤr den Rendanten als Belag für die Soll⸗ 
Einnahme des betreffenden Termins. 


$. 176. 


Jeder Schuldner erhaͤlt uͤber die geleiſtete Einzahlung eine gedruckte 
Quittung, welche nur als legal angeſehen wird, wenn ſie von dem Kaſſenkura⸗ 
tor und Rendanten unterzeichnet iſt. 


B. Don Beitreibung der rückſtändig gebliebenen Zinſen durch Exekution, 
Sequeſtration, ſowie von der nothwendigen Subhaſtation. 


$ 177. 


Da die faͤlligen Zinſen den Kuponsinhabern unter allen Umſtaͤnden puͤnkt⸗ 
lich bezahlt werden ſollen, ſo muß mit Strenge darauf gehalten werden, daß 
auch die Schuldner ihre Zinſen an den beſtimmten Terminen einzahlen. 


§. 178. 


Nach Ablauf der zur Einzahlung der Pfandbriefszinſen beſtimmten Friſt, 
zu Johannis und Weihnachten, entwirft der Rendant ungeſaͤumt eine Reſtan⸗ 
tentabelle, worin das Gut, von welchem die Zinſen ruͤckſtändig geblieben, deren 
Betrag und der Name des Beſitzers aufgeführt werden muͤſſen, und uͤberreicht 
dieſelbe der Direktion, welche ſofort, wenn eine Aufforderung zur ungeſaͤumten 
Zahlungsleiſtung ohne Erfolg bleibt, unter Mittheilung der Reſtantenliſte dem 
dazu auserſehenen Gerichts- oder Kreis⸗Exekutor die Vollſtreckung der Exekution 
aufträgt, oder das Gericht wegen Vollſtreckung der Exekution requirirt. 

Bei Forderungen der Landſchaft finden die in den HH. 46. 47. des Allg. 
Landrechts Th. I. Tit. 20. enthaltenen Beſtimmungen, wonach der Schuldner 

(Nr. 4811.) l verlan⸗ 
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verlangen kann, daß ſich der Pfandgläubiger zuerſt an das Grundſtuͤck halte, 
keine Anwendung. 

Der Verkauf der abgepfaͤndeten Effekten im Wege der Auktion wird 
durch Requiſition des Gerichts bewirkt. f 

In Betreff der in Beſchlag genommenen Gutsinventarienſtuͤcke koͤnnen 
nur diejenigen Gegenſtaͤnde zur Auktion geſtellt werden, welche als Superinven⸗ 
tarienſtuͤcke zu betrachten find. a 

Die Direktion ertheilt daher in einem ſolchen Falle einem Landſchafts— 
rathe oder Kreisdeputirten den Auftrag, in Gemaͤßheit der Vorſchriften des 
§H. 97. seg. der Allg. Gerichtsordnung Th. I. Tit. 24. noͤthigenfalls an Ort 
und Stelle zu unterſuchen, ob ſich dergleichen Inventarienſtuͤcke, welche ohne 
Nachtheil des Wirthſchaftsbetriebes fuͤglich entbehrt werden koͤnnen, darunter 
befinden, und dieſe von dem nothwendigen Gutsinventarium, als dem eigentli⸗ 
chen Gutszubehoͤr, abzuſondern. i 


$. 179. 1 


Geht aus dem Berichte des Exekutors mit Ruͤckſicht auf den Betrag 
des Zinſenruͤckſtandes und die uͤbrigen obwaltenden Umſtaͤnde hervor, daß die 
Mobiliarexekution kein genuͤgendes Reſultat gewaͤhren wuͤrde, oder findet die 
Departementsdirektion die Anwendung dieſes Exekutionsmittels ſonſt bedenklich, 
ſo iſt die Landſchaft befugt, ſogleich von dieſem Exekutionsgrade abzugehen, 
ohne ſolchen erſt weiter zu verfolgen. Die Direktion ſchreitet vielmehr in die⸗ 


ſem, ſowie in dem Falle, wenn aus dem Erloͤſe der abgepfaͤndeten Effekten der 


Zinſenruͤckſtand und die Koſten der Exekution nicht gedeckt werden, ſofort zur 
Immobiliarexekution. i 


§. 180. 
Die Immobiliarexekution iſt entweder Sequeſtration oder Subhaſtation. 
i 9.191, 5, | 
5 Wenn ein Gut im Intereſſe der Landſchaft in Sequeſtration ge⸗ 


nommen worden, ſo ertheilt die Departementsdirektion einem Landſchaftsrathe 
oder Landſchaftsdeputirten den Auftrag, unter Zuziehung des Syndikus, oder 
bei deſſen Verhinderung, einer Gerichtsperſon, die Sequeſtration des Gutes 
einzuleiten. a . ’ 
Zum Gutskurator oder Sequeſtrationskommiſſarius wird ein Landſchafts⸗ 
rath, ein Deputirter, oder endlich ein Aſſozürter ernannt, welchem die unmittel⸗ 
bare Leitung der Sequeſtration obliegt. | 1011 
Der Sequeſtrationskommiſſarius erhaͤlt als Honorar fuͤr die Fuͤhrung 
einer Sequeſtration uͤber ein Gutsobjekt bis zum Taxwerthe von 25,000 Rthlrn. 
2 Rthlr. pro Mille, von dem Mehrbetrage der Taxe 1 Rthlr. pro Mille jährlich. 
Verguͤtigung fuͤr Reiſen bei verpachteten Guͤtern wird nicht, bei ſelbſtbe⸗ 
wirthſchafteten aber mit 15 Sgr. pro Meile gewahrt: ö ie 


H. 182. 


u 


§. 182, 


Befindet fich das unter Sequeftration zu ftellende Gut in eigener Admi⸗ 
niſtration des Beſitzers, ſo wird die Wirthſchaftsfuͤhrung zunaͤchſt einem Seque⸗ 
ſter anvertraut, der entweder unmittelbar oder auf Vorſchlag der zur Einleitung 
der Sequeſtration ernannten Kommiſſion von der Landſchaftsdirektion zu be⸗ 
ſtallen und mit der erforderlichen Inſtruktion zu verſehen iſt. 


F. 183. 


Auf die eingegangenen Verhandlungen uͤber die Sequeſtrationseinleitung 
erlaͤßt demnaͤchſt die Landſchaftsdirektion die noͤthigen Verfügungen, ertheilt in 
den dazu geeigneten Faͤllen ihre von der Kommiſſton vorbehaltene Genehmi⸗ 
gung zu den getroffenen Maaßregeln, und bewilligt mit Zuſtimmung des Land⸗ 
ſchafts⸗-Departementskollegiums die nöthigen Retabliſſementsgelder. 

Nur in dringenden Faͤllen, wo erhebliche Gefahr im Verzuge, iſt die 
Departementsdirektion befugt, die Verausgabung unerlaͤßlicher Vorſchuͤſſe ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig zu verfuͤgen, vorbehaltlich jedoch der Verpflichtung, die Verfuͤgung bei 
der nächften Departementsverſammlung vor dem Kollegium zu juſtifiziren, event. 
zu vertreten. Hierbei muß dieſelbe jedoch ſtets im Auge behalten, daß nur im 
Nothfalle, und wenn es die Konſervation des Gutes und die Sicherung des 
eigenen Intereſſes der Landſchaft unumgaͤnglich erfordert, und nur, wenn vor⸗ 
auszuſehen iſt, daß die zum Beſten des Gutes zu verwendenden Vorſchuͤſſe der⸗ 
einſt aus den Revenuͤen oder den Kaufgeldern des Gutes wieder erſtattet werden 
konnen, dazu die Vorſchuͤſſe aus dem eigenthuͤmlichen Fonds des Landſchafts⸗ 
Departements und noͤthigenfalls aus dem Totalitaͤtsfonds der Generalland— 
ſchafts⸗Direktion hergegeben werden koͤnnen, und daß zu weit ausſehenden Ver⸗ 
beſſerungen und neuen Anlagen dergleichen Verwendungen niemals geſchehen 
duͤrfen. 
j Der Generallandſchafts⸗Direktion iſt zuvor die Nothwendigkeit der Aus⸗ 
gabe darzuthun, wenn die erforderlichen Gelder aus dem Totalitätsfonde vor⸗ 
geſchoſſen werden muͤſſen. 

Die Landſchaftsdirektionen ſind verpflichtet, wenn ſie von der General— 
landſchafts⸗Direktion Vorſchuͤſſe zur Deckung ruͤckſtaͤndiger Pfandbriefszinſen 
und zum Retabliffement ſequeſtrirter Guͤter erhalten haben, alljaͤhrlich Liſten 
daruͤber in vier Exemplaren, von denen einer jeden der anderen Direktionen ein 
Exemplar mitzutheilen iſt, der Generallandſchafts⸗Direktion einzureichen, worin 
bei jedem Gute mit Unterſcheidung der Retabliſſementsvorſchuͤſſe und Zinsreſte 
zu bemerken iſt, wodurch der Vorſchuß veranlaßt worden, und weshalb deſſen 
Wiedereinziehung noch nicht hat geſchehen koͤnnen. ' 


H. 184. 


Der Sequeſtrationskommiſſarius fuͤhrt als naͤchſter Vorgeſetzer des land⸗ 
ſchaftlichen Sequeſters die unmittelbare Direktion und Beaufſichtigung der gan⸗ 
zen inneren und äußeren Wirthſchaft, in welcher Beziehung er ganz an die 
Stelle des Gutsbeſitzers tritt. b RT. 2 

Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) 132 §. 185, 
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$, 185, 


Der Sequeſtrationskommiſſarius hat daher hauptfächlich das Verfahren 
des Sequeſters zu kontrolliren, ihn uͤberall zu ſeiner Schuldigkeit anzuhalten und 
bei deſſen Adminiſtration in den Faͤllen einzuſchreiten, welche in der fuͤr den 
Sequeſter ertheilten Inſtruktion angedeutet find. Insbeſondere muß er den 
Sequefter über den Ort, die Gelegenheit und den Preis in Betreff des Ver⸗ 
kaufs der Gutserzeugniſſe, oder wie dieſelben ſonſt zu nutzen ſeien, zur rechten 
Zeit inſtruiren, Vertraͤge über bedeutende Quantitaͤten, wenn ſich Gelegenheit 
dazu darbietet, ſelbſt abſchließen, den Sequeſter zur prompten Ueberreichung 
der von ihm anzufertigenden Wochenzettel und Adminiſtrationsrechnungen und 
zur getreuen Ablieferung der baaren Beſtaͤnde an die Landſchaftskaſſe oder an 
wen ſonſt die Zahlung auf ausdruͤckliche Autoriſation der Landſchaftsdirektion 
und ſeine Anweiſung erfolgen ſoll, anhalten und namentlich wenigſtens viertel⸗ 
jaͤhrlich einmal die ganze Wirthſchaft an Ort und Stelle revidiren. 


§. 186. 


Diejenigen Wirthſchaftsrubriken, welche ſchwer zu adminiſtriren und zu 
kontrolliren ſind, als Brau- und Brennereinutzung, Fiſcherei, Jagd, die Nutzung 
der Kuͤhe ꝛc., muͤſſen wo moͤglich, jedoch nicht uͤber Jahresfriſt hinaus, unter 
Zuziehung des Gutsbeſitzers von dem Sequeſtrationskommiſſarius verpachtet, 
und die daruͤber von ihm abgeſchloſſenen Kontrakte der Landſchaftsdirektion zur 
Beſtaͤtigung eingereicht werden. f 


$. 187. 


Wenn es auf Ergaͤnzung des Inventariums oder auf andere Retabliſſe⸗ 
ments ankommt, fo hat der Sequeſtrationskommiſſarius nach erhaltener Auto⸗ 
riſation der Landſchaftsdirektion für den Ankauf der fehlenden Inventarienſtücke 
und die gehörige Verwendung der Retabliſſementsgelder zu ſorgen. 


$. 188. 


Bei vorzunehmenden Reparaturen und Neubauten muß er die Noth⸗ 
wendigkeit derſelben pflichtmaͤßig pruͤfen, und der Regel nach durch ein Atteſt 
eines Bauverſtaͤndigen beſcheinigen, auch, ſobald ſich die Koſten wahrſcheinlich 
uͤber funfzig Thaler belaufen, einen Bauanſchlag dem der Landſchaftsdirektion 
zu erſtattenden gutachtlichen Berichte beifuͤgen. 

Genehmigt die Landſchaftsdirektion den Bau, ſo muß der Kommiſſarius 
bei Bauten von einiger Bedeutung die Ausfuͤhrung des Baues an den mindeſt⸗ 
fordernden Baumeiſter ausbieten und, wenn ſich gegen deſſen Qualifikation und 
Sicherheit keine gegründete Ausſtellung machen laßt, mit dieſem den Entrepriſe⸗ 
Kontrakt abſchließen und der Landſchaftsdirektion zur Genehmigung uͤberreichen. 


H. 189. 
Wenn der Gutsbeſitzer Beſchwerden gegen das Verfahren des Sehe 
oder 
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oder andere Antraͤge bei dem Sequeſtrationskommiſſarius anbringt, fo muß er 
diefelben gehörig prüfen, das Noͤthige darauf veranlaſſen und erforderlichenfalls 
an die Landſchaftsdirektion daruͤber berichten, auch im Falle er ſich davon uͤber⸗ 
zeugt, daß der Gutsbeſitzer in die Bewirthſchaftung des Gutes ſtörend ein- 
greift, oder ſich unerlaubter Dispoſitionen uͤber die Zubehoͤrungen und Nutzun⸗ 
gen des Gutes zu Schulden kommen laͤßt, wegen Exmiſſion deſſelben und Be⸗ 
ſtrafung ſeiner Vergehen die noͤthigen Antraͤge machen. Ein poſitives Recht 
des Gutsbeſitzers, freie Wohnung im Gute zwangsweiſe fordern zu koͤnnen, 
ſteht demſelben zwar nicht zu, ſie ſoll ihm aber in der Regel, wenn Raum 
dazu außer den zur Wirthſchaftsfuͤhrung erforderlichen Raͤumlichkeiten vorhan⸗ 
den iſt, ſo lange gewaͤhrt werden, bis er ſich etwa eine der vorerwaͤhnten Un⸗ 
regelmaͤßigkeiten zu Schulden kommen laßt, 


$. 190. 


So lange der Gutsbeſitzer nicht aus dem Gute foͤrmlich exmittirt, auch 
auf demſelben anweſend iſt, oder einen gehörig legitimirten Spezialbevollmaͤch⸗ 
tigten beſtellt hat, verbleibt ihm die Ausuͤbung des mit dem Beſitz des 
ſequeſtrirten Gutes etwa verbundenen Patronatsrechtes und ſonſtiger Ehren⸗ 
rechte, ſowie der aus der Zugehörigkeit zur Landſchaft entſpringenden Berechti⸗ 
gungen; die Ausuͤbung der polizeiobrigkeitlichen Gewalt kann jedoch, ſofern ſie 
nicht ohnehin ſchon in den Haͤnden eines qualifizirten Stellvertreters ſich be: 
findet, dem Gutskurator übertragen werden (H. 7. 8. 9. des Geſetzes vom 
14. April 1856. über die ländlichen Ortsobrigkeiten ꝛc.). 

Es muͤſſen auch alle Kontrakte und Verhandlungen, welche die Subſtanz 
des in Sequeſtration genommenen Gutes betreffen, von dem Gutsbeſitzer oder 
einem Bevollmächtigten vollzogen werden. r 

Damit jedoch hierbei alle Beeinträchtigung der Landſchaft in, Betreff. 
ihrer Rechte auf alle und jede Nutzungen des Gutes und die Subſtanz! des 
Gutes ſelbſt vermieden werde, muͤſſen dieſe Kontrakte und Verhandlungen jedes⸗ 
mal von dem Sequeſtrationskommiſſarius nach eingeholter Autoriſation der 
Landſchaftsdirektion in Betreff ihres dabei obwaltenden Intereſſes mit vollzogen 
werden, und muß dabei den Intereſſenten, welche aus dieſer Veranlaſſung viel⸗ 
leicht Zahlungen an die Gutsherrſchaft zu leiſten haben, zu Protokoll ange⸗ 
deutet werden, daß ſie dieſelben bei Vermeidung nochmaliger Zahlung an Nie⸗ 
mand anders als an ihn zur Segqueſtrationskaſſe zu entrichten haͤtten. 


H. 191. 


„sit der Gutsbeſitzer aber exmittirt oder abweſend, und hat keinen gehörig 
legitimirten Bevollmaͤchtigten zuruͤckgelaſſen, fo uͤbt der Sequeſtrationskommiſſarius 
auf Anweiſung der Landſchaftsdirektion die im F. 190. dem Gutsbeſitzer ſelbſt 
waͤhrend der Sequeſtration vorbehaltenen Befugniſſe, ohne daß es dazu einer 
Bevollmaͤchtigung bedarf, in deſſen Vertretung aus, ſowie er auch legitimirt 
iſt, mit Genehmigung der Landſchaftsdirektion in Stelle des exmittirten und 
nicht etwa durch einen Spezialbevollmaͤchtigten vertretenen Gutsbeſitzers alle 
Akte, welche Intereſſen des Gutes Dritten gegenüber betreffen, ſowohl in ge⸗ 

(Nc. 4811.) 132 * richt⸗ 
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richtlichen als außergerichtlichen Angelegenheiten, einſchließlich auch aller der⸗ 
jenigen Faͤlle, wo die Geſetze Spezialvollmacht erfordern, zu vollziehen. 


$. 192. 


Dem Sequeſtrationskommiſſarius liegt ferner ob, wenn dem Gute Pa⸗ 
tronatsrechte zuſtehen, die Kirchenrechnungen und Kirchenkaſſe zu revidiren, 
7 zu rügen, deren Abſtellung zu bewirken und event. Decharge zu er⸗ 
theilen. 8 N 


§. 193. 


Sobald die Rechnung des Sequefters dem Sequeſtrationskommiſſarius 
behaͤndigt worden, muß derſelbe genau pruͤfen, ob die Totalſumme des Ma⸗ 
nuals mit der Totalſumme des Journals uͤbereinſtimmt, ob die erforderlichen 
Belaͤge der Rechnung beigefuͤgt ſind, ſich in Anſehung der nicht durch Belaͤge 
zu fuſtiftzirenden Poſten, als Wirthſchaftsbedarf, Futter fuͤr das Vieh, krepirtes 
Vieh ꝛc., von der Richtigkeit der Angabe durch Nachfragen und bei den oͤffent⸗ 
lichen Abgaben und dem Geſinde⸗ und Tagelohn ſich durch Einſicht der Quit⸗ 
tungs buͤcher von deren Berichtigung Ueberzeugung verſchaffen, die vorgefundenen 
Mängel und Unrichtigkeiten in der Rechnung von dem Segqueſter ſofort berich⸗ 
tigen laſſen, demnaͤchſt die Rechnung mit nachſtehendem Atteſte: 

daß er vorſtehende Rechnung mit dem Journal und den vorhandenen 

Quittungsbuͤchern verglichen und richtig befunden, auch in Ruͤckſicht der 

nicht zu belegenden Poſten keinen Grund habe, des Sequeſters Angabe 

zu bezweifeln, 
verſehen und mit einem Begleitungsberichte der Landſchaftsdirektion zur Re⸗ 
vifion überreichen, und endlich wegen der weiteren Rechnungsabnahme und der 
Beitreibung der etwanigen Defekte und des in den Haͤnden des Sequeſters be⸗ 
findlichen baaren Beſtandes die in der Inſtruktion fuͤr Sequeſtrationen ertheil- 
ten Vorſchriften befolgen. 


$. 194. 


Gegen den Schluß eines jeden Wirthſchaftsjahres muß der Sequeſtra⸗ 
tionskommiſſarius uͤber den Zuſtand der Gutswirthſchaft, die Verwendung der 
zum Retabliſſement des Gutes beſtimmten Gelder, den Erfolg derſelben, ob ſich 
von einer Verpachtung ein beſſeres Reſultat als von der Adminiſtration er⸗ 
warten laſſe, wann die völlige Befriedigung der Landſchaft abzuſehen ſei, und 
ob es gleichwohl auch nach dieſer Befriedigung rathſam ſei, die Sequeſtration 
noch eine Zeit lang als Sicherungsmaaßregel fortdauern zu laſſen, feinen voll- 
ſtaͤndigen Bericht der Landſchaftsdirektion erſtatten. 

Entſcheidet ſich auf dieſen Bericht die Landſchaftsdirektion fuͤr die Ver⸗ 
pachtung des Gutes, ſo muß der Sequeſtrationskommiſſarius unter Zuziehung 
des Beſitzers die Pachtbedingungen, ſowie einen Pachtanſchlag entwerfen und 
zur Genehmigung einreichen, ſodann Pachtliebhaber durch eine in die Amts⸗ 
blaͤtter der Provinz einzuruͤckende Bekanntmachung zu einem Lizitationstermine 

ein⸗ 
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einladen und von dem Reſultat unter Einreichung der Verhandlung der Direk⸗ 
tion zur weiteren Verfuͤgung Bericht erſtatten. 

Wird er zum Abſchluſſe des Pachtkontrakts autoriſirt, ſo liegt ihm die 
ungeſaͤumte Errichtung des Kontrakts und die kontraktmaͤßige Bewirkung der 


Uebergabe ob. 


Als Pachtbedingung muß insbeſondere aufgeſtellt werden, daß der Paͤch⸗ 
ter allen Remiſſionsanſpruͤchen wegen Ungluͤcksfaͤllen entſagen, das Gutsinven⸗ 
tarıum nach der Taxe als eiſern übernehmen und nach aufgehobener Seque⸗ 
ſtration ſich die Aufhebung der Pacht mit ſechsmonatlicher Kuͤndigungsfriſt zu 
Ende des Wirthſchaftsjahres ohne Entſchaͤdigung gefallen laſſen muͤſſe, auch 
die Fuhren zu Zu⸗ und Wegreiſen des Sequeſtrationskommiſſarius unentgeltlich 
uͤbernehmen. 

Unter beſonderen Umſtaͤnden kann jedoch beſtimmt werden, daß der Paͤch⸗ 
ter in ſolchem Falle fuͤr jedes noch nicht abgelaufene Pachtjahr einen beſümm⸗ 
ten Abſtand zu erhalten habe, 


$. 195. 
Iſt das in Sequeſtration genommene Gut von der Sequeſtrationsmaſſe 


verpachtet, auch Uber die Pachtung nicht etwa im Wege der Exekution gegen 
den Pächter auf deſſen Gefahr und Koſten die Sequeſtration verhängt, in 


welchem Falle die obigen Beſtimmungen analoge Anwendung finden, ſo muß 


der Sequeſtrationskommiſſarius ſorgfaͤltige Aufſicht uͤber die Bewirthſchaftung 
des Gutes fuͤhren und ſtrenge darauf halten, daß der Paͤchter feinen kontrakt⸗ 
lichen Obliegenheiten in Konſervation des Gutes und ſeiner Zubehoͤrungen und 
in Bezahlung der Pachtgelder uͤberall nachkomme, und wenn er mit den Pacht⸗ 
geldern über acht Tage im Ruͤckſtande bleibt, ſofort auf Grund eines daruͤber 
mit dem Pächter zugelegten Liquidums die exekutiviſche Beitreibung des liqui⸗ 
den Betrages, event, die Sequeſtration der Pachtung oder die anderweitige 
Verpachtung auf Gefahr und Koſten des Säumigen bei der Landſchaftsdirek⸗ 
tion, welche dieſe Exekutionsmaaßregeln ſofort ohne prozeſſualiſches Verfahren 
ſelbſt verhaͤngen kann, in Antrag bringen und die Einklagung des illiquiden 
Betrages bei dem betreffenden Gerichte bewerkſtelligen. = 
Bei Streitigkeiten zwiſchen dem von der Landſchaft beſtellten Paͤchter 
und dem Sequeſtrationskommiſſarius entſcheidet in allen rein wirthſchaftlichen 
Gegenſtaͤnden die Landſchaftsdirektion dergeſtalt, daß dem Paͤchter dagegen nicht 
der Rechtsweg, ſondern nur der Rekurs an die Generallandfchafts = Direktion 
offen ſteht. g RE 
Weigert fich der Pächter nach Beendigung der Pachtzeit abzuziehen, ſo 
ſteht es der Landſchaftsdirektion frei, nach desfallſiger ſummariſcher Verneh⸗ 
mung deſſelben, durch ein Reſolut deſſen Exmiſſion zu verfuͤgen und zu bewir⸗ 
ken, ohne daß der Paͤchter ein Retentionsrecht wegen etwaiger Gegenforderun⸗ 
gen geltend machen kann. i 
Im Pachtkontrakt muͤſſen dieſe Berechtigungen der Landſchaft ausdrüc- 
lich feſtgeſtellt werden, widrigenfalls es lediglich bei den allgemeinen geſetzlichen 
Mitteln gegen den Paͤchter verbleibt. ö 
(Nr. 4811.) Auch 
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Auch beziehen ſich die obigen Beſtimmungen nur auf diejenigen Pach⸗ 
tungen, die von der Landſchaft ſelbſt eingeleitet ſind, wogegen bei bereits bei 
Einleitung der Sequeſtration vorgefundenen Pachtungen im gewöhnlichen Rechts⸗ 
wege zu verfahren iſt. 


H. 196. 
Sind von der Verpachtung einzelne Wirthſchaftsrubriken oder kleine Par⸗ 


zellen, die zu unbedeutend find, als daß ein eigener Sequeſter dafür beſtellt 
werden koͤnnte, ausgeſchloſſen, und hat ſich nicht ſogleich bei Einleitung der 
Sequeſtration eine Gelegenheit zu deren Verpachtung dargeboten, ſo hat der 
Sequeſtrationskommiſſarius für deren Verpachtung oder für deren Adminiſtra⸗ 
tion entweder durch den Paͤchter des Gutes oder den beſtellten Wirthſchafts— 
Aufſeher Sorge zu tragen. 


$. 197. 


Ueber die im Verpachtungsfalle bei der Sequeſtrationskaſſe ſtattgefun⸗ 
denen Einnahmen und Ausgaben hat der Sequeftrationsfommiffarius alljährlich 
am Ende des Wirthſchaftsjahres, den 1. Juli, der Landſchaftsdirektion Rech⸗ 
nung zu legen, wobei mit Ausnahme derjenigen Vorſchriften, welche durch das 
Verhaͤltniß des Sequeſters zum Segqueſtrationskommiſſarius bedingt werden, 
dieſelben Grundſaͤtze wie bei den von dem Sequeſter zu legenden Sequeſtrations—⸗ 
Rechnungen zur Anwendung kommen. . 

Jede Sequeſtrationsrechnung iſt, nachdem ſie von der Kalkulatur als 
richtig beſcheinigt worden, von einem Deputirten des Departements in Mate- 
rialibus zu pruͤfen, welcher etwaige Monita dem Departementskollegium zur 
Entſcheidung vorzutragen hat. 5 f 
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Die Landſchaftsdirektion, als die Behoͤrde, welche die von ihr verhaͤngte 
Sequeſtration dirigirt, erläßt, auf die an fie gerichteten Anfragen und Berichte 
des Sequeſtrationskommiſſarius, Antraͤge und Beſchwerden des Sequeſters und 
des Gutsbeſitzers, mit genauer Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften und 
mit beſonderer Ruͤckſicht auf die Sicherung des landſchaftlichen Intereſſes die 
erforderlichen Beſcheide, genehmigt die abzuſchließenden Vertraͤge, ertheilt die 
nach vorſtehenden Vorſchriften noͤthigen Autoriſationen, korreſpondirt in dieſer 
Hinſicht mit öffentlichen Behörden, bewirkt die vorſchriftsmaͤßige Rechnungsab⸗ 
nahme, führt die Oberaufſicht Uber das Verfahren des Sequeſters und des 
Sequeſtrationskommiſſarius, haͤlt dieſelben noͤthigenfalls durch Ordnungsſtrafen 
zu ihrer Schuldigkeit an und veranlaßt demnaͤchſt, ſobald durch die Sequeſtra⸗ 
tion der beabſichtigte Zweck der vollſtaͤndigen Befriedigung und Sicherung der 
Landſchaft erreicht worden, die foͤrmliche Aufhebung der Sequeſtration und 
ag des Gutes durch eine dazu ernannte Kommiſſion, wie bei Einleitung 

erſelben. . 


§. 199. 
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$. 199. 


Dem der Koͤniglichen Generallandſchafts-Direktion alljährlich vor der 
Verſammlung des Engeren Ausſchuſſes einzureichenden Verzeichniſſe der in 
Sequeſtration befindlichen Güter iſt auch eine Abſchrift der von den Sequeſtra⸗ 
tionskommiſſarien nach H. 194. zu erſtattenden Jahresberichte beizufuͤgen. 


$. 200. 


Bei Sequeftrationen, welche nicht von der Landſchaftsdirektion ihres 
alleinigen Intereſſes wegen verhaͤngt, ſondern von derſelben auf Requiſition der 
Gerichte zum gemeinſchaftlichen Beſten der Landſchaft und anderer Gläubiger 
ausgefuͤhrt werden, ſind ebenfalls die vorſtehenden Vorſchriften, jedoch mit 
folgenden Modifikationen, zu befolgen. 


§. 201. 


Die unmittelbare Direktion der Sequeſtration gebührt zwar auch hier der 
Landſchaftsdirektion und deren Sequeſtrationskommiſſarius, es ſteht aber auch 
dem Gerichte und den Extrahenten der Sequeſtration, bei Konkurſen dem Ver⸗ 
walter der Maſſe, eine Konkurrenz dabei zu. 


H. 202. 


Den Termin zur Einleitung der Sequeſtration muß die dazu ernannte 
Kommiſſion dem Extrahenten der Sequeſtration oder deſſen bekannten Bevoll— 
maͤchtigten, dem Verwalter der Konkursmaſſe in Zeiten bekannt machen, damit 
dieſelben dabei ihr Intereſſe wahrnehmen können. Sie muͤſſen dabei, ſowie bei 
anderen Gelegenheiten von einiger Wichtigkeit, von der Kommiſſion und dem 
Sequeſtrationskommiſſarius mit ihren Antraͤgen und Widerſpruͤchen gehört 
werden, ſowie auch von allen ſolchen Vorfaͤllen während der Sequeſtration 
dem Gerichte Anzeige gemacht werden muß. 

Die Entſcheidung in allen die Bewirthſchaftung und Adminiſtration be- 
treffenden, rein oͤkonomiſchen Punkten gebührt aber allein der Landſchaftsdirek⸗ 
tion; gegen deren Ausſpruch ſteht nur der Rekurs an die Generallandſchafts⸗ 
Direktion zu. 


$. 203. 


Bei dieſen Sequeſtrationen, welche gewoͤhnlich von laͤngerer Dauer find, 
als die von der Landſchaft ihres alleinigen Intereſſes wegen verhängten, ift 
eine Verpachtung des Gutes der Adminiſtration in der Regel vorzuziehen. 
Wenn ſich daher hierzu nicht ſofort bei Einleitung der Sequeſtration Gelegen⸗ 
heit darbietet, fo wird nur ein interimiſtiſcher Sequeſter beſtellt, bis die Ver⸗ 
pachtung bewerkſtelligt werden kann. ä er 

Zu einer Vorſchußleiſtung ift die Landſchaft nicht verbunden, etwa noͤthige 
Vorſchuͤſſe muß der Extrahent des Verfahrens leiſten. i 


(Ar. 4811.) H. 204, 


— 92 — 


$. 204. 


Das betreffende Gericht hat nach Einleitung der Sequeſtration der Land⸗ 
ſchaftsdirektion unter Zufertigung eines Hypothekenſcheins des Gutes, nach 
Vernehmung des Schuldners und der eingetragenen Glaͤubiger, anzuzeigen, in 
welcher Reihenfolge und in welchen Betraͤgen die vom letztverfloſſenen 1. Juli 
vor Eroͤffnung der Sequeſtration an laufenden Zinſen der Hypothekenglaͤubiger, 
jobald fie fällig werden, vom Sequeſter aus den, nach Deckung der Pfand⸗ 
briefszinſen und Vorſchuͤſſe nebſt den Zinſen davon, auch den Verzugszinſen 
verbliebenen Revenuͤenüberſchuͤſſen zu berichtigen find, und hiernach wird der 
Sequeſtrationskommiſſarius von der Landſchaftsdirektion mit der noͤthigen An⸗ 
weiſung verſehen. 

Die Zinſen ſtreitiger Hypothekenforderungen oder ſolcher Hypotheken 
Gläubiger, deren Aufenthaltsort unbekannt, werden ad Depositum des Ge⸗ 
richts gezahlt. 


$. 205. 


Im Falle des Konkurſes ſteht dem Sequeſtrationskommiſſarius unbedingt 
die Ausuͤbung der im H. 190. bezeichneten Rechte des Gutsbeſitzers zu. a 


H. 206. 


Die Rechnungslegung des Sequeſters und Sequeſtrationskommiſſarius 
geſchieht auch hier zunaͤchſt an die Landſchaftsdirektion, welche die Rechnungen 
abnimmt; dieſelben werden jedoch mit den dagegen aufgeſtellten Monitis dem 
Gerichte mitgetheilt, um die Erklaͤrung der Intereſſenten daruͤber einzuziehen, 
und erſt, nachdem die erhobenen Erinnerungen erledigt, ertheilt die Landſchafts⸗ 
Direktion die Decharge. 


H. 207. 


Durch die Eroͤffnung des Konkurſes uͤber das Vermoͤgen des Beſitzers 
des ſequeſtrirten Gutes oder des erbfchaftlichen Liquidations verfahrens und ſelbſt 
der Subhaſtation des Gutes, ſo lange der Zuſchlag und die Uebergabe des 
ſubhaſtirten Gutes an den Adjudikatar nicht erfolgt iſt, wird in der beſtehenden 
Sequeſtration nichts geändert, ſondern es muͤſſen die eingehenden Einkuͤnfte des 
Gutes nach wie vor zunaͤchſt zur Bezahlung der ruͤckſtaͤndigen Pfandbriefszinſen 
und Retabliſſementsvorſchuͤſſe verwendet und nur die uͤbrigbleibenden Beſtaͤnde 
an die darauf angewieſenen Hypothekenglaͤubiger auf die kurrenten Zinſen und 
nach deren Berichtigung ad Depositum des betreffenden Gerichts abgefuͤhrt 
werden. 


H. 208. 

Sollte ſich der Fall ereignen, daß das zur Sequeſtration geſtellte Gut 
des in Konkurs gerathenen Pfandbriefſchuldners einen gaͤnzlichen Verfall der⸗ 
geſtalt erlitten haͤtte, daß durch die Sequeſtration die Pfandbriefszinſen nicht 
aufgebracht werden koͤnnten, ſo haftet auch das uͤbrige Vermoͤgen des as 

rief= 


u 


briefſchuldners für die Sicherheit dieſer privilegirten Schulden, ſo daß die Kon⸗ 
kursmaſſe ſowohl die Zinſen, als auch das, was zur ſchleunigen Wiederher⸗ 
ſtellung des Gutes erforderlich, vorzuſchießen gehalten iſt. 

Wenn aber dieſe Beſtimmung nicht zum Zwecke fuͤhren ſollte, ſo muß 
zwar die Landſchaft entweder aus ihren eigenthuͤmlichen Fonds, wie in dem 
Falle der von ihr ſelbſt verhaͤngten Sequeſtration nach H. 183. vorgeſchrieben, 
oder durch ein fuͤr das Gut aufzunehmendes Darlehn den nöthigen Vorſchuß 
beſchaffen, dieſer Vorſchuß muß aber demnaͤchſt mit Zinſen aus den Kaufgel⸗ 
dern vorweg erſtattet werden. N 


H. 209. 


Sobald die Beendigung der Sequeſtration nahe bevorſteht, und bei Sub⸗ 
haſtationen insbeſondere vier Wochen vor dem Lizitationstermine, hat der 
Sequeſtrationskommiſſarius der Landſchaftsdirektion einen vollftändigen Kaſſen⸗ 
Abſchluß, ſowie ein Verzeichniß des vorhandenen Inventariums einzureichen, 
auch ſich gutachtlich daruͤber zu aͤußern, ob es das Intereſſe der Landſchaft 


oder der übrigen Intereſſenten erfordere, eine beſondere Verkaufsbedingung 


aufzuſtellen, damit das Gericht hiervon benachrichtigt werden koͤnne. 


H. 210. 


Die foͤrmliche Aufhebung der Sequeſtration wird mit der völligen Ueber⸗ 
gabe des Gutes an den fruͤheren Beſitzer oder den neuen Afquirenten ver⸗ 
bunden und geſchieht in der Regel durch eine von dem Gerichte und der 
Landſchaftsdirektion gemeinſchaftlich ernannte Kommiſſion. 


F. 211. | 


Wenn nach der pflichtmaͤßigen Ueberzeugung der Landſchaftsdirektion die 
uͤbrigen reglementsmaͤßigen Mittel unzureichend find, die dem landſchaftlichen 
Kreditinſtitute ſchuldigen Zinſen und Retabliſſementsvorſchuͤſſe herbeizuſchaffen, 
oder aber wenn im Fall der Pfandbriefskuͤndigung die Zahlung der Valuta 
nicht zu erlangen, ſo iſt dieſelbe nach der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 
14. Februar 1829. unter Zuſtimmung des Departementskollegiums befugt, zur 
nothwendigen Subhaſtation des bepfandbrieften Gutes zu ſchreiten, und ſind 
die betreffenden Gerichte ſchuldig, auf den desfallſigen Antrag der Landſchafts⸗ 
Direktion die Subhaſtation ohne vorgängiges Erkenntniß einzuleiten, und die 
vorzugsweiſe Befriedigung der Landſchaft aus den Kaufgeldern zu bewirken, 
ohne daß dieſelbe verbunden ift, außer der pflichtmaͤßigen Angabe ihrer Forde⸗ 
rungen an Pfandbriefskapital, Zinſen, Koſten und Retabliſſementsvorſchuͤſſen 
einen beſonderen Nachweis der Richtigkeit derſelben zu fuͤhren, und den Kauf⸗ 
gelderbelegungstermin wahrzunehmen. f 

Auch darf die Auszahlung ihrer Forderungen nicht durch den bloßen 
Widerſpruch anderer Subhaſtationsintereſſenten aufgehalten werden, indem den⸗ 
ſelben vielmehr im Falle eines ſolchen Widerſpruchs uͤberlaſſen bleibt, nach er⸗ 
folgter Auszahlung im beſonderen Prozeſſe klagend gegen die Landſchaft aufzu⸗ 
treten und die Unrichtigkeit des beſtrittenen Anſpruchs durchzufuͤhren. i 

Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) 133 Diefe 
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Dieſe Vorrechte finden auch für den Fall Anwendung, daß die Subha= 
ſtation auf den Antrag eines anderen Glaͤubigers eingeleitet wird. 5 


$. 212, 


Das im Lizitationstermine des ſubhaſtirten Gutes abgegebene Meiſtge⸗ 
bot muß wenigſtens die Summe der auf dem Gute haftenden Pfandbriefe und 
die hergegebenen landſchaftlichen Vorſchuͤſſe decken, widrigenfalls die Landſchaft 
nach Maaßgabe der Vorſchrift des F. 47. Nr. 3. Th. I. Tit. 52. der Allg. 
Gerichts⸗Ordnung befugt iſt, dem Zuſchlage zu widerſprechen. 


213. 


Nach erfolgtem Zuſchlage des unter Sequeſtration geſtellten ſubhaſtirten 
Gutes geſchieht die Uebergabe an den Adjudikatar in der Art, wie im H. 210. 
im Allgemeinen vorgeſchrieben iſt. Sollte jedoch das Gericht in einzelnen 
Faͤllen einen eigenen Uebergabekommiſſarius zu ernennen nicht noͤthig finden, 
ſondern die Landſchaft erſuchen, die Uebergabe ihrerſeits allein zu bewirken, ſo 
muß ſich dieſelbe dem unterziehen und beglaubigte Abſchrift der Uebergabe⸗ 
Verhandlung dem Gerichte uͤberſenden. N 


H. 244. 


Zur Annahme des Pfandbriefskapitals reſp. eines Theiles deſſelben aus 
den Kaufgeldern iſt die Landſchaft nur verbunden, wenn eine reglementsmaͤßige 
Kuͤndigung vorhergegangen iſt. s A 

Handelt es fich jedoch um neue Pfandbriefe, fo kann der Adjudikatar 
durch Einlieferung von ſolchen mit den laufenden Kupons und Talons ſich von 
der Pfandbriefsſchuld auf Hoͤhe des eingelieferten Betrages befreien. 

Die Loͤſchung der ausgeſtellten Hypotheken-Obligationen erfolgt dann, 
wie in H. 280. vorgeſchrieben iſt. 

Bei der Lizitation des zur Subhaſtation geſtellten Gutes muß die Land⸗ 
ſchaft als Verkaufsbedingung die Abloͤſung desjenigen Theiles der Pfand⸗ 
briefsſchuld aufſtellen, welcher zwei Drittel des Meiſtgebots, ſofern ſolches den 
landſchaftlichen Taxwerth nicht erreicht, uͤberſchreitet. 

Kommt bei der Subhaſtation das beſonders eingetragene ein halb Prozent 
Zinſen ($. 161.) gar nicht zur Hebung und wird alfo geloͤſcht, fo muß der 
neue Akquirent ſolches zur naͤchſt freien Stelle ſofort wieder eintragen laſſen, 
anderenfalls die ganze Pfandbriefsanleihe ihm gekuͤndigt wird. 

Die Theilnahme an der Amortiſation (ekr. H. 287.) beginnt erſt, wenn 
das ein halb Prozent Zinſen wieder eingetragen iſt. 


H. 215. 


Uebrigens iſt die Landſchaft nicht verbunden, ſich wegen ihrer Forderun⸗ 
gen im Konkurſe des Pfandbriefsſchuldners zu melden und zu den Kommun⸗ 
koſten beizutragen, vielmehr iſt ſie berechtigt, ihre eigenen Sequeſtrationskoſten 

5 aus 
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aus den Revenüen des Gutes zu entnehmen oder aus den Kaufgeldern vor⸗ 
weg gezahlt zu verlangen. 


§. 216. 


Der Beſitz der Guͤter, welche die Landſchaft bei Subhaſtationen zur 
Deckung ihrer Forderungen zu uͤbernehmen genoͤthigt iſt, wird derſelben auf ein 
Jahr ohne Erlegung des Kaufſtempels verſtattet. Wird aber dieſer Beſitz uͤber 
den Schluß des erſten Jahres hinaus verlängert, fo iſt ein Zwoͤlftheil des ge⸗ 
ſetzlichen Stempels zu entrichten und mit dem Schluſſe des dritten Jahres eines 
ſolchen Beſitzes der volle Reſt des Kaufſtempels zu erlegen. 


C. Von der Stundung der Pfandbriefszinſen. 


H. 217. 


Denjenigen Schuldnern, welche nicht durch ſchlechte Wirthſchaft, ſondern 
durch Ungluͤcksfaͤlle in die Lage kommen, ihre Zinſen fuͤr einen oder den ande⸗ 


ren Termin nicht prompt abfuͤhren zu koͤnnen, kann von der Direktion eine bil- 
lige Nachſicht gewaͤhrt werden. 


H. 218. 


In der naͤchſten Sitzung des Departementskollegiums wird dieſe Ange⸗ 
legenheit zum Vortrage gebracht, und das Kollegium ſtellt feſt, auf welche Hoͤhe 
und welche Friſt dem Schuldner Nachſicht gewährt werden ſoll. 


f $. 219, 
Mit Ablauf der Friſt aber muß der Schuldner den Ruͤckſtand zur De⸗ 


partementskaſſe unfehlbar abfuͤhren oder gewaͤrtigen, daß er mit aller Schaͤrfe 
der landſchaftlichen Exekution beigetrieben wird. i 


D. Von Ergänzung der ausbleibenden Zinſen. 


F. 220. 


Der eigenthuͤmliche Fonds (F. 295.) der Landſchaft iſt beſonders auch 
dazu beſtimmt, ausbleibende Zinſen vorſchußweiſe zu bezahlen. 

Wer mit ſeinen Zinſen im Ruͤckſtande bleibt, iſt verbunden, den gemach⸗ 
ten Vorſchuß mit fuͤnf Prozent zu verzinſen, und muß dieſe Verzinſung, ohne 
Ruͤckſicht auf den Tag der Zuruͤckzahlung des Vorſchuſſes, ſtets fuͤr das volle 
laufende Quartal erfolgen. Dieſe Beſtimmung findet auch Anwendung bei 
allen anderweitig zu machenden Vorſchuͤſſen. 


H. 22ʃ. 


Sollte der Fonds nicht zureichen, ſo muß das Departementsfollegium 
(Nr. 4811) 133% bei 
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bei Zeiten auf Mittel denken, die noͤthigen Gelder zur prompten Zinſenzahlung 
herbeizuſchaffen. Beſonders muß dieſes in Anſehung der Zinſen geſchehen, worauf 
Nachſicht bewilligt iſt, die alſo beſtimmt in dem Termine nicht eingehen. 


H. 229. 


Derjenige, welcher zur Deckung ruͤckſtaͤndig gebliebener Pfandbriefszinſen 
fuͤr Jemand den Vorſchuß macht, erlangt damit daſſelbe Recht, wie die Land⸗ 
ſchaft ſelbſt, ſo daß, wenn ihm ſein Vorſchuß in dem uͤbereingekommenen Ter⸗ 
mine nicht zurückgezahlt wird, die betreffende Landſchaftsdirektion verpflichtet iſt, 
auf ſeinen Antrag fuͤr ihn koſtenfrei die Exekution ſofort gegen den Schuldner 
in dem Umfange zu verfuͤgen, in welchem dieſelbe ihre eigenen ruͤckſtaͤndigen 
Zinſen beizutreiben berechtigt iſt. 


$. 223. 


Zu dieſem Zwecke muß der Einzahler ſich von der Landſchaftsdirektion 


Rekognition ertheilen laffen, welche zugleich die Zuſage enthält, daß daraus im 
Falle der verzögerten Ruͤckzahlung gegen den Schuldner die landſchaftliche Exe⸗ 
kution ſtattfinden ſolle. 


$. 224. 


Die Ertheilung einer ſolchen Rekognition ift auch für denjenigen zuläffig, 
welcher der Landſchaft unmittelbar einen Vorſchuß zur Deckung der reſtirenden 
Pfandbriefszinſen macht. 


H. 225. 


Zur Vermeidung einer zu großen Anſchwellung von dergleichen Ruͤck⸗ 
ſtaͤnden gilt dieſe Rekognition und die darin ſtipulirte landſchaftliche Exekution 
nur von einem halbjaͤhrlichen Zinszahlungstermine bis zu dem andern, und muß 
daher ein ſolcher Glaͤubiger nach deſſen Verlauf die Exekution bei der Depar⸗ 
tementsdirektion extrahiren, widrigenfalls er ſein desfallſiges Recht verliert. 


$. 226. 


Wenn jedoch wegen des folgenden Termins ſich der naͤmliche Fall er⸗ 
eignen und der Gläubiger ſich entſchließen ſollte, die inzwiſchen fuͤr ihn beige⸗ 
triebenen Gelder des erſten Termins wiederum vorzuſchießen, ſo ſteht ihm zwar 
ſolches frei, jedoch muß alsdann die Rekognition umgeſchrieben und das neue 
Darlehn auf den kurrenten Termin gerechnet werden, fo daß niemals ein hoͤ⸗ 
herer als ein halbjaͤhriger Zinſenruͤckſtand anſchwellen kann, a 


§. 27. N 


Sollte dieſe Maaßregel nicht ausreichend fein, die verbliebenen Ruͤckſtaͤnde 
zu decken, ſo muß die betreffende Direktion an die Generallandſchafts⸗Direktion 
rekurriren und derſelben diejenige Summe bezeichnen, welche zur ee 

Zinſen 
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Zinſen erfordert wird. Dieſe hat alsdann fuͤr die Herbeiſchaffung dieſer Sum⸗ 


me entweder aus dem landſchaftlichen Hauptfonds oder auf andere Art Sorge 
zu tragen, wobei ſich aber von ſelbſt verſteht, daß ſie nur diejenigen Reſte zu 
decken hat, welche durch die gleichzeitig eingelegte Sequeſtration nicht ſofort 
beizutreiben geweſen ſind. 


§. 228, 


Zu dieſem Zwecke muͤſſen die Departementsdirektionen der Generalland— 
ſchafts⸗Direktion möglichft_ zeitig anzeigen, wie viel Geld fie zur Berichtigung 
der Zinſen an dieſelbe abführen koͤnnen, damit der etwa noͤthige Verkauf der 
Pfandbriefe aus dem eigenthuͤmlichen Fonds möglichft vortheilhaft geſchehen 
koͤnne, weil der Vorſchuß gegen die von den Departementskollegien auszuſtellen⸗ 
den Schuldverſchreibungen jederzeit nur in baarem Gelde und nicht in Pfand⸗ 
briefen gemacht werden muß. 

Erwaͤchſt dem Totalitaͤtsfonds durch den Verkauf von Pfandbriefen 
Behufs Deckung der Zinsreſte und durch den Wiederankauf von Pfandbriefen 
nach erfolgter Zuruͤckerſtattung des Vorſchuſſes ein Verluſt, ſo muß dieſer von 
dem Reſtanten erſetzt werden. 


$. 229, 
Es muß zu dieſem Behuf bei jeder Departementsdirektion neben der 
Zinſen⸗ auch eine beſondere Ruͤckſtandsrechnung geführt werden. 
$. 230. 


Der Rendant fertigt in dieſer Beziehung aus der Zinſenrechnung einen 
Auszug, aus dem erſichtlich, welche Guͤter und wie viel ſie an Zinſen ruͤckſtaͤn⸗ 
dig, wann und woher die Ruͤckſtaͤnde eingegangen und wie die gemachten Vor⸗ 
ſchuͤſſe davon bezahlt worden find. 


H. 231. 


Auch dieſe Ruͤckſtandsrechnungen muͤſſen gleich den uͤbrigen Rechnungen 
bei der naͤchſten Departementsverſammlung im Kollegium zur Reviſion und 
Decharge vorgelegt werden. 


i . 282. 
Die Zinſen- und ſpeziellen Sequeſtrations⸗Rechnungen nebſt den Quik⸗ 


tungen derjenigen, welche die Vorſchuͤſſe zur Deckung der Ruͤckſtaͤnde geleiſtet 


und wieder bezahlt erhalten haben (§. 222.), find die Belaͤge, womit die Ruͤck⸗ 
ſtandsrechnung juſtifizirt werden muß. 
$. 233. 


Die Generallandſchafts-Direktion fuͤhrt ihrerſeits eine gleiche Rechnung 
über die von ihr vorgeſchoſſenen Reſte, nur mit dem Unterſchiede, daß ſolche 
(Nr. 4811.) | nicht 
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nicht auf ſpezielle Guͤter gerichtet, ſondern blos mit jedem Departementskolle⸗ 


gium uͤber die ganze Summe der demſelben von halben zu halben Jahren ge— 
machten Vorſchuͤſſe gefuͤhrt wird. 


= Kapitel XIII. 
Von der Auszahlung der Zinſen an die Kupons-Inhaber. 


F. 234. 


Die Auszahlung der Zinſen beginnt den 24. Juni und 2. Januar in 
den Departementsſtaͤdten, den 20. Juli und 20. Januar bei der Generalland— 
ſchafts⸗Direktion in Stettin und den 2. Auguſt und 2. Februar bei der Agen⸗ 
tur in Berlin, ſo lange ſolche beſteht, und dauert volle acht Tage. 

Bei welcher dieſer genannten Kaſſen der Kuponsinhaber ſeinen Kupon 
realiſiren will, iſt ganz in ſeinen freien Willen geſtellt. 


$. 235. 


Zu dieſem Behufe uͤberſendet eine jede Departementsdirektion einem jeden 
der drei andern Departements zu Anfange Juni und Dezember ein völlig vor⸗ 
bereitetes Zinsauszahlungs⸗Manual, in welches das zahlende Departement die 
fuͤr die fremden Departements geleiſteten Zahlungen eintraͤgt. Dieſe Manuale 
werden nach beendigter Zinszahlung der Generallandſchafts-Direktion uͤberſandt. 


$. 236. | 


Die Zinfen werden an den Vorzeiger der fälligen Kupons bezahlt und 
dieſe als Quittung angenommen. a 
Ein Arreſt auf dieſelben bei den Landſchaftskaſſen iſt nicht ſtatthaft. 


$. 237. 


Es bleibt unter Genehmigung der Generaldirektion einem jeden Depar⸗ 
tementskollegium uͤberlaſſen, die Auszahlung der Pfandbriefszinſen fo zu re⸗ 
geln, wie es ihm am zweckmaͤßigſten zu fein ſcheint, wobei jedoch unter Feſt⸗ 
haltung der noͤthigen Kontrolle und Sicherheitsmaaßregeln darauf Bedacht zu 
nehmen iſt, dieſelbe ſo einzurichten, wie ſie fuͤr das zinſenerhebende Publikum 
am bequemſten iſt. Nach geſchloſſener Zinszahlung iſt ungeſaͤumt zum Ab⸗ 
ſchluß der Rechnung und der Zinsmanuale zu fchreiten, damit ſolche fo fruͤh⸗ 
zeitig der Generaldirektion zugehen, daß ſie in den Stand geſetzt wird, in den 
feſtgeſetzten Terminen mit der weiteren Zinszahlung fortfahren zu koͤnnen. 


H. 238, 


Zinſenbetraͤge, welche binnen vier Jahren nicht eingefordert werden, ver⸗ 
jahren zu Gunſten der landſchaftlichen Fonds dergeſtalt, daß Zahlung derſel⸗ 
ben unter keinem Vorgeben weiter verlangt werden kann. 5 
Der 
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„Der vierjaͤhrige Zeitraum beginnt mit Abſchluß desjenigen Weihnachts⸗ 
Termins, in welchem der betreffende Kupon fällig. iſt, oder ſofern derſelbe im 
Johannistermine fällig iſt, mit Ablauf des darauf folgenden Weihnachtster⸗ 
mins, endigt alſo mit Ablauf des vierten Weihnachtstermins. 

Die Kupons verlieren ſodann ihre Guͤltigkeit und ſind zur Vermeidung 
eines Mißbrauchs bei der Praͤſentation anzuhalten und zu kaſſiren. 

Uebrigens bleibt es den Zinsberechtigten unbenommen, in welchen Zwi⸗ 
ſchenraͤumen ſie die fälligen Zinſen in den angeordneten Zahlungsterminen er⸗ 
heben wollen; Zinsverguͤtigung auf nicht abgehobene Zinsbetraͤge, oder zinsbare 


© 


Unterbringung derſelben koͤnnen fie indeß unter keinen Umſtaͤnden verlangen. 
H. 239. 


Die Rechnungen werden von dem Direktorio nochmals durchgegangen 
und atteſtirt, die foͤrmliche Reviſion derſelben und Ertheilung der Decharge aber 
bleibt bis auf die naͤchſte Departementsverſammlung ausgeſetzt (F. 67.). 


H. 240. 


Die in der Departementsſtadt von den Pfandbriefs-Inhabern nicht er⸗ 
hobenen Zinſen werden unmittelbar nach geſchloſſener Zinszahlung auf Koſten 
55 der ende (G. 297.) nach Stettin an die Generallandſchafts⸗Direktion 
abgefuͤhrt. 5 

Bei dieſer Einſendung der Beſtaͤnde muß denſelben auch ein ſpezieller 
Rechnungsertraft in duplo beigelegt werden. | 

5 2 H. 241. 

Die Generallandfchafts- Direktion beobachtet daſſelbe Verfahren bei der 
Auszahlung, wie den Departements vorſtehend (§. 234, seg.) vorgeſchrieben iſt, 
und hat dieſelbe nach dem Abſchluſſe ihrer Zinsauszahlung den Departements⸗ 
Direktionen das von denſelben eingeſandte Duplikat des Zinsmanuals ausge⸗ 
fuͤllt und, mit dem Atteſte der Richtigkeit der geſchehenen Auszahlung Seitens 
dieſer Kollegien verſehen, zu remittiren. | 


H. 242. 


Die jedesmaligen kontraktlichen Verhaͤltniſſe mit dem in Berlin beſtellten 
Agenten werden von der Generallandſchafts-Direktion unter Beobachtung aller 
erforderlichen Kautelen eingeleitet und ſind der Genehmigung des Engeren Aus- 
ſchuſſes unterworfen, von dem auch die event. Aufhebung dieſer Einrichtung 
abhaͤngig bleibt. 


i Kapitel XIV. 
Von der Erneuerung und Amortiſation von Pfandbriefen und 


Kupons. 
H. 243. 
In Betreff der Gegenſtaͤnde, uͤber welche dieſes Kapitel handelt, 4 75 
(Nr. 4 f ie 
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die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung; insbeſondere ſind fol— 
gende, Vorſchriften maaßgebend. 


H. 244. 


Wird die gaͤnzliche Vernichtung eines nach dem am 13. Maͤrz 1781. 
beſtaͤtigten Reglement ausgefertigten Pfandbriefes oder Kupons 
Seitens des erweislichen rechtmäßigen Eigenthuͤmers auf völlig überzeugende 
Weiſe dargethan, ſo wird auf Grund des von der Departementsdirektion zu 
faſſenden, der Genehmigung der Generallandſchafts-Direktion unterliegenden Bes 
ſchluſſes auf Koſten des Extrahenten der Pfandbrief reſp. Kupon unter der⸗ 
ſelben Nummer mit der Bezeichnung „erneuert“ ausgefertigt, der Pfandbrief 
auch mit der Eintragungsnote verſehen und im Hypothekenbuche die Erneue— 
rung vermerkt. 


$. 245. 


Eben daffelbe Verfahren findet ſtatt, wenn ein folcher Pfandbrief oder 
Kupon nur theilweiſe vernichtet, oder ſonſt unbrauchbar geworden iſt, die Iden⸗ 
titaͤt und der rechtmaͤßige Beſitz des Praͤſentanten aber nicht zweifelhaft, ins⸗ 
beſondere auch der Name des Gutes, des Kreiſes, die Kapitalsſumme, 
die Nummer des Pfandbriefes und der Eintragungsvermerk bei dieſem noch er⸗ 
kennbar find. Wird das Vorhandenſein dieſer Bedingungen von der Depar⸗ 
tementsdirektion anerkannt, ſo erfolgt die Erneuerung des beſchaͤdigten, dann 
vollſtaͤndig zu kaſſirenden Exemplars in der obigen Weiſe. 

Beſtehen gegen den rechtmaͤßigen Beſitz des Praͤſentanten aber Zweifel, 
ſo wird nach Vorſchrift der Verordnung vom 4. Mai 1843. (Geſ.⸗Samml. 
S. 177. HH. 3 — 6.) verfahren. 


$. 246. 


Tritt einer dieſer Faͤlle bei einem neuen Pfandbriefe ein, und ſind alle 
Merkmale ſeiner Aechtheit noch erkennbar, ſo wird unter Beobachtung deſſelben 
Verfahrens der neu ausgefertigte Pfandbrief mit den desfallſigen Beſchluͤſſen 
und Beſcheinigungen in beglaubter Form den gerichtlichen Intabulationskom⸗ 
miſſarien zur Vollziehung vorgelegt. 


$. 247. 


Iſt aber die Identitaͤt eines theilweiſe beſchaͤdigten oder ſonſt unbrauch⸗ 
bar gewordenen Pfandbriefes in der vorſtehend angegebenen Weiſe nicht feſt⸗ 
zuſtellen, fo bleibt dem Beſitzer unbenommen, das im F. 134. Titel 51. der 
Allg. Gerichtsordnung vorgeſchriebene Aufgebot beim Richter nachzuſuchen. Die 
Generallandſchafts- Direktion ertheilt ihm dazu nur ein Atteſt, daß dagegen 
nichts zu erinnern ſei, und auf Grund des zu produzirenden rechtskraͤftigen 
Amortiſationsurtels wird dann in der obigen Weiſe mit der Erneuerung 
verfahren. ö 5 > 


H. 248, 


| 
| 
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H. 248. 


Iſt dagegen ein Pfandbrief mit oder ohne Kupons ganz oder theilweife 
vernichtet, ohne daß die Vorſchriften der . 244— 247, zur Anwendung kom⸗ 
men koͤnnen, oder handelt es ſich bei einem Pfandbriefe nicht um eine Vernich⸗ 
zung, ſondern iſt ſolcher dem rechtmaͤßigen Beſitzer wider Willen abhaͤnden ge⸗ 
kommen, ſo muß derſelbe dieſen Verluſt ſofort der Generallandſchafts-⸗Direktion 
anzeigen und wenigſtens einigermaßen beſcheinigen. 

‚ Diefe hat dann das Publikum durch das Amtsblatt der Regierung zu 
Stettin unter genauer Beſchreibung des abhaͤnden gekommenen Dokuments und 
Benennung des angeblich rechtmaͤßigen Eigenthuͤmers von dieſem Verluſte vor⸗ 
laͤufig in Renntniß zu ſetzen. 

Meldet ſich in Folge dieſer Bekanntmachung ein Dritter mit dem ab⸗ 
haͤnden gekommenen Pfandbriefe, ſo wird ihm derſelbe unter Bekanntmachung 
des Sachverhaͤltniſſes ab- und ad Depositum genommen, er ſelbſt aber uͤber 
den Erwerb naͤher vernommen und der angebliche Eigenthuͤmer hiervon benach⸗ 
richtigt, um, wenn der Praͤſentant feinem Rechte auf den Pfandbrief nicht ent⸗ 
ſagen will, die Sache mit dieſem im Wege Rechtens auszumachen; dem an⸗ 
geblichen Eigenthuͤmer wird dabei die Kommination geſtellt, daß das angehal- 
tene Dokument auf deſſen Antrag dem Praͤſentanten werde erfradirt werden, 
wenn der Nachweis der angeſtellten Klage in der beſtimmten Zeitfriſt nicht ge⸗ 
führt werden follte, 

Die durch das landſchaftliche Verfahren entſtehenden Koſten trägt der 
ungerechtfertigte Praͤtendent, die Landſchaft kann ſich aber auch an den Ertra- 
henten halten und ſich aus den angeſammelten Zinſen des ſtreitigen Objekts 
bezahlt machen. 


H. 249. 


Sind Kupons allein abhaͤnden gekommen, und kann deren Vernich⸗ 
tung nicht auf die in HH. 244. seg. gedachte Art nachgewieſen werden, ſo kann 
zwar die vorſtehend angeordnete Bekanntmachung und demnaͤchſt die Amortiſa⸗ 
tion in Gemaͤßheit der folgenden Paragraphen auf den Antrag des fruͤheren 
Beſitzers unter den Vorausſetzungen des H. 248. ebenfalls erfolgen, wird der 
Kupon aber zur Zahlung praͤſentirt, ſo kann die Zahlung der Zinſen nicht, und 
ebenſowenig in dem Falle verweigert werden, wenn neben dem Kupon auch der 
Pfandbrief abhaͤnden gekommen iſt; nur muß der Praͤſentant über feinen Er⸗ 
werb vernommen und von dem Reſultate dieſer Vernehmung dem angeblichen 
früheren Beſitzer Nachricht gegeben werden. 


H. 250. 


Kommt ein mit oder ohne Kupons abhanden gekommener Pfandbrief 
bis zum Ablauf des ſechſten Zinstermins, oder kommen allein verloren gegan⸗ 
gene Kupons bis zum Ablauf des zweiten Zinstermins nach Erlaß der im 
$. 248. vorgeſchriebenen Bekanntmachung nicht zum Vorſchein, fo wird der 
Extrahent davon in Kenntniß geſetzt. 4 

Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) 134 Will 
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Will derfelbe demzufolge die Amortiſation herbeiführen, fo ift bezüglich 
des ferneren Verfahrens zu unterfcheiden, ob ein Pfandbrief mit oder ohne 
Kupons, oder ob nur letztere allein verloren gegangen. 


$. 251. 


Im erſteren Falle erlaͤßt die Generallandſchafts-Direktion die foͤrmliche 
Ediktalcitation auf Koſten des Extrahenten. Der Inhaber wird darin aufge— 
fordert, ſich ſpaͤteſtens bis zum achten Zinszahlungstermine zu melden, widrigen— 
falls er die gaͤnzliche Amortiſation des Pfandbriefes nebſt Kupons und Talon — 
wenn dieſe mit verloren — zu gewaͤrtigen habe. Dieſe Ediktaleitation wird 
durch Aushang bei dem Kreisgerichte in Stettin, an allen Kaſſen des Inſti⸗ 
tuts, durch viermalige Inſertion in die Amtsblaͤtter der Provinz und einmalige 
in eine auswaͤrtige Zeitung, und zwar dergeſtalt bekannt gemacht, daß von dem 
Zeitpunkte der letzten Bekanntmachung bis zum achten Zinstermine ein Zwi⸗ 
ſchenraum von wenigſtens drei Monaten verbleibt. Jedenfalls muß jedoch vor 
Abfaſſung des im folgenden Paragraphen zu erwaͤhnenden Praͤkluſtonsurtels der 
zur Realiſirung des letzten Kupons der laufenden Serie und zugleich zur Aus— 
reichung der folgenden Serie beſtimmte Termin abgelaufen ſein. 


H. 252. 


Meldet ſich auf dieſe Citation der Inhaber des aufgebotenen Pfand— 
briefes, fo tritt die Vorſchrift des F. 248. wiederum ein; meldet ſich dagegen 
Niemand, ſo werden die Akten dem Kreisgerichte zu Stettin zur Abfaſſung des 
Amortiſationsurtels uͤberſandt. 


$. 253. 


Sobald das Amortiſationsurtel die Rechtskraft beſchritten hat, wird der 
Inhalt deſſelben durch eins der Amtsblaͤtter der Provinz bekannt gemacht und 
dem Eigenthuͤmer ein anderer Pfandbrief mit Kupons und Talon unter einer 
neuen Nummer des Regiſters und Vermerkung der Amortiſation des alten 
ausgefertigt, ſofern es ſich um einen nach dem Reglement vom 13. Maͤrz 1781. 
ausgefertigten Pfandbrief handelt, ſolcher auch unter Loͤſchung event. Kaſſation 
des amortiſirten Pfandbriefes auf Grund einer von der Landſchaft zu beglau⸗ 
bigenden Abſchrift des Amortiſationsurtels ins Hypothekenbuch eingetragen; fo: 
fern es ſich um einen neuen Pfandbrief handelt aber wird das neu ausge— 
fertigte Exemplar, wie oben (H. 246.) vorgeſchrieben, durch die gerichtlichen In⸗ 
tabulationskommiſſarien vollzogen. g 

Die zu dem amortiſirten Pfandbriefe gehörigen, nicht mit verloren gegan⸗ 
genen Kupons find gleichzeitig, ſofern fie praͤſentirt werden koͤnnen, zu kaſſiren 
und anderweitige, mit der Nummer des neuen Pfandbriefes verſehene auszu— 
fertigen; auf allen Fall iſt bei der Ausreichung einer neuen Serie denſelben die 
neue Nummer des Pfandbriefes zu geben. 

Waͤhrend des Amortiſationsverfahrens koͤnnen die Zinſen der nicht mit 
verlorenen Kupons dem Inhaber gezahlt werden. 9. 254 


— 1003 — 


§. 254. 

Will im zweiten Falle, wenn nur allein Kupons abhaͤnden gekommen 
und bis zum zweiten Zinstermine nicht praͤſentirt werden, der Eigenthuͤmer zur 
Amortiſation ſchreiten, ſo erlaͤßt die Generallandſchafts⸗Direktion ebenfalls das 
oͤffentliche Aufgebot unter genauer Beſchreibung des Koupons. Der Inhaber 
wird darin aufgefordert, ſich bis zum vierten Zinszahlungstermine zu melden, 
andernfalls der Kupon fuͤr erloſchen erachtet, der Betrag aber dem Extrahenten 
aus der Kaſſe gezahlt, reſp. die neue Kuponsſerie ausgereicht werden wuͤrde. 

Die Citakion wird durch Aushang an den Kaſſen des Inſtituts, durch 
dreimalige Einruͤckung in eins der Amtsblaͤtter der Provinz und, wenn der 
Verlierer in einer anderen Provinz wohnt, auch dort, und zwar ſo bekannt ge⸗ 
macht, daß zwiſchen den Zeiten, da das Aufgebot in den öffentlichen Blättern 
erſcheint, ein Zinstermin liegt, und die letzte Bekanntmachung mindeſtens vier 
Wochen vor dem Amortiſationstermine erfolgt. 


$. 255. 

Meldet ſich in Folge dieſes Aufgebots der Inhaber nicht, und kann der 
Verlierer durch Vorzeigung des Pfandbriefes, zu welchem der qu. Kupon ge⸗ 
hoͤrt, ſich als Inhaber deſſelben oder durch ein beglaubigtes Atteſt des Inhabers 
des Pfandbriefes dahin, daß dieſer auf den Kuponbetrag keinen Anſpruch mache, 
oder auf andere Weiſe glaubhaft legitimiren, ſo wird die geſtellte Verwarnung 
realiſirt, ohne daß es eines Amortiſationsurtels bedarf. 

§. 256, 


Hinſichtlich der zur Zeit der Realiſirung der Verwarnung ($. 254.) 
etwa noch nicht faͤlligen Zinskupons muß dies Aufgebot vier Wochen vor dem 
Faͤlligkeitstermine wiederholt werden. 

H. 257. 


Dem Inhaber der Kupons, welcher ſich nicht gemeldet, bleibt demnächft 
nur der Weg Rechtens gegen den Extrahenten offen. 55 


Kapitel XV. 
Von der Abloͤſung und Kuͤndigung der Pfandbriefe. 
F. 258. | 


Der Pfandbriefsinhaber ift zur Kündigung weder der Landſchaft no 
dem betreffenden Gutsbeſitzer gegenüber befugt (ekr. H. 1.). 


$. 259. 


Wenn ein Gutsbeſitzer feine nach dem am 13. März 1781. beftä- 
(Nr. 4811.) | 134° tigten 
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tigten Reglement ausgefertigten Pfandbriefe in natura einreicht, ſo 
kann er deren Abloͤſung jederzeit verlangen; andernfalls bedarf es zur Abloͤſung 
derſelben unter allen Umſtaͤnden einer vorhergegangenen Kuͤndigung Seitens des 
Gutsbeſitzers an die Landſchaft, oder dieſer an jenen und der Landſchaft an 
die Pfandbriefsinhaber. 

H. 260, 


Die Kündigung dieſer Pfandbriefe kann nur für den Weihnachts- oder 
Johannis-Termin erfolgen. 
Der Gutsbeſitzer muß, wenn er zur Kuͤndigung ſchreitet: 

a) ſeinen Kuͤndigungsantrag ſpaͤteſtens acht Monate vor dem Zahlungstage, 
alſo ſpaͤteſtens am 24. Oktober, wenn die Zahlung im Johannistermine 
des folgenden Jahres geſchehen ſoll, oder aber am 24. April, wenn die 
Zahlung im naͤchſten Weihnachtstermine bezweckt wird, der General⸗ 
Direktion einreichen; 

p) zur Sicherſtellung, daß er die uͤbernommene Verpflichtung zur Zahlung 
der Valuta, ſowie der entſtehenden Koſten puͤnktlich erfuͤllen werde, mit 
dem Kuͤndigungsantrage, wenn der Kurswerth der Pfandbriefe dann 
deren Nennwerth erreicht oder uͤberſteigt, fuͤnf Prozent der gekuͤndigten 
Summe, wenn der Kurswerth der Pfandbriefe aber den Nennwerth 
derſelben nicht erreicht, neben dieſen fuͤnf Prozent den Betrag der Diffe⸗ 
renz zwiſchen dieſen beiden Werthen baar einzahlen oder ſicherſtellen, 
widrigenfalls auf den Kuͤndigungsantrag keine Ruͤckſicht genommen wer⸗ 
den kann. 

§. 261. 


Wenn die auf ein Gut eingetragenen Pfandbriefe nicht ſaͤmmtlich, ſon⸗ 
dern nur theilweiſe abgelöft werden ſollen, fo beſtimmt in der Regel das 
Loos die von den ſaͤmmtlichen Pfandbriefen des betreffenden Gutes einzuzie⸗ 
henden Stuͤcke, falls nicht beſondere, jedoch immer außer der Wahl und Will⸗ 
kuͤr des die Kuͤndigung beantragenden Gutsbeſitzers, beſtehende Gruͤnde vor— 
handen fein ſollten, welche die Einziehung einzelner ſpeziell bezeichneter Pfand- 
briefe des betreffenden Gutes nothwendig machen, in welchem letzteren Falle 
die Aufkuͤndigung dieſer Pfandbriefsſtuͤcke ohne Looſung für gerechtfertigt zu 
achten iſt. Wie die Looſung erfolgt, beſtimmt die befondere Looſungsordnung. 


$. 262, 


Die Ruͤckzahlung der Pfandbriefsanleihe muß, den im H. 259. im Ein⸗ 
gange gedachten Fall ausgenommen, in baarem Gelde nach dem vollen Werthe, 
und zwar ſpaͤteſtens am 15. Juni oder 15. Dezember prompt zur Kaſſe der 
Generallandſchafts⸗Direktion erfolgen. 


F. 263, 


Die als Garantie eingezahlte Summe haftet ſowohl fuͤr die Kuͤndigungs⸗ 
koſten, wie für die aus einer unterbleibenden oder verſpaͤteten Einzahlung ent⸗ 
ſtehenden Schaͤden. 

Soweit 
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Soweit ſie baar eingezahlt iſt, wird ſie, ſofern dies der Summe nach 
moͤglich, bei einer Bank zinsbar belegt. 

Als Konventionalſtrafe iſt die als Garantie eingezahlte Summe nicht zu 
betrachten; tritt daher der Fall ein, daß das Inſtitut ſtatt des kuͤndigenden 
Gutsbeſitzers deſſen aus der Kuͤndigung hervorgehende Verpflichtungen gegen 
die Pfandbriefsinhaber erfuͤllen muß, die dadurch erwachſenen Koſten und Schä⸗ 
den aber weniger als die eingezahlte Garantieſumme betragen, ſo muß der 
Ueberreſt dieſer Garantiegelder dem Gutsbeſitzer zuruͤckgegeben werden, wogegen 
im entgegengeſetzten Falle der in der Erfüllung feiner Zahlungsverpflichtung 
ſaͤumige Gutsbeſitzer den jene Garantiegelder uͤberſteigenden Mehrbetrag der 
Schaͤden und Koſten dem Inſtitute mit Zinſen zu erſtatten verpflichtet bleibt. 

Bei prompter Einzahlung der Pfandbriefsvaluta kommt die Garantie, 
ſoweit fie nicht für Koſten zu reſerviren, auf jene in Abrechnung. 


$. 264. 


Kommt der Gutsbeſitzer feiner Verpflichtung nicht nach, ſo iſt die Land⸗ 
ſchaft berechtigt, ihn auf die in HH. 138., 139, angegebene Weiſe zur Erfüllung 
anzuhalten und ihre Befriedigung aͤußerſten Falls durch Subhaſtation herbeizu⸗ 
führen (F. 211.). 

$. 265. 


Die als Regel der Ablöfung dieſer Pfandbriefe (F. 259.) feſtſtehende 
Baarzahlung (efr. $. 262.) erleidet in Beziehung auf die Pfandbriefsinhaber 
folgende Modifikationen: 

1) Wenn ſich die in Folge der ſueceſſive fortſchreitenden Amortiſation (Ra⸗ 
pitel XVI.) von einem Gute abzulöfenden Pfandbriefe nicht in natura 
ausreichend in dem Amortiſationsfonds vorfinden. 

In dieſem Falle muß der Inhaber der herbeizuſchaffenden Pfand⸗ 
briefe ſich den Umtauſch derſelben gegen andere fuͤr den Amortiſations⸗ 
fonds bereits erworbene Pfandbriefe gleicher Groͤße gefallen laſſen. 

2) Wenn Pfandbriefe auf ein urſpruͤnglich aus verſchiedenen Antheilen be— 
ſtehendes, oder zur Zeit in ſolche zu zerlegendes Gut, oder auf einen 
ganzen Guͤterkomplex mit ſolidariſcher Verhaftung fuͤr die Geſammt⸗ 
ſumme eingetragen worden, dieſe ſolidariſche Verhaftung aber aufgeloͤſet 
werden ſoll und es daher nöthig- wird, die ſolchergeſtalt intabulirten 
Pfandbriefe einzuziehen, um ſtatt ihrer nach Maaßgabe des Taxwerthes 
der einzelnen ſelbſtſtaͤndigen abzutrennenden Beſtandtheile des Guͤter⸗ 
Komplexus neue, nur ſpeziell auf dieſe einzelnen Güter aufzunehmende 
Pfandbriefe unter Loͤſchung der aͤlteren eintragen zu koͤnnen. 

Auch in dieſem Ausnahmsfalle muß ſich der Inhaber den Aus⸗ 
tauſch der aͤlteren zu loͤſchenden gegen Pfandbriefe gleicher Größe ge⸗ 
fallen laſſen, ohne daß in dieſer Verpflichtung dadurch etwas alterirt 
wird, daß dieſe Eintauſchungs⸗Pfandbriefe nicht durch Baarzahlung der 
Valuta erworben ſind. 

Mit Ausnahme der ad 4. und 2. bezeichneten Fälle kann kein Pfandbriefs⸗ 


(Nr. 4811. In⸗ 
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Inhaber gezwungen werden, ſich einem Austauſch der in feinen Haͤnden be 
findlichen Pfandbriefe gegen andere zu unterwerfen, vielmehr iſt er nur ſchul— 
dig, ſie in Folge einer geſetzmaͤßigen Kuͤndigung unter Zuſicherung der baaren 
Zahlung der verſchriebenen Valuta zur Verfallzeit herauszugeben. 

Auch erfolgt die Einziehung der auf Umtauſch gekuͤndigten Pfandbriefe 
und die Ausreichung der Erſatzpfandbriefe immer koſtenfrei fuͤr den Pfandbriefs⸗ 
Inhaber, ſofern er dabei nicht ſelbſt etwas verſaͤumt. 


H. 266. 


Das Verfahren in dem im H. 265. ad 2. gedachten Falle wird dadurch 
vorbereitet, daß die auf jedes einzelne Gut beſonders bewilligten Pfandbriefe, 
welche mit den auf dem Guͤterkomplexus haftenden einzelnen Pfandbriefs— 
Piegen der Summe nach harmoniren muͤſſen, unter Loͤſchung der bisherigen 
Pfandbriefe auf vorgeſchriebene Weiſe in das Hypothekenbuch eingetragen wer— 
den, ohne daß es der Produktion der letzteren bedarf. Das betreffende Land— 
ſchafts-Departementskollegium uͤbernimmt aber die Garantie, die neu einzutra⸗ 

enden, in das landſchaftliche Depoſitum zu nehmenden Pfandbriefe nur gegen 
inlieferung der demnaͤchſt zu kuͤndigenden alten Pfandbriefe tauſchweiſe aus⸗ 
zuhaͤndigen. Letztere werden demnaͤchſt kaſſirt. 


$. 267. 


Das Aufkuͤndigungsverfahren gegen die Pfandbriefsinhaber ſteht unter 
ausſchließlicher Leitung der Generallandſchafts-Direktion. 


$. 268. 


Den Pfandbriefsinhabern koͤnnen die Pfandbriefe nur halbjährlich, und 
zwar immer nur fo aufgekuͤndigt werden, daß mit dem Weihnachten-Zinszah⸗ 
lungstermine diejenigen Pfandbriefe gekuͤndigt werden, deren Einloͤſung zu Jo⸗ 
hannis erfolgen ſoll, und ebenſo mit dem Johannis-Zinszahlungstermine Dies 
jenigen, welche zu Weihnachten zur Einloͤſung gelangen. 

x Kündigungen Pommerſcher Pfandbriefe follen, ohne daß dadurch den 
Pfandbriefsinhabern Koſten verurſacht werden duͤrfen, von der Generaldirektion 
der Pommerſchen Landſchaft öffentlich bekannt gemacht werden. 

Dieſe Bekanntmachung muß mindeſtens zum erſtenmal acht Tage vor 
demjenigen Zinstermine, welcher dem zur Einloͤſung der aufgekuͤndigten Pfand— 
briefe beſtimmten Termine vorangeht, durch Einruͤckung in die Anzeiger der 
Pommerſchen Regierungs⸗Amtsblaͤtter und demnaͤchſt durch zweimalige Wieder⸗ 
holung derſelben in achttaͤgigen Zwiſchenraͤumen und durch Aushang an den 
Boͤrſen zu Stettin und Berlin erfolgen. 

Sie muß die Aufforderung an die Pfandbriefsinhaber enthalten, daß 
ſie die durch den Namen des Gutes, auf welchem ſie eingetragen, und bei 
Partialkuͤndigungen auch durch Angabe der Nummer und des Betrages der 
einzelnen Piegen genau zu bezeichnenden aufgekuͤndigten Pfandbriefe, mit den 
dazu gehoͤrigen, erſt nach dem Einloͤſungstermine faͤllig werdenden Zinskupons 
und den denſelben beigefuͤgten Talons zur Empfangnahme der neuen Kupons⸗ 
ö Serie, 
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Serie, in kursfaͤhiger Beſchaffenheit, ſpaͤteſtens bis zu dem zu bezeichnenden 


Einloͤſungstermine (den 1. Juli reſp. 2. Januar) an die Kaſſe der Pommerſchen 
Generallandſchafts⸗Direktion einzuliefern haben. 5 
Dieſer Aufforderung iſt dann, wenn die Kuͤndigung auf Baarzahlung 

der Valuta erfolgt, die Warnung hinzuzufuͤgen, daß, wenn der Pfandbriefs⸗ 
Inhaber derſelben nicht Folge leiſten ſollte, er mit ſeinem Realrechte auf die 
in dem Pfandbriefe ausgedruͤckte Spezialhypothek werde präkludirt, der Pfand 
brief in Anſehung dieſer Spezialhypothek für vernichtet erklaͤrt, dies im Land⸗ 
ſchaftsregiſter und im Hypothekenbuche vermerkt und der Inhaber mit ſeinen 
Anſpruͤchen auf Zahlung des Pfandbriefswerthes nur an die Landſchaft werde 
verwieſen werden. 5 

Im Falle die Kündigung auf Umtauſch gegen einen anderen Pfandbrief 
gleichen Betrages erfolgt, iſt die Kommination dahin zu faſſen, daß im Fall 
der Nichtbefolgung der Aufforderung der Erſatzpfandbrief fuͤr Gefahr und 
Rechnung des ſaͤumigen Inhabers des gekuͤndigten Pfandbriefes werde im land- 
ſchaftlichen Depoſitorio zuruͤckbehalten und bis zur Einlieferung des letzteren 
werde aſſervirt werden. ? 5 
a Ob und in welchen anderen Öffentlichen Blättern die Inſertion der oͤffent⸗ 
lichen Kuͤndigungsbekanntmachung ſonſt noch zu bewirken ſein moͤchte, bleibt 
dem Ermeſſen der landſchaftlichen Behörden uͤberlaſſen. 


$. 269, 


Außer dieſer öffentlichen Bekanntmachung muß in dem, dem zur Einld« 
ſung der Pfandbriefe beſtimmten Termine naͤchſtvorhergehenden Zinszahlungs⸗ 
Termine dem Inhaber des zur Zinserhebung praͤſentirten Zinskupons die Kuͤn⸗ 
digung ſchriftlich bekannt gemacht und derſelbe zur Einlieferung des gekuͤndig⸗ 
ten Pfandbriefes mit dem im vorigen Paragraphen bezeichneten Zubehoͤr auf⸗ 
gefordert, dieſer Aufforderung auch die ebendafelbft vorgeſchriebene Warnung 
für den Fall der Nichtbefolgung hinzugefuͤgt werden. 

Dieſe ſpezielle ſchriftliche Kündigung muß, wenn fie etwa bei der Prä- 
ſentation des Zinskupons nicht ſofort geſchehen ſein ſollte, ſpaͤteſtens nachtraͤg⸗ 
lich innerhalb ſechs Wochen vom Schluſſe desjenigen Zinszahlungstermins ab 
gerechnet, erfolgen, welcher dem Faͤlligkeitstermine des gekuͤndigten Pfandbrie⸗ 
fes vorangeht. 

Zum Beweiſe der geſchehenen beſonderen Bekanntmachung der Kuͤndi⸗ 
gung an den Praͤſentanten des Zinskupons genuͤgt eine von den landſchaftlichen 
Beamten auf Grund ihrer Buͤcher und Akten auszuſtellende Beſcheinigung. 


5 H. 270. 

Wird ungeachtet einer ſolchen gehoͤrig bekannt gemachten Kuͤndigung 
($$. 268. und 269.) der gekuͤndigte Pfandbrief mit dem Behufs der Empfang⸗ 
nahme der neuen Zinskupons⸗Serie ausgefertigten, dazu gehoͤrigen Talon, bis 
zu dem beſtimmten Praͤſentationstermine nicht eingeliefert, ſo ſetzt die General⸗ 
landſchafts⸗Direktion in den Faͤllen, wo die Kuͤndigung gegen Baarzahlung der 
Valuta erfolgte, die komminirte Praͤkluſton durch eine waͤhrend vier Wochen 

in vim publicati in ihrem Geſchaͤftslokale zu affigirende Reſolution feſt. 
(Ir. 4811.) 21. 
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H. 271. 


Erfolgt dagegen in Folge der Kuͤndigungsbekanntmachung die Einliefe⸗ 
rung des, fei es gegen Baarzahlung oder Umtauſch, gekuͤndigten Pfandbriefes 
in kursfaͤhiger Beſchaffenheit und mit dem dazu gehörigen Talon, fo wird dem 
Einlieferer ein Rekognitionsſchein daruͤber ertheilt, gegen deſſen Einlieferung 
dem Praͤſentanten deſſelben beim Eintritt des Einloͤſungstermins ohne weitere 
Prüfung feiner Legitimation, wenn die Kündigung gegen Baarzahlung der Bas 
luta erfolgte, dieſe baar ausgezahlt, im Falle der Kuͤndigung auf Umtauſch 
gegen einen Pfandbrief gleicher Hoͤhe ihm dieſer mit den von da ab faͤllig 
werdenden Zinskupons und dem dazu gehoͤrigen Talon uͤberliefert wird. 

Werden mit dem gekuͤndigten Pfandbriefe zugleich nicht ſaͤmmtliche dazu 
gehörige Zinskupons, deren Faͤlligkeit erſt ſpaͤter eintritt, eingeliefert, fo wird 
der Geldbetrag der fehlenden von der zu zahlenden Kapitalſumme in Abzug 
gebracht, um damit den Präſentanten der Kupons demnaͤchſt befriedigen zu 
können. Werden bei einer Kündigung auf Umtauſch mit dem gefündigten 
Pfandbriefe nicht alle ſpaͤter faͤllig werdenden Zinskupons abgeliefert, ſo wer⸗ 
den von dem Zinskupon des als Erſatz für den gekuͤndigten zu gebenden Aus⸗ 
tauſchungs-Pfandbriefes die den nicht eingelieferten Zinskupons des gekuͤndig⸗ 
ten Pfandbriefes korreſpondirenden und dem Geldbetrage nach aͤquivalirenden 
Kupons zuruͤckbehalten und aus deren realiſirtem Geldbetrage die nicht mit ab⸗ 
gelieferten Kupons des gekuͤndigten Pfandbriefes eingelöfet, wenn fie demnaͤchſt 
von deren Inhaber praͤſentirt werden. 


$. 272. 


Wird mit dem gekuͤndigten Pfandbriefe der dazu gehoͤrige Talon nicht, 
der Pfandbrief nebſt den nicht fälligen Kupons aber vollſtaͤndig eingeliefert, fo 
wird dadurch die Zahlung des Kapitalbetrages des gegen Baarzahlung gekuͤn⸗ 
digten Pfandbriefes, oder im Fall der Kündigung auf Umtauſch, die Auslie⸗ 

501 05 des Erſatz⸗Pfandbriefes nicht ſuspendirt, da die Kuͤndigung den Effekt 
hat, daß eine neue Kupons⸗-Serie für den Brief nicht mehr ausgegeben wird, 
der Talon alſo rechtlich ſeine Wirkung verliert. 

Zur Information der Pfandbriefs- reſp. Talon⸗Inhaber iſt dies bei der 
Veroͤffentlichung der Kuͤndigungen auszuſprechen. 


H. 2 


Iſt die Kuͤndigung eines Pfandbriefes gegen Baarzahlung der Valuta 
erfolgt und der gekuͤndigte Pfandbrief mit dem dazu gehörigen Talon nicht in 
dem beſtimmten Einlöſungstermine in kursfaͤhiger Beſchaffenheit eingeliefert, 
oder iſt zwar die Einlieferung des Pfandbriefes und Talons erfolgt, der dar⸗ 
uͤber ertheilte Rekognitionsſchein wird aber zur Erhebung der Valuta im Ein⸗ 
loͤſungstermine nicht produzirt, fo. bleibt die von dem Gutsbeſitzer an die Land: 
ſchaft baar eingezahlte Valuta bis dahin, daß die Einlieferung erfolgt, im 
landſchaftlichen Depoſitorio auf Gefahr und Koſten des ſaͤumigen Pfandbriefs⸗ 
Inhabers, und hat derſelbe auf deren Verzinſung kein Recht. a 
68) 
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Iſt die Kuͤndigung auf Umtauſch erfolgt, ſo wird der bei derſelben ge⸗ 
ſtellten. Verwarnung Folge gegeben. 


H. 274. 


„Sit die Kündigung geſchehen, um die Einloͤſung durch Baarzahlung zur 
Ausführung des die allmaͤlige Tilgung der Pfandbriefe bezweckenden Opera⸗ 
tionsplanes zu bewirken, ſo wird an Stelle des praͤkludirten und zu loͤſchenden 
Pfandbriefes (efr. H. 270.) ein unter einer beſonderen Nummer auf Koſten 
des ſaͤnmigen Pfandbriefsinhabers neu auszufertigender Pfandbrief eingetra⸗ 
gen und dieſer zum Pfandbriefs⸗Amortiſationsfonds der Landſchaft genommen. 


$. 275. 


aber ſechs Wochen vor dem Verfalltage Seitens des Glaͤubigers der General⸗ 
Direktion angezeigt werden. Erfolgt eine ſolche Anzeige nicht, ſo wird ange⸗ 
nommen, daß die Zahlung bei der Generallandſchafts-Kaſſe gewuͤnſcht werde. 


§. 276, 


Die Extabulation der Pfandbriefe erfolgt in gleicher Weiſe, wie im H. 167. | 
bei der Intabulation derſelben vorgeſchrieben. 


$ 277. 


Von der Willkuͤr des Gutsbeſitzers, welcher die auf feinem Gute haf⸗ 
tenden Pfandbriefe ganz oder theilweiſe unmittelbar ſelbſt, ſei es durch eine von 
der Landſchaft in der vorgeſchriebenen Weiſe zu bewirkende Kuͤndigung gegen 
Baarzahlung der Valuta oder auf eine andere rechtliche Weiſe, einloͤſet und in 
ſeinen Beſitz bringt, iſt es, ſoweit nicht die allgemeinen Landesgeſetze, wie z. B. 
bei Abloͤſungen durch Rentenbriefe, ein Anderes feſtſetzen, abhaͤngig: 

a) ob er die Hypothek unbedingt und gänzlich Löfchen laſſen will, oder 
b) ob das Debet nur als Pfandbriefsſchuld gelöfcht worden, und ihm durch 

Rechtsabtretung das Hypothekrecht zu einer anderweitigen Benutzung 

offen erhalten werden ſoll. Dies darf jedoch nur mit Ausſchluß jeder 

Gewaͤhrleiſtungsverpflichtung der Landſchaft, bei theilweiſen Abloͤſungen 

nur unter ausdruͤcklichem Vorbehalt der Priorität für die ſtehen bleiben⸗ 

den Pfandbriefe, geſchehen. 9 

Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) 135 In 
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In beiden Faͤllen hat der Gutsbeſitzer die durch ſeine Antraͤge entſtehen⸗ 
den Koſten zu berichtigen, bevor die Loͤſchung erfolgt. 


§. 278. 


Sollen Pfandbriefe in Privat⸗Hypotheken umgeſchrieben werden, ſo bleibt 
dieſe Operation lediglich der Hypothekenbehoͤrde uͤberlaſſen, welche dann auch 
die el der umzuſchreibenden Pfandbriefe ($. 279.) als ſolche zu be⸗ 
wirken hat. 


$. 279. 


a Die eingelieferten reſp. praͤkludirten Pfandbriefe werden im Landſchafts⸗ 
Regiſter und auf Grund eines von der Departementsdirektion darauf zu ſetzen⸗ 
den Loͤſchungskonſenſes reſp. des Praͤkluſtonsbeſcheides auch im Hypotheken⸗ 
buche geloͤſcht. 8 

| $. 280. 

Will oder muß ein Gutsbefiger feine neuen Pommerſchen Pfand— 
briefe ablöfen, fo hat derſelbe eine, den abzulöfenden Betrag erreichende 
Summe in ſolchen Pfandbriefen nebſt den laufenden Kupons und Talons der 
betreffenden Departementsdirektion einzuliefern. 

Solche werden, ſofern die Zinſen des letzten Termins bezahlt ſind, mit 
dem betreffenden Hypothekendokumente der gerichtlichen Intabulationskommiſſion 
ohne Weiteres praͤſentirt. i 

Die Obligation wird demnaͤchſt auf Hoͤhe des eingelieferten Betrages im 
Hypothekenbuche ganz oder als Pfandbriefsſchuld (okr. H. 277.) durch die In⸗ 
tabulationskommiſſion oder auf Requiſition durch das Hypothekengericht geloͤſcht, 
die Ingroſſationsnote durchſtrichen und reſp. modifizirt. 

Die Ceſſion der der Landſchaft ausgeſtellten Obligation ſelbſt iſt unzu⸗ 
läffig; dieſelbe wird, auch im Falle der Abtretung des Hypothekenrechts (§. 277.), 
bei gaͤnzlicher Abloͤſung der Pfandbriefe vollſtaͤndig kaſſirt. Auf die eingelie⸗ 
ferten Pfandbriefe ſetzt die Intabulationskommiſſion einen Vermerk dahin, daß 
ſolche eingeloͤſt und auf den Betrag eine Loͤſchung im Hypothekenbuche ſtattge⸗ 
funden, und kaſſirt ſie voͤllig. f N 

Demnaͤchſt erfolgt auch die Loͤſchung derſelben im Pfandbriefsregiſter des 
betreffenden Departements. Sofern dasjenige Departement, welches die Pfand⸗ 
briefe ausgefertigt, mit demjenigen nicht identiſch iſt, zu welchem das Gut ge⸗ 
hört, auf dem die Ablöfung ſtattgefunden, hat letzteres unter Ueberſendung der 
011600 Pfandbriefe jenem ſofort von der Abloͤſung derſelben Kenntniß 
zu geben. 


| F. 281. ö | 
Will oder kann ein Gutsbeſitzer keine neuen Pfandbriefe behufs der 
0 0 5 85 beſchaffen, fo ſteht es ihm frei, den Weg der Kündigung zu bes 
reiten. 
Zu dem Ende werden aus den Pfandbriefen der Guͤter desjenigen Krei⸗ 
ſes, oder bei deren Unzulaͤnglichkeit aus den Pfandbriefen des ganzen Depar⸗ 
i an tements 
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tements, in welchem das Gut belegen, durch Looſung diejenigen Pfandbriefs⸗ 
Nummern ermittelt, welche zur Kuͤndigung beſtimmt ſind. 

Es treten ſodann alle diejenigen Vorſchriften ein, welche in H. 260. ꝛc. 
bei Kuͤndigung der alten Pfandbriefe vorgeſchrieben ſind, nur mit der Modifi⸗ 
kation, daß die Kommination beim Aufrufe nur dahin geſtellt wird: 

daß die Valuta fuͤr Gefahr und Rechnung der ſaͤumigen Glaͤubiger und 

11115 Verzinſung im landſchaftlichen Depofitorio werde aufbewahrt 

werden. 

Dieſe Verwarnung wird demnaͤchſt realiſirt. 

Durch die H. 280. beſchriebene Hypothekenoperation wird das Pfand⸗ 
briefskapital ſodann geloͤſcht und zwar im Betrage der nicht eingelieferten 
Pfandbriefe auf Grund der pflichtmäßigen Beſcheinigung der Landſchaftsdepar⸗ 
tements⸗Direktion, daß das Pfandbriefskapital mit den ruͤckſtaͤndigen Zinfen 
ad Depositum genommen und nur gegen Einlieferung der Pfandbriefe werde 
ausgezahlt werden. 8 

7 % H. 282. 

Im Uebrigen finden alle vorſtehend (§. 260. seg.) hinſichtlich der Kuͤn⸗ 
digung der alten Pfandbriefe gegebenen Vorſchriften hier Anwendung. 

Der Fall des H. 265. ad 1. findet bei neuen Pfandbriefen nicht ſtatt. 

Die Vertheilung der fuͤr neue Pfandbriefe eingetragenen Pfandbriefs⸗ 
Hypothek⸗Kapitalien wird in dem in $. 265. ad 2. gedachten Falle lediglich 
und ohne weitere Foͤrmlichkeit oder Kündigung durch eine Hypothekenoperation 
auf Grund desfalls landſchaftlicherſeits auszuſtellenden Konſenſes vollzogen. 


Kapitel XVI. 
Von der Amortiſation der Pfandbriefe. 
H. 283, 


Die Beſitzer der bepfandbrieften Güter find (H. 2.) verpflichtet, von der 
auf ihren Gütern ſchon haftenden oder darauf neu einzutragenden Pfandbriefs⸗ 
ſchuld vier, reſp. vier ein halb Prozent Zinſen und erforderlichenfalls den fruͤher 
entrichteten Quittungsgroſchen bis zu einer Hoͤhe von ein Sechſtel Prozent in 
den halbjaͤhrlichen Zinsterminen Johannis und Weihnachten nach wie vor zu 
zahlen. Die Verpflichtung zu ſolcher Verzinſung der auf ihren Guͤtern haf⸗ 
tenden geſammten Pfandbriefsſchuld dauert fuͤr die Pfandbriefsſchuldner ſo 
lange unvermindert fort, bis durch die Verwendung der Zinſenerſparniſſe von 
ein halb und reſp. zwei Drittel Prozent und der etwaigen freiwillig erhoͤhten 
Amortiſationsbeitraͤge zur Einloͤſung von Pfandbriefen, behufs der Amortiſation 
nach den desfallſigen naͤheren Beſtimmungen dieſes Kapitels (efr. H. 290,), die 
theilweiſe Loͤſchung der Pfandbriefsſchuld der Güter zuläffig wird, wo dann 
die Verpflichtung zur weiteren Verzinſung der geloͤſchten Pfandbriefsbetraͤge, 
zum Zwecke der beſchleunigten Amortiſation des noch nicht getilgten Reſtes der 
Pfandbriefsſchuld, aufhoͤrt. 95 f 

(Nr. 4811.) 135 ³* H. 284. 
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F. 284. - 


Die hieraus hervorgehenden Zinserſparniſſe von refp. ein halb oder zwei 
Drittel Prozent werden in ihrer Allgemeinheit zunaͤchſt temporair dazu ver⸗ 
wandt, die ſaͤmmtlichen landſchaftlichen Fonds bis zu der in dem Allerhoͤchſten 
Erlaß vom 11. Mai 1848. (Geſetz⸗Samml. S. 137.) beſtimmten Höhe zu dem 

Zweck zu verſtaͤrken, daß ſie eine genuͤgende und ſolide Reſerve fuͤr Zeiten all⸗ 
gemeiner Kalamitaͤt gewaͤhren und ihr Zinsertrag zur vollſtaͤndigen Deckung 
der geſammten Verwaltungskoſten ausreicht. Dieſe Verſtaͤrkung kann durch 
freien Ankauf Pommerſcher Pfandbriefe an der Boͤrſe erfolgen. 


$. 285. 


Wenn der im H. 284. erwähnte Zweck durch die temporaire Verwen⸗ 
dung der Zinſenerſparniſſe erreicht iſt, ſo werden von da ab die weiteren Zinſen⸗ 
Erſparniſſe von ein halb reſp. zwei Drittel Prozent einem dann zu bildenden 
General-Amortiſationsfonds halbjaͤhrlich uͤberwieſen. f 

An dieſem nehmen alle Güter, welche für dieſes Halbjahr zur Amorti⸗ 
ſation bereits verſtattet, pro rata des auf ihnen radizirten Pfandbriefs⸗ 

Kapitals Theil. n 
ü Die Reſultate der Amortiſation, ſomit das Antheilsrecht jedes Gutes 
an den General⸗Amortiſationsfonds, werden halbjaͤhrlich berechnet und auf 
das Spezial⸗Amortiſationskonto jedes Gutes uͤbertragen. 


H. 286. 


Die nach dem Zeitpunkte, von welchem ab die Verwendung der Zins⸗ 
Erſparniſſe zur Verſtaͤrkung der landſchaftlichen Fonds begonnen, mit neuen 
oder vergroͤßerten Pfandbriefsanleihen dem Inſtitute hinzugetretenen oder ſpaͤter 
hinzutretenden Gutsbeſitzer muͤſſen von dieſen Anleihen die Zinserſparniſſe in 
der vorgedachten Hoͤhe — bevor ſie an der Pfandbriefsamortiſation Theil 
nehmen — fuͤr einen eben ſo langen Zeitraum, als es ruͤckſichtlich der vorher 
bewilligten Pfandbriefe zu den landſchaftlichen Fonds geſchieht, zum General⸗ 
Amortiſationsfonds abfuͤhren laſſen. Sollte jedoch der eigenthuͤmliche Fonds 
die im §. 284. bezeichnete Höhe nicht oder nicht mehr erreichen, fo iſt der 
Engere Ausſchuß berechtigt zu beſchließen, denſelben durch jene Erfparniffe, 
ſoweit erforderlich, komplettiren zu laſſen. 

Ein Gleiches findet ſtatt ruͤckſichtlich derjenigen Gutsbeſitzer, auf deren 
Guͤtern ehemalige Goldpfandbriefe haften, in Betreff dieſer Goldpfandbriefe, 
ec dieſe noch keine Zinserſparniſſe zum eigenthuͤmlichen Fonds einzuziehen 
geweſen. 


$. 287. 
Kann bei der Sequeſtration eines Gutes in dem im F. 161. gedachten 
Falle das beſonders eingetragene ein halb Prozent Zinſen nicht gedeckt werden, 
ſo wird durch dieſen Verluſt die Abfuͤhrung des zur Amortiſation beſtimmten 
Zinsuͤberſchuſſes unterbrochen, und nimmt das Gut bis dahin, daß die Abfuͤh⸗ 
rung 
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rung wieder erfolgt, an dem waͤhrend derſelben Zeit zum Generalfonds abzu⸗ 
fuͤhrenden Ueberſchuſſe ebenfalls keinen Theil. 


H. 288. 

Die Zinſenerſparniſſe von reſp. ein halb und zwei Drittel Prozent jaͤhr⸗ 
lich, die freiwilligen Amortiſationszuſchuͤſſe und die Zinſen von beiden werden nach 
Beſtimmung der Generaldirektion dazu verwandt, durch Ankauf oder Kuͤndi⸗ 
gung einen gleichen Betrag an Pfandbriefen zu erwerben. 


Sofern der Weg der Kuͤndigung gewählt wird, hat die Generaldirektion 


eine gleich hohe Summe nach vorgaͤngiger Auslooſung durch ſolche vorſchrifts⸗ 
maͤßig einzuziehen. ! | 

Die Eingangs gedachten, für den Amortiſationsfonds beſtimmten Zins⸗ 
Erſparniſſe ſind, auch wenn die betreffenden Zinsbetraͤge im Ruͤckſtand bleiben, 
aus dem eigenthuͤmlichen Fonds der Departements vorzuſchießen. 


$. 289. 


Jeder Beſitzer eines bepfandbrieften Gutes kann einen außerordentlichen 
Amortiſationszuſchuß von mindeſtens einem halben Prozent jaͤhrlich in halb⸗ 
jährigen Raten zahlen. Dieſer Zuſchuß verbleibt unverkuͤrzt fuͤr den Tilgungs⸗ 
fonds ſeines Gutes. i 


$. 290. 


Wenn die Antheilsrate eines Gutes an dem Pfandbriefsbeſtande des all⸗ 
gemeinen Amortiſationsfonds ſo hoch herangewachſen iſt, daß ſie mit Hinzu⸗ 
rechnung des etwa aus erhöhten Amortiſationszuſchüſſen gebildeten Spezialfonds 
dieſes Gutes dem zehnten Theile des Betrages der zur Zeit des Beginns der 
Amortiſation darauf gehafteten Pfandbriefsſchuld gleichkommt, ſo erfolgt auf 
Antrag des Gutsbeſitzers die Loͤſchung dieſes durch die Amortiſation getilgten 
Zehntheils ſeiner Pfandbriefsſchuld reſp. Abtretung der Stelle zur anderweiten 
Benutzung nach den in Hh. 277. seq. enthaltenen Grundſaͤtzen. 

Inſofern es ſich um Loͤſchung alter Pfandbriefe handelt, und dieſe von 
dem betreffenden Gute ſelbſt, auf welchem ſie haften, nicht hinreichend in dem 
Amortiſationsfonds ſich vorfinden, ſo werden ſie auf beſonders zu ſtellenden 
Antrag des Beſitzers des bepfandbrieften Gutes durch Austauſch gegen andere 
fuͤr den Amortiſationsfonds bereits erworbene Pfandbriefe gleicher Groͤße von 
den Inhabern eingezogen (cfr. H. 265.). 

. 8.2011 i 

Ebenſo ſteht jedem Gutsbeſitzer frei, ſobald eine Pfandbriefsſumme fuͤr 
ſein Konto angeſammelt ſein wird, welche dem zehnten Theile der auf ſeinem 
Gute intabulirten Pfandbriefsſchuld (efr. §. 290.) gleichkommt, ſolche fuͤr ſich 
und zu ſeiner Verwendung zu beanſpruchen. 

§. 292. 


Die angeſammelten Amortiſationsbeitraͤge, ſoweit fie noch nicht eine Höhe 
erreicht haben, welche den Gutsbeſitzer ſelbſt nach F. 290. zur Verfuͤgung 
Nr. 4811.) daruͤber 
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daruͤber berechtigt, machen ein von dem Gute noch gar nicht zu trennendes 
Zubehoͤr deſſelben aus, dergeſtalt, daß es mit dieſem auf jeden neuen Beſitzer 
uͤbergeht, und ohne daſſelbe weder an einen Dritten abgetreten, noch aus andern 
Titeln in Anſpruch genommen oder mit Beſchlag belegt werden kann. 

Dieſe allgemeinen Vorſchriften finden jedoch nicht Anwendung: 

a) wenn das Gut zur nothwendigen Subhaſtation geſtellt wird. In dieſem 

Fall wird der Amortiſationsfonds zur Kaufgeldermaſſe ausgeſchuͤttet; 

b) wenn der Pfandbriefsſchuldner ſtirbt. In dieſem Falle ſteht dem Rechts⸗ 

nachfolger die Dispoſitionsbefugniß, ohne Beſchraͤnkung, auf einen 

beſtimmten Betrag des Angeſammelten zu. 
§. 293. 

f Wenn die durch die Amortiſationsbeitraͤge angeſammelten Pfandbriefs⸗ 
Beſtaͤnde zur theilweiſen Tilgung der Pfandbriefsſchuld des betreffenden Gutes 
nicht verwandt und zu einer Summe herangewachſen ſind, welche zureicht, die 
ganze Pfandbriefsſchuld des Gutes zu tilgen, ſo muß alsdann der betreffende 
Gutsbeſitzer zu einer beſtimmten Erklaͤrung binnen einer dreimonatlichen Friſt 
daruͤber, ob er von der ihm im H. 291. eingeraͤumten Befugniß Gebrauch 
machen will, die geſammelten Beſtaͤnde ganz oder theilweiſe zur freien Verfuͤ⸗ 
gung an ſich zu nehmen, aufgefordert werden, unter der Verwarnung, daß, 
wenn von ihm keine Erklaͤrung eingeht, die Landſchaft von Amtswegen mit 
der gaͤnzlichen und unbedingten Loͤſchung der ganzen Pfandbriefsſchuld vor⸗ 
gehen werde. 

Erklaͤrt er, von dieſer Befugniß keinen Gebrauch machen zu wollen, 
oder giebt er in der beſtimmten praͤkluſiven Friſt keine genuͤgende Erklärung 
ab, ſo wird alsdann ohne Weiteres von der Landſchaft von Amtswegen die 
voͤllige Loͤſchung der ganzen Pfandbriefsſchuld veranlaßt. 

Um die Oberaufſichtsbehoͤrden des Staats, die landſchaftlichen Verwal: 
tungsbehoͤrden und die intereſſirenden Gutsbeſitzer ſelbſt jederzeit in vollſtaͤndiger 
Kenntniß von der derzeitigen Sachlage zu erhalten, iſt, ſobald die wirkliche 
Amortiſation eintritt, uͤber den Fortgang dieſer Amortiſation, und bis dahin 
uͤber die Summe der Erſparniſſe und deren Verwendung von der General— 
Direktion der jedesmaligen Engeren Ausſchußverſammlung ein vollſtaͤndiger, mit 
den juſtifizirenden Nachweiſungen belegter, Vortrag zu erſtatten. 

a F. 294. 

Das Berechnungsweſen der ſich durch die Amortiſation anſammelnden 
Zinserſparniſſe und der von den Gutsbeſitzern freiwillig erhoͤheten Amortiſations⸗ 
Zuſchuͤſſe wird durch eine darauf bezuͤgliche Inſtruktion für die dabei betheilig⸗ 
ten Verwaltungs behoͤrden demnaͤchſt geregelt werden. ; 


Kapitel XVII. 
Von den eigenthuͤmlichen Fonds der Landſchaft und deren 
Verwaltung. 
§. 295. 
Die landſchaftlichen Fonds haben die Beſtimmung: f 
i 1) die 
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1) die zur Unterhaltung des Syſtems erforderlichen Koſten zu beſtreiten; 

2) die zuruͤckbleibenden Zinſen vorzuſchießen; a 

3) für die in Sequeftration gekommenen bepfandbrieften Guͤter nothwendige 
Vorſchuͤſſe zu machen, namentlich auch zur Wiederherſtellung; 

4) etwanige Ausfälle zu decken, 


H. 296. 


Zu den Koſten, welche der Landſchaft zur Laſt fallen, gehoͤrt die Be⸗ 
ſoldung der Mitglieder und Beamten der verſchiedenen landſchaftlichen Behoͤr⸗ 
den, die Unterhaltung der landſchaftlichen Gebaͤude, die vorſchußweiſe Anfchaf: 
fung des zu den Pfandbriefen erforderlichen Materials, ſowie die Buͤreaukoſten, 
die Koſten der Geldverſendungen und uͤberhaupt alle Arten von Ausgaben, die 
das allgemeine und nicht das beſondere Intereſſe eines Einzelnen betreffen. 

Die Etats fuͤr die Gehalte der Mitglieder der Kollegien, ſowie der Beam⸗ 
ten des Inſtituts, werden durch den Generallandtag oder den Engeren Aus⸗ 
ſchuß feſtgeſetzt und ebenſo koͤnnen außerordentliche Gratifikationen an die Beam⸗ 
ten nur mit Genehmigung dieſer Behoͤrden bewilligt werden. 

„ Die Wittwen und Kinder der verftorbenen Mitglieder der Kollegien und der 
übrigen Offizianten, die eine firirte Beſoldung beziehen, erhalten vom Todes⸗ 
tage des Erblaſſers ab noch ein halbjaͤhriges Gehalt. 


g. 29% 


Die landſchaftlichen Fonds haben theilweiſe die Natur eines gemeinſa⸗ 
men Eigenthums der geſammten Korporation, theilweiſe die eines ſpeziellen 
Eigenthums der Aſſozürten der einzelnen Departements. Die erſteren werden 
verfaſſungsmaͤßig von der Generallandſchafts-Direktion verwaltet, die letzteren 
von den Departementsdirektionen. Die Fonds, welche das Eigenthum der To⸗ 
talitaͤt bilden, konnen ihrer Natur entsprechend in geſetzlich dazu geeigneten 
Faͤllen zur Aushuͤlfe von den einzelnen Departements in Anſpruch genommen 
werden, ohne Beſchraͤnkung des Anſpruchs auf eine beſtimmte Quote, wogegen 
die Fonds, welche ein ſpezielles Eigenthum der einzelnen Departements repraͤ⸗ 
ſentiren, nur inſoweit zur Unterſtuͤtzung der uͤbrigen Departements in geſetzlich 
dazu geeigneten Faͤllen verpflichtet ſind, als dies ohne Gefaͤhrdung des eigenen 
Beduͤrfniſſes geſchehen kann, und auch dann nur unter Vorbehalt der Zuruͤck⸗ 
erſtattung und Zwiſchenverzinſung der gewährten Vorſchuͤſſe. 


F. 298. 


Die Verwaltung der der Adminiſtration der Generallandſchafts-Di⸗ 
rektion uͤberwieſenen Fonds wird durch die Vertreter der Geſammtintereſſen des 
landſchaftlichen Kreditinſtituts uͤberwacht. 

Die Generallandſchafts-Direktion hat daher die Verpflichtung, jaͤhrlich dem 
Engeren Ausſchuſſe reſp. der Generallandtags⸗Verſammlung uͤber die Verwal⸗ 
tung der ihrer Adminiſtration uͤberwieſenen Fonds vollſtaͤndige und gehörig be⸗ 
legte Rechnung zu legen. Die Zinſenertraͤge dieſes Totalitaͤtsfonds ſind zu⸗ 
naͤchſt zur Deckung der etatsmaͤßigen Beduͤrfniſſe der Henne ie 

(Ar. 4811.) s a tion 
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tion und eventuell zur Unterſtuͤzung der Departementskaſſen in den geſetzlich 
dazu geeigneten Faͤllen beſtimmt. 

N Zu anderen Dispoſitionen über die Subſtanz oder die Revenuen iſt die 
Genehmigung der Aſſozürten erforderlich. 


$. 299. 


Die Verwaltung der der Adminiſtration der Departementsdirektionen 
uͤberwieſenen Departementalfonds uͤberwacht das betreffende Departementskol⸗ 
legium unter Kontrolle der Generallandſchafts- Direktion und naͤchſtdem der 
Geſammtvertretung der Aſſozürten, welche durch den Engeren Ausſchuß reſp. 
Generallandtag repraͤſentirt wird. 


H. 300, 


Demnaͤchſt haben die Departementsdirektionen die Verpflichtung, halb- 
jährlich dem Departementskollegium die gehörig belegten Rechnungen zur Pruͤ⸗ 
fung und Abnahme, den Affoziirten des Departements ſelbſt aber durch die 
Kreisdeputirten einen ſummariſchen Rechnungsextrakt vorzulegen. 

Nach erfolgter Rechnungsabnahme Seitens der Departementskollegien 
werden die Rechnungen halbjaͤhrlich der Generallandſchafts⸗Direktion eingeſandt, 
welche ſie zu revidiren hat und etwanige Monita den Departementsdirektionen 
zur Erledigung zufertigt. Den ſich aus den Rechnungen ergebenden Vermoͤ— 
gensſtatus der einzelnen Departements legt demnaͤchſt die Generallandſchafts⸗ 
Direktion der Engeren Ausſchuß⸗ reſp. Generallandtags-Verſammlung vor, 
um derſelben eine allgemeine Ueberſicht der finanziellen Verhaͤltniſſe des Kredit⸗ 
inſtituts zu gewaͤhren. 

$. 301. 

Die Departementsdirektionen haben der Generallandſchafts-Direktion die 
Rechnungen uͤber die ihrer Verwaltung anvertrauten Fonds einzureichen; der 
Beifuͤgung der Beläge bedarf es nicht, dagegen des Nachweiſes, daß das De⸗ 
partementskollegium die Belaͤge gepruͤft und ſie, ſowie auch die Vermoͤgens⸗ 
beftände ſelbſt, richtig und letztere als vorhanden befunden habe. 


H. 302. 
Die nach Beſtreitung der etatsmaͤßigen oder ſonſt juſtifizirten Ausgaben 
verbleibenden Revenuenuͤberſchuͤſſe, ſowohl des Totalitaͤts- als der Departemental⸗ 
Fonds, wachſen dem Kapitalſtock zu. 


$. 303, 


Wirklich feftftehende Ausfälle bei einem Departement werden in folgen⸗ 
der Art und Reihefolge gedeckt: 


1) prinzipaliter haftet der fuͤr das betreffende Gut etwa bereits angeſam⸗ 

melte Amortiſationsfonds, f 
2) hierauf der eigenthuͤmliche Fonds desjenigen Departements, in welchem 

ſich der Ausfall ereignet, ſoweit derſelbe den zur Deckung der Verwal⸗ 

n tungs⸗ 
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Ha für das Departement aus feinen Zinſen feſtgeſetzten Betrag 
uͤberſteigt, i 
3) demnaͤchſt der eigenthuͤmliche Fonds der Generallandſchaft, in demſelben 
Umfange, wie der Departementsfonds sub Dips 
4) fodann die eigenthuͤmlichen Fonds der übrigen Departements unter gleicher 
Beſchraͤnkung, und 
5) zuletzt der zur Deckung der Verwaltungskoſten erforderliche Fonds ſaͤmmt⸗ 
licher Departements nach Maaßgabe der radizirten Pfandbriefe. 

Tritt der Fall der Verwendung ad 5. ein, fo kann auf desfallſigen gehörig 
beftätigten Beſchluß des Engeren Ausſchuſſes reſp. Generallandtages ein ſoge⸗ 
nannter Quittungsgroſchen mit einem Sechſtel Prozent von den Aſſozürten bis 
zur Wiederherſtellung des geſchmaͤlerten Fonds wieder erhoben werden. 


Kapitel XVIII. 
Depoſitalordnung. 


$. 304. 


Der Generallandfchafts- Direktion und den Departementskollegien bleibt 
uͤberlaſſen, fuͤr die Ordnung ihres Kaſſen- und Depoſitalweſens mit Beruͤck⸗ 
ſichtigung der bei ihnen obwaltenden Verhaͤltniſſe beſondere Inſtruktionen zu 
entwerfen, die jedoch der Genehmigung des Engeren Ausſchuſſes unterliegen. 


Schlußbeſtimmung. 


Alle in Beziehung auf das Pommerſche Landſchaftsſyſtem ergangenen 
Beſtimmungen, welche den Vorſchriften dieſes Reglements entgegenſtehen, oder 
mit denſelben nicht vereinbar ſind, werden außer Kraft gefekt, 


Masten Wir das vorſtehende „Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 
Jahre 1781., revidirt von den in den Jahren 1847., 1850. und 1857. gehal⸗ 
tenen Generallandtagen“ der zum Grunde liegenden Abſicht angemeſſen abge⸗ 
faßt und mit den Geſetzen uͤberall in Uebereinſtimmung gefunden haben, fo 
beftätigen Wir ſolches hiermit in allen ſeinen Punkten. Urkundlich haben Wir 
dieſe Beſtaͤtigung Höchfteigenhändig vollzogen und mit Unſerm Königlichen In⸗ 
ſiegel bedrucken Laffen. 
Gegeben Berlin, den 26. Oktober 1857. 


Im Allerhöchften Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
(. S.) Prinz von Preußen. 
Simons. v. Weſtphalen. 


Jahrgang 1857. (Nr. 4811.) 136 Schema. 
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Beilage zu F. 163. 


Sch e min a | 
eines von der Pommerſchen Landſchaft auszufertigenden neuen Pfandbriefes. 


des Regiſters der Departements-Direktion zWu 


der verbundenen Pommer⸗ 
ſchen Landſchaft. 


(Werthſtempel.) 


Privilegirter neuer Pfandbrief 


welcher ſowohl zur Sicherheit des Kapitals, als der Intereſſen, unter beſonderer Ga⸗ 
rantie der verbundenen Stande auf den Grund der beſtellten Spezial-Hypothek unter 
Beglaubigung der verordneten Gerichts-Kommiſſarien von den Bevollmaͤchtigten der 
Landſchaft ausgefertigt und sub n (Buchſtaben) des Regiſters der Landſchafts⸗Departe⸗ 
ments⸗ Direktion zu ...... eingetragen worden. Dieſer Pfandbrief kann von 
dem Inhaber nicht gekuͤndigt werden, und trägt pro anno .. pEt. Zinſen, welche in 
halbjaͤhrlichen Raten auf beſondere Kupons — die für einen fünfjährigen Zeitraum nebft 
einem Talon zur Erhebung weiterer Kupons ausgegeben worden — gezahlt werden. 


Ne e 18 


ng 


ongBundvyug 2PINJUY|qunz 


Departements - Direktion, 


5 N. N. 
In fidem 


N. N. (Gerichtsſiegel.) Gandſchaftsſiegel.) 
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Beilage zu HH. 165. und 170. des Landſchafts-Reglements. 


uhu gung 


S ĩch e ma 


zu den Kupons und Talons neuer Pommerſcher Pfandbriefe. 


Zins⸗Kupon des pfandbriefes Stargardſchen Departements 


„ . von 900 Rthlrn. Kurant > 
232 pe. = 15 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pf. — Zahlbar mit Funfzehn Thaler 225 Sgr. Kurant 
4 pCt. 18 Rthlr. Achtzehn Thaler 
bei der Departements⸗Kaſſe zu Stargard am 2. Januar 
= = General-Randfchaftssfaffe zu Stettin vom 20, bis 30. Januar 18. 

aus E 2 Agentur in Berlin vom 2. bis 12. Februar 

Crockener Dieſer Kupon verliert mit dem Ablauf des Weihnachts⸗Zins⸗ Serie 

Stempel.) termins 18.. feine Gültigkeit. 1. 


— — — — er 


Zins⸗Kupon des pfandbriefes Stargardſchen Departements 


n von 900 Rthlen. Kurant 
a 33 pCt. = 15 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pf. = Zahlbar mit Funfzehn Thaler 224 Sgr. Kurant 
4 pCt. 18 Rthlr. Achtzehn Thaler 


bei der Departements⸗Kaſſe zu Stargard am 25. Juni 
r General-Landſchafts⸗Kaſſe zu Stettin vom 20. bis 30. Juli (18. 
= = Agentur in Berlin vom 2. bis 12. Auguſt 


2 
= = 


Serie 
2. 


(Trockener 
Stempel.) 


Dieſer Kupon verliert mit dem Ablauf des Weihnachts⸗Zins⸗ 
termins 18. feine Gültigkeit. . 


Hier folgen mit den noͤthigen Aenderungen die Kupons s 3. bis inkl. 10. 


Zu dem Pfandbriefe Stargardſchen Departements e ..... über 900 Rthlr. 
Kurant (Neunhundert Thaler) ſoll dem Praͤſentanten dieſes Talons die neue Zins⸗ 
Kupons⸗Serie 1. bis 10. auf die 5 Jahre von Johannis 48.. und zwar bei 
der Kaffe der unterzeichneten Direktion in dem Johannis-Zinszahlungstermine 18. 
oder aber auch ſchon vorher bei der Königlichen Generallandſchafts-Kaſſe in Stettin 
= im Laufe des Monats April 18.. nach Anleitung des Geſetzes vom 28. Maͤrz 
1845. ausgereicht werden. Die Kupons der neuen Serie, die zur Zeit der Praͤ⸗ 
S fentation dieſes Talons ſchon von der vierjaͤhrigen Verjaͤhrungsfriſt betroffen wor: 

= den, werden nicht mehr verabfolgt. a ER 
Eine etwanige Kündigung des obigen Pfandbriefes hat die Wirkung, daß fir 


denſelben nach dem Faͤlligkeitstermine eine neue Kupons-Serie nicht mehr aus⸗ 


gegeben wird, der Talon alſo von da ab rechtlich ſeine Bedeutung verliert. 
(Trockener Stempel.) (Schwarzer Stempel.) 
Königl. Preuß.⸗Pommerſche Landſchafts⸗Departements⸗ 
; Direktion zu Stargard. 
(Drei Unterſchriften.) 
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(Namens ⸗Stempel.) 


zu Stargard. 


partements⸗ Direktion 
(Namens ⸗Stempel.) 


De 
J 
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(Ruͤckſeite der Kupons und des Talons.) 


ä— — — — — — — 


Kupons, welche durchſtrichen oder durchlocht ſind, oder von 
Weihnachten 18. welchen eine Ecke oder ein Randtheil innerhalb der Umfaſſungs⸗ 
Arabeske abgeſchnitten worden, verlieren ihre Guͤltigkeit. 


— — — k k—vU—ᷓ— . — ͥ — 
— — — 
Kupons, welche durchſtrichen oder durchlocht ſind, oder von 


Johannis 18. welchen eine Ecke oder ein Randtheil innerhalb der Umfaſſungs⸗ 
Arabeske abgeſchnitten worden, verlieren ihre Gültigkeit. 


— — — —— R— 


— 4 — 


Ueber den Empfang der Zins-Kupons-Serie n 1. bis 10. nebſt Talon zu dem um⸗ 
ſtehend bezeichneten Pfandbriefe u hiermit quittirt. 


Bemerk. Obiges Quittungsformulor iſt von dem Praͤſentanten dieſes Talons zu 
unterzeichnen. 


—— — — — — -- —-¾¼— 
Bei⸗ 
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Beilage zu gg. 165. und 170, des Landſchafts-Reglements. 


Schema 
zu den Kupons und Talons Alter Pommerſcher Pfandbriefe. 


Guß Kreise „ von 900 Kthlen. Rurant 


a 33 pe. = 15 Rthlr. 224 Sgr. zahlbar mit Funfzehn Thaler 224 Sgr. Kurant 2 =) 
bei der Departements = Kaffe zu Stargard am 2. Januar = 8 
„„ „General⸗Landſchafts⸗Kaſſe zu Stettin vom 20. bis 30, Januar 18. 5 0 
= = = E Agentur in Berlin vom 2. bis 12. Februar 8 8 
i 5 
Crockener Dieſer Kupon verliert mit dem Ablauf des Weihnachts⸗Zins⸗ Serie OÖ S 
Stempel.) termins 18.. feine Gültigkeit, 1 S 


(N Kris rs Na von 900 Kthlen. Kurant 
a 34 pCt. = 15 Rthlr. 223 Sgr. = zahlbar mit Funfzehn Thaler 22% Sgr. Kurant 


bei der Departements-Kaſſe zu Stargard am 25. Juni 
General-Landſchafts-Kaſſe zu Stettin vom 20. bis 30. Juli d 18 


voryvußıjig=gurg 


Departements-Direktion 
Stempel.) 


= 
= 


= E Agentur in Berlin vom 2, bis 12, Auguſt 2 

= 

Crockener Dieſer Kupon verliert mit dem Ablauf des Weihnachts⸗Zins⸗ Serie S 
Stempel.) termins 18. feine Gultigkeit. 2. 1 


Hier folgen mit den noͤthigen Aenderungen die Kupons Nr. 3. bis inkl. 10. 


Zu dem Pfandbriefe Gut. Kreis e über 900 Rthlr. 
Kurant (Neunhundert Thaler) ſoll dem Praͤſentanten dieſes Talons die neue Zins⸗ 
Kupons⸗Serie n 4. bis 10. auf die 5 Jahre von Johannis 18.. und zwar bei 
der Kaſſe der unterzeichneten Direktion in dem Johannis⸗Zinszahlungstermine 18. 
oder aber auch ſchon vorher bei der Koͤniglichen Generallandſchafts-Kaſſe in Stettin 
im Laufe des Monats April 18.. nach Anleitung des Geſetzes vom 28. Maͤrz 
1845. ausgereicht werden. Die Kupons der neuen Serie, die zur Zeit der Praͤ⸗ 
— fentation dieſes Talons ſchon von der vierjaͤhrigen Verjaͤhrungsfriſt betroffen wor 
> den, werden nicht mehr verabfolgt. 
> Eine etwanige Kündigung des obigen Pfandbriefes hat die Wirkung, daß 
für denſelben nach dem Faͤlligkeitstermine eine neue Kupons = Serie nicht mehr 
ausgereicht wird, der Talon alſo von da ab rechtlich ſeine Bedeutung verliert. 


(Trockener Stempel.) (Schwarzer Stempel.) 
Königl. Preuß. D gandfebafts Departements; 


ireftion zu Stargard, 
(Drei Unterſchriften.) 
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5 Kupons, welche durchſtrichen oder durchlocht ſind, oder von 
Weihnachten 18. welchen eine Ecke oder ein Randtheil innerhalb der Umfaſſungs⸗ 
Arabeske abgeſchnitten worden, verlieren ihre Guͤltigkeit. 


ö Kupons, welche durchſtrichen oder durchlocht ſind, oder von 
Johannis 18. welchen eine Ecke oder ein Randtheil innerhalb der Umfaſſungs⸗ 
Arabeske abgeſchnitten worden, verlieren ihre Guͤltigkeit. 


Ueber den Empfang der Zins-Kupons-Serie n 1. bis 10. nebſt Talon zu dem um⸗ 
ſtehend bezeichneten Pfandbriefe wird hiermit quittirt. 


Bemerk. Obiges Quittungsformular iſt von dem Praͤſentanten dieſes Talons zu 
unterzeichnen. 


Bei⸗ 
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Beilage zu $$. 34. 42. 64. 75. 81. 102. 


J. Dienſteid des Generallandſchafts⸗Direktors und General⸗ 
5 Landſchafts⸗Raths. 


„Ich N. N. ſchwoͤre zu Gott dem Allmaͤchtigen und Allwiſſenden, daß, 
nachdem ich zum (Generallandſchafts⸗Direktor, Rath) der Pommerſchen Land⸗ 
ſchaft erwaͤhlt und beftätigt worden, Sr. Königlichen Majeſtaͤt von Preußen, 
meinem Allergnaͤdigſten Herrn, ich unterthaͤnig, treu und gehorſam fein, die 
Verfaſſung gewiſſenhaft beobachten, auch das Intereſſe des geſammten Kredit⸗ 
vereins und der Aſſozürten durch genaue Befolgung des Landſchaftsreglements 
und der uͤbrigen Verordnungen und verfaſſungsmaͤßigen landſchaftlichen Be⸗ 
ſchluͤſſe befoͤrdern und uͤberwachen und alle mir vermoͤge meines Amtes oblie- 
genden Pflichten nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen genau erfuͤllen will. 
So wahr mir Gott helfe 2. ö 


II. Dienſteid des Geuerallandſchafts⸗ Syndikus, Generalland⸗ 
ſchafts⸗-Rendanten und der übrigen Beamten bei der General- 
: Landſchafts⸗ Direktion. 


„Ich N. N. ſchwoͤre zu Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß, 
nachdem ich zum (Generallandſchafts-Syndikus, Generallandſchafts-Rendan⸗ 
ten ꝛc.) beſtellt worden, Sr. Königlichen Majeſtaͤt von Preußen, meinem Aller⸗ 
gnaͤdigſten Herrn, ich unterthaͤnig, treu und gehorſam ſein, die Verfaſſung ge⸗ 
wiſſenhaft beobachten, auch die Vorſchriften des Landſchaftsreglements und der 
uͤbrigen Verordnungen und verfaſſungsmaͤßigen landſchaftlichen Beſchluͤſſe, 
meiner Dienſtinſtruktion gemaͤß, genau befolgen, die mir aufgetragenen Ge⸗ 
ſchaͤfte treu und gewiſſenhaft beſorgen und alle mir vermoͤge meines Amtes 
obliegenden Pflichten nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen treulichſt er⸗ 
füllen will. So wahr mir 20, a 


II. Dienſteid des Landſchaftsdirektors, des Landſ aftsraths 
f und Aa chaten u 


„Ich N. N. ſchwoͤre zu Gott dem Allmaͤchtigen und Allwiſſenden, daß, 
nachdem ich zum (Landſchaftsdirektor des Niſchen Departements, Landſchafts⸗ 
rath ꝛc., Landſchaftsdeputirten des Niſchen Kreiſes, N. N. ſchen Departements) 
erwaͤhlt worden, Sr. Koͤniglichen Majeſtaͤt von Preußen, meinem Allergnaͤ⸗ 
digſten Herrn, ich unterthaͤnig, treu und gehorſam ſein, die Verfaſſung ge⸗ 
wiſſenhaft beobachten, auch das Intereſſe des Departements und der dazu ge⸗ 
hoͤrigen Kreiſe, ſowie auch des ganzen Kreditvereins durch genaue e 

(Nr. 4811.) aa e 
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des Landſchaftsreglements und der uͤbrigen Verordnungen und verfaſſungs⸗ 
mäßigen landſchaftlichen Beſchluͤſſe, ſowie durch treue und gewiſſenhafte Ge⸗ 
ſchaͤftsfuͤhrung in Uebereinſtimmung mit den Landesgeſetzen befoͤrdern und alle 
mir vermoͤge meines Amtes obliegenden Pflichten nach meinem beſten Wiſſen 
und Gewiſſen genau erfüllen will. So wahr mir ꝛe.“ 


IV. Dienſteid des Departementslandſchafts⸗ Syndikus, Land⸗ 
ſchaftsſekretair, Landſchaftsrendanten und Kanzleidiener. 


„Ich N. N. ſchwoͤre zu Gott dem Allmaͤchtigen und Allwiſſenden, daß, 
nachdem ich zum (Landſchaftsſyndikus, Landſchaftsſekretair ꝛc.) bei dem N. N. ſchen 
Landſchaftsdepartement beſtellt worden, Sr. Koͤniglichen Majeſtaͤt von Preußen, 
meinem Allergnaͤdigſten Herrn, ich unterthaͤnig, treu und gehorſam ſein, die 
Verfaſſung gewiſſenhaft beobachten, auch die Vorſchriften des Landſchafts⸗ 
Reglements und der uͤbrigen Verordnungen und verfaſſungsmaͤßigen landſchaft⸗ 
lichen Beſchluͤſſe, meiner Dienſtinſtruktion gemäß, genau befolgen, die mir auf; 
getragenen Geſchaͤfte treu und gewiſſenhaft beſorgen und alle mir vermoͤge 
meines Amtes obliegenden Pflichten nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen 
treulichſt erfüllen will. So wahr mir ꝛc.“ 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


